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Die Mängel der bisherigen Verwaltung 



Dafi in diesem Kriege die Nahrungsmittelversorgung nicht richtig 
funktioniert, ist unbestritten, daß dieser Fehler aber auf unsere 
innere Verwaltung und ihre gewaltigen Mängel zurückzuführen ist« 
wird mancher Landrat leugnen. Zwei Mängel sind es vor allem, die 
die Wurzeln alles Uebels sind: dem Bauern und Landmann mangelt 
vielfach das staatsbürgerliche Empfinden, und wenn das durch Zwang 
wieder gutgemacht werden soll, dann findet sich, daß dieser Zwang 
gar nicht ausgeübt werden kann auf dem Lande, daß bei diesen ehren- 
amtlichen Beamten eine Hand derartig die andere wäscht, daß niemand 
dem anderen wehe tim kann. 

Was jahrhundertelang in Preußen zum Nutzen des regierenden Land- 
adels und Großgrundbesitzes eifrig verfochten wurde, der Unterschied 
zwischen Stadt und Land und das ehrenamtliche System in der länd- 
lichen Gemeinde imd KreifSverwaitung, rächen sich hier auf das grau- 
samste. Jahrzehntelang hat man die Urbanisation des Landes künst- 
lich aufgehalten. Jetzt ist man erstaunt, daß dem TjjnHwiflnn das Ver- 
ständnis, mangelt für die Notlage des Städters. 

Trotzdem wollte die preußische Verwaltungsreform grundsätzlich in 
der Verfassung der inneren Verwaltung nichts ändern. Es sollte alles 
so bleiben wie es war, nur einige Behörden sollten fortfallen und damit 
einige Beschwerdeinstanzen. Man möchte wohl die politischen Beamten, 
Landrat und Oberpräsidenten beibehalten, aber nicht die impolitischen, 
z. B. die Regierungspräsidenten, die technisch die Sache fördern. Nicht 
rütteln wollte man an der hochkonservativen Provinzialverwaltung, 
der reaktionären Kreisverwaltung imd dem autokratisch regierten Guts- 
bezirk. 

SehQoking, Demokratlsierang Preufieoa. 1 
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Demokratie das Gemeinde- 
Gutsbezirken, Schaffung 
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wird endlich, endlich Staats- 
Ilessen pflegen bekanntlich 
^gründen, daß sie unler den 
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n, daß wir grimd sätzliche 
leinde hatten. Die größeren 
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Bauer zum Bürger und den 
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auch den Edelmann zum Bürger in der Landgemeinde, deren gemin- 
derte Rechte seine eigene Stellung bisher erhöhten. Alles, was die 
Städte errungen haben, die bisher bei uns der Sitz der Kultur und 
des Kulturfortschritts waren, käme dann auch ihren gedrückten 
Schwestern, den bisherigen Landgemeinden, zugute. Es soll hier zu* 
nächst nur von dem Wichtigsten gesprochen werden, dem Prinzip der 
Oeffentlichkeit der Ver^^altung. Auf dem Lande bei uns ist die Ver« 
waltung bisher das tiefste Geheimnis. Das Dreiklassenwahlrecht, eine 
beschränkte Oeffentlichkeit der Sitzungen der Gemeindevertretung, 
Borgte dafür, daß niemand außer denjenigen, die der Gemeinde* 
Vertretung nahestanden, wußten, was diese überhaupt vorhatte. Ga- 
nieindeversammlungshäuser, die das elendeste Nest in Belgien hat, 
gibt es bei uns nicht, die Veröffentlichung von Bekanntmachungen auf 
dem Lande ist in Preußen das dunkelste Gebiet der Verwaltung. Die 
Konservativen bei uns wußten bisher, weshalb das alles so war. Es 
wäre dringend wünschenswert, in der ganzen Gemeindeverwaltung 
die Oeffentlichkeit stattfinden zu lassen, die schon in der Großstadt 
herrschen soll. Aber herrscht in der Großstadt tatsächlich Oeffentlich- 
keit der Verwaltung? Die Stadtverordnetensitzungen sind öffentlich, 
allerdings. Aber die Haushaltpläne der großen Städte werden nicht 
selten absichtlich so gedrängt und unter fortgesetzter Bezugnahme auf 
Spezialetats summarisch aufgestellt, daß es oft sehr schwer für den 
Bürger ist, sich ein Urteil zu bilden, zumal ihm grundsätzlich Einsicht 
in die Spezialetats vorenthalten .wird. Aber, wird man sagen, die 
Kreisausschußsitzungen sind doch öffentlich. Im Prinzip ja. In der 
Praxis ist diese Oeffentlichkeit dem königlichen Landrat höchst um- 
erwün^scht. Man kann ja auch stets die Sitzung zu einer geheimen 
machen, in jedem Augenblick. Unsere Presse macht jedenfalls, wan 
Berichterstattung anlangt, von dieser Oeffentlichkeit der Kreis- 
ausschußsitzungen höchst wenig Gebrauch, und unsere Presse wird 
wissen, weshalb sie das tut. 

Aus der theoretischen Gleichstellung von Stadt und Land, was die 
Gemeindeverfassung angeht, ergeben sich aber auch für die bisherigen 
Städte ungeahnte Vorteile. Ebensowenig, wie man auf dem Lande 
das stlidtische Doppelkolleg von Magistrat und Stadtverordneten ein- 
führen wird, das nur dazu da ist, um Reibungen und Schwierigkeiten 
zu machen, die der Aufsichtsbehörde Anlaß zum Einschreiten geben, 
ebensowenig wird man in der Stadt dort, wo es ist, cUeses mit un- 
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üer läßt sich unendlich viel 
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von selber, daS der Qe- 
les einen Kollegiums ist und 
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sein, wenn er all diesen fleißigen Arbeitern politische Rechte deshalb 
verweigern will, weil sie nicht dem männlichen Geschlecht angehören. 
Frauen haben zudem an den Einrichtungen der Gemeinde vielfach ein 
noch größeres Interesse als die Männer. 

Selbstverständlich kann nicht die ganze Einwohnergemeinde 
wahlberechtigt sein. Einwohnern, die die Reichszugehörigkeit nicht 
besitzen, wäre das Wahlrecht zu versagen. Voraussetzung für das 
Wahlrecht ist der Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte. Aufhören müßte 
der Ausschluß der Armenunterstützungsempfänger vom Gemeinde- 
wahlrecht. Wie würde das eine Armenkommission aufrütteln, wenn 
mal ein Bürger hineinkäme, der die Verwaltung unserer Armenhäuser 
am eigenen Leibe kennen gelernt hat Die HausbesitzerprivUegien, 
das Erfordernis der Selbständigkeit, der Zensus, alles Mittel, mit denen 
die herrschenden Klassen die Macht des Proletariats bisher brechen 
konnten, müssen endlich fortfallen. Der Arbeiter, der infolge von 
großer Kinderzahl und Schulden bisher frei von Gemeindesteuern war, 
liat insolge seiner großen Familie und der Schwierigkeit, sie zu er- 
nähren, wahrhaftig ein Interesse daran, daß die Gemeindeverwaltung 
in erster Linie zugunsten der Minderbemittelten eingestellt wird, daß 
fiie volkstümlich wird und sozial. Voraussetzung für das Wahlrecht ist 
die Volljährigkeit. Die Ausübung des Wahlrechts müßte vermittels 
der Verhältniswahl geschehen, wofür Bayern vorbildlich geworden ist 

Es ist das Wesen der Demokratie, daß sie stets mit und unter der 
s Kritik der ganzen Bevölkenmg arbeitet, unter der Anteilnahme und 
der Aufsicht aller Bevölkerungsgruppen. Das aristokratische Regiment 
muß alles mit dem Schleier des Geheimnisses bedecken, weil überall 
die Kritik zu fürchten ist Ein demokratisches Regiment kann die 
Kritik und die Oeffentlichkeit nicht entbehren. Die Demokratie ar- 
beitet mit der Popularität, die Aristokratie mit dem Zwange. Eine 
nach demokratischen Gesetzen wahlberechtigte Einwohnergemeinde 
würde zweifellos an der Gemeindeverwaltung und Gemeindeverfassung 
größeres Interesse haben als die jetzige Bürgergemeinde, die zum Bei- 
spiel in den Städten der Provinz Hannover nur einen verhältnismäßig 
kleinen Prozentsatz der Einwohner umfaßt. 

Von kommunalpolitischem Interesse erfüllt wäre die wahlberech- 
tigte Einwohnerschaft der Gemeinde aber erst, wenn sie als Bürger- 
Versammlung anerkannt wäre. Welch klägliches Leben führen bisher 
unsere Bürgervereine. Wie verachtet und gedrückt ist ihre Stellung. 



Und doch sind sie in der Zeit der schlimmsten Reaktion die Träger dei 
Gedankens der Bürgerkorporation gewesen. Wenn sie auch nichts zu 
sagen hatten, wenn auch ihre Eingaben von den Magistraten vielfach 
gar nicht mal beantwortet wurden, im preußischen und im^leutschen 
Volke ist der Gedanke des „Initiativbegehrens" niemals eingeschlafen« 

Die Einführung einer Bürgerversammlung als gesetzliche Ein- 
richtung für die Gemeindevertretung wäre äußerst wertvoll. Das wäre 
ein Unterbau für das Einheitskolleg der Gemeinde. In der Schweiz hat 
sich die Volksabstimmung durchaus bewährt. In der alten hannover- 
schen Landgemeindeordnung war etwas Aehnliches beabsichtigt In 
der schleswig-holsteinischen Städteordnung gibt es jetzt noch eine wähl- 
berechtigte Bürgerschaft, die vor Wahlen bei den Vorstellungen der prä- 
sentierten Kommimalbeamten als Korporation zusammentritt. Deshalb 
spielt auch der Bürgerverein in Schleswig-Holstein noch solche Rolle. 
Die Volksabstimmug ist in der Schweiz obligatorisch für die Gemeinde- 
ordnung, für Ausgaben in bestimmter Höhe und Schaffung bestimmter 
Aemter. Ein solches „Referendum" in die Gemeindeordnung auf- 
zunehmen, wäre eine demokratische Forderung, die vielleicht aller- 
dings eine bessere Volksschule als die bisherige preußische notwendig 
macht. Zeigt doch, wie gesagt, der im Volke bisher nie entschlum- 
merte Gedanke des Bürgervereins immer wieder, daß das Volk den 
Gedanken, in der Verwaltung der Gemeinde auch außerhalb der Ge- 
meindewahlen selbständig mitzuarbeiten, für vollkommen selbst- 
versländlich hält. 

Das Schweizer Initiativbegehren, demzufolge jeder Stimmberechtigte 
eine „Motion" einreichen kann über Gegenstände, die in die Kompe- 
tenz der Gemeinde fallen, über welche Motion bii genügender Unter- 
stützung durch andere Stimmberechtigte von der Gemeinde durch Ab« 
Stimmung entschieden werden muß, erscheint höchst nachahmenswert 

Wir würden zu einer ganz anderen Verantwortlichkeit unserer Ge- 
meindevertreter kommen, wenn wir außer der Gemeindevertretung 
eine Gemeindeversammlung hätten, d. h. eine Versammlung der Wahl- 
berechtigten. Unsere Gemeindevorsteher und Bürgermeister sind bis- 
her nur den Aufsichtsbehörden verantwortlich. Diese waren bisher 
reaktionär, junkerlich und kulturfeindlich, das heißt orthodox, Feinde 
von Krematorien und geistigen Bewegungen, Freunde der Großgrund- 
besitzer und deshalb Feinde der Arbeitsnachweise, Feinde alles poli- 
tischen Lebens und deshalb Gegner von Gemeindeversammlungssälen» 
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Kurz alles, was bürgerliche Gleichberechtigung, Freiheit und bürger- 
liche Selbständigkeit fordert, war bisher jedem Landrat und Regie- 
rungspräsidenten verächtlich und verdächtig. 

Die Gemeindevertretung, die derartiges förderte, hatte es aber mit 
den Aufsichtsbehörden zu tun, nicht mit den Gemeindemitgliedern* 
Wie würde die Selbständigkeit der Gemeindevertretung erstarken, 
wenn ihr der Rücken gedeckt wäre durch eine fortschrittlich und sozial 
denkende Gemeindeversammlung! 

Man glaube nicht, daß unsere Aufsichtsbehörden von heute auf 
morgen freiheitlich und fortschrittlich sein werden. Dazu fehlt uns 
das Personal viel zu sehr. Wo gibt es auch nur freisinnige Regierungs- 
assessoren? Die Gemeinden müssen also Garantien haben, daß Auf- 
sichtsbeamte ihren Einrichtungen und Bestrebungen nicht wieder zur 
Bremse werden können. Und die beste Garantie wäre diese Ge- 
meindeversammlung. Es ergibt sich daraus unmittelbar, daß die Ge- 
meinde bei Festlegimg ihrer neuen Grenzen nicht zu groß werden darf. 
Volksversammlungen von Tausenden von Mitgliedern sind nicht ver- 
handlungsfähig. Selbstverständlich kann man mit Bezirkseinteilungen 
arbeiten. Abeir immer muß man im Auge behallen, daß der Fehler 
der hannoverschen Landgemeindeordnung vermieden wird, die überall 
dort, wo die Versammlung zu groß wird, an die Stelle der Gemeinde- 
versammlung den dauernden Gemeindeausschuß setzt Dann sind die 
ganzen Wirkimgen natürlich beseitigt. 

Noch eins ist zu beachten : das Interesse für die Politik, das wir so 
notwendig brauchen, kommt durch die Gemeindepolitik. Erst wenn 
wir das Interesse für die Kommunalpolitik anregen imd fördern, kön- 
nen wir das Volk so politisieren, daß die Demokratisierung der Ein- 
richtungen von Nutzen ist. Durch die Anteilnahme an der Gemeinde- 
politik lernt der einzelne die Zusammenhänge der Gemeindepolitik mit 
der Staatspolitik kennen. Wenn wir alle Staatsbürger werden wollen, 
nicht nur Wähler, sondern auch Personen, die sich dafür interessieren, 
wie die gewählten Vertrauenspersonen unsere Schicksale leiten, dann 
müssen wir erst mal als Bürger unserer Gemeinde an deren Schick- 
salen Anteil nehmen. 



TTvin auch nur flüchtiges Studium des vorstehenden Programms einer 
•*-' Verwaltungsreform läßt zunächst die Frage aufkommen, ob für der- 
artige Reformen un8 ihre Durchführung denn in Preußen die geeigneten 
Leute vorhanden sind. Alles, was liberal war, ist geflissentlich ein 
halbes Jahrhundert und länger, eigentlich immer, abgesehen von der 
kurzen Kulturkampfperiode, aus allen maßgebenden Stellen ausge- 
schaltet worden. Damit, daß jemand Junker war, schien er in Preußen 
immer schon berufen zur Regierung des Volkes. Intelligenz machte 
stets verdächtig, wissenschaftliche^ Leistungen konnten leicht zu libe- 
raler Weltauffassung führen. Die Hauptsache war und blieb immer, 
daß gegen das herrschende konservative Regiment keine Opposition 
gemacht wurde, und das war wieder nur möglich, wenn der Beamte 
entweder selbst Junker war oder doch völlig in ihrem Fahrwasser. 

Diese Frage der Verjunkerung der Verwaltung ist die schwierigste 
und wichtigste. Es ist unmöglich, sie zu behandeln, ohne die Stellung 
des Adels im preußischen Staate und seine, des Adels, Bedeutung für 
diesen Staat eingehend zu würdigen. 

Bei der Charakterisierung der inneren Dynamik Preußens tritt uns 
immer wieder das Schlagwort „Junkerstaat'' entgegen. Und in der 
Tat, der Adel ist bei ims durch das Heer mit manchem, wenn auch 
verfassungswidrig, so doch seit langer Zeit dem Adel vorbehaltenen 
Offizierkorps, durch den Großgrundbesitz mit seinen Privilegien und 
durch die Verwaltimg mit ihrer Bevorzugung adliger Anwärter in un- 
serem Staatsleben so fest verankert, daß wohl kein Staat ähnliches auf- 
zuweisen hat. 

Von den Konservativen wird das als die Stärke unseres Staates an- 
gesehen, daß wir eine erblich herrschende Klasse haben, gestützt 
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durch Privilegien und Gewohnheitsrecht. Die Konservativen behaup- 
ten, daß, wenn das Wesen des Staates nun doch einmal die Herrschaft 
einer Klasse sei,, bei uns diese Frage dadurch denkbar glücklich ge- 
löst sei, daß bei lins der Adel die Herrschaft des Geldes ebenso, wie 
die machthungriger Advokaten ausschließe, das aber mache uns bo 
stark. 

In diesen Ideengängen muß etwas Wahres sein, denn unsere Adels- 
herrschaft ist im Heer, im Großgrundbesitz imd in der Verwaltung 
statistisch nachweisbar, und Preußen-Deutschland hat im Weltkrieg 
doch sicher eine Festigkeit bewiesen', eine Organisation patriotischer 
Betätigung, daß eine ganze Welt von Feinden mit siebenfacher Ueber- 
macht daraiv abgeprallt ist. 

Studieri man genauer dieses Ringen, dann fällt schon bald, vor allem 
nach einem Vergleiche Deutschlands mit den anderen Ländern, auf, 
daß weder imser Großgrundbesitz, der mit dem Adel so ver- 
schwistert ist, noch die innere Verwaltung, in der der Adel so bevor- 
zugt wird, irgendwelche hervorragenden Verdienste aufweisen können. 
Die preußische Verwaltung, ausgenommen die der großen Städte, die 
ganz bürgerlich ist, hat, was Erfassung und Verteilung der Lebens- 
mittel angeht, so versagt, daß die Entrüstung darüber eigentlich nur 
noch durch die über den preußischen Großgrundbesitz übertroffen 
wird. 

Daß der Feudalismus in unserem Agrariertum oder in unserer Ver- 
waltung, diesen wichtigsten Zweigen unseres Lebens im Kriege, irgend 
etwas genutzt habe, wird kein Mensch behaupten wollen oder köimen. 

Wir hatten hohe Getreideschutzzölle, aber wir haben unsere Ge- 
treideproduktion noch ganz kurz vor dem Kriege mit unglaublichem 
Leichtsinn ins Ausland verkauft. Und wenn die Anbaufläche bei uns 
durch die Bestrebungen des Agrariertums vor dem Kriege verhällnis- 
mäßig groß war, so ist das kein Verdienst des Feudalismus im 
Agrariertum. 

Was die Verwaltung im Kriege angeht, so zeigt sich ein klaffender 
Gegensatz zwischen Stadt und Land, der uns zum Unsegen gereicht, 
aber von der preußischen Verwaltung bisher sorgsam gezüchtet war. 
Die mangelnde Urbanisierung des Landes war ein Fehler. Für diesen 
Fehler aber trifft die Hauptschuld den Feudalismus, der der Gleich- 
macherei zwischen Stadt und Land stets nach Kräften widerstanden hat 

Es bleibt also nur das Heer, das in Preufien und den Bundes- 
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kontingenten, soweit die Militärkonvention das ermöglichte, stets so 
aristokratisch wie möglich war. 

Die Frage, ob sich der Feudalismus hier bewährt hat, möchte ich 
trotz demokratischer Lebens- und Wellanschauung oder gerade wegen 
derselben bejahen. 

Der Krieg ist keine Kulturbetätigung. Der Krieg ist heutzutage in 
der Hauptsache eine fortgesetzte Herbeiführung von Unglücksfällen 
großen Stils durch Maschinen immer größerer Kompliziertheit. Der 
Krieg ist die Vernichtung des Lebens, der Kultur und damit der größte 
Feind des Kulturfortschritts. Das ist bis zu einem gewissen Grade 
der Krieg auch immer gewesen. Ein humaner Krieg ist ein Unsinn, 
Wenn das aber richtig ist, folgt der Krieg anderen Gesetzen, als das 
Leben. Die Gesetze des Krieges im Zusammenhange wissenschaftlich 
aufzuzeigen, gelang noch keinem, und man behilft sich mit der Routine 
und einer Fülle von Erfahrungstatsachen, deren innerliche Ursachen 
völlig unerforscht sind. Die Soziologie ist noch großenteils Neuland, 
die Soziologie des Militärs erst recht. Preußen hat seit Jahrhunderten 
die überwiegende Routine im Krieg, Einrichtimgen, die sich bewährt 
haben, Erfahrimgen in der Kriegführung, die außerordentlich wert- 
voll sind und sorgfältig verarbeitet werden. Jede Einricbtimg beim 
Militär ist und wird auf diese Erfahrungen hin geprüft Im Frieden 
erscheint manche Einrichtung unverständig und widersinnig, aber man 
weiß bei uns, daß es nur einen Prüfstein gibt, nämlich das Gefecht, 
daß im feindlichen Feuer dem dümmsten Rekruten manches selbst- 
verständlich wird, was unter Friedensverhältnissen imverständlich, ja 
widersinnig erscheint. Man achtet bei uns diesen Gegensatz zwischen 
Krieg und Frieden. Man weiß, daß für den Krieg unerforschte Ge- 
eeiza gelten, wunderbare Notwendigkeiten. Deshalb verbürgerlichS 
man den Krieg bei uns so ungern, und deshalb konserviert man für 
ihn, soweit das heute möglich, die eigenartigen Einrichtungen der 
despotischen Kommandogewalt, des Kadavergehorsams der Disziplin, 
der strengen Strafen des Militärstrafgesetzes und der scharfen Klassen- 
unterschiede. Hier haben wir es nur mit den letzteren zu tun, denn 
der Feudalismus setzt hier vor allem mit seiner ganzen Bedeutung ein. 

Der Feudalismus beruht auf Differenzierung. Der Adel will sich 
nicht nur vom Bürger und Bauern unterscheiden, auch der hohe Adel 
vom niederen, der Uradel vom Briefadel, der alte vom neuen, der 
stiftsfähige Adel von solchem, dessen Stammbaum durch bürgerliche 
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Aszendenz verbastardiert ist. Jeder Adlige bringt also ein hervor- 
ragendes Verständnis für die Unterscheidung mit, einen mehr oder 
weniger tiefen Abscheu gegen den Gleichheitsgedanken, ein hervor- 
ragendes Verständnis für Abstufung. Die Klassenunterschiede aber 
wirken beim Militär so günstig, weil sie zur Hebung der Disziplin so 
beitragen. Je mehr Stufen, desto mehr Selbstachtung der höchsten 
Stufen, desto mehr Achtimg unterer Grade vor höheren, desto leichter 
für höhere Grade durch niedere von den untersten Achtung zu er- 
zwingen. 

Aber nicht nur das. Die vielen und scharfen Klassenunterschiede 
erhöhen auch den Mut des Mannes im Gefecht Wenn der Offizier, 
der sich aus Gründen der Disziplin von der Mannschaft absondern 
mußte, sich im Gefecht der Mannscfaiaft gleichstellt oder sich sogar 
grundsätzlich auf den gefährlichsten Punkt stellt, dalm wirkt diese 
Gleichstellung eines sonst höher Gestellten so anfeuernd, dafi der 
Untergebene die Gefahr gering schätzt, die der Führer mit ihm trägt 
Zwischen Mannschaften und Offizieren entspinnt sich dann ein edler 
Wetteifer, der dem Ganzen dient Also diese scharfen Klassenunter^ 
schiede, diese Einteilungen in Offiziere, Unteroffiziere und Mann- 
schaften erhöhen die Disziplin und den Gefechtswert. 

Aber der Feudalismus ist nicht nur dadurch wertvoll, dafi er die 
sonst im Frieden unsinnig scheinende Differenzierung begünstigt. Der 
Feudalismus pflegt die militärische Tradition. Und diese Tradition 
ist im 20. Jahrhundert außerordentlich wichtig. Das Wesen des 
Krieges ist der Vemichtungsgedanke, ihn lebendig zu erhalten, wird 
Millionen von Kulturträgem, die aus friedlichen Beschäftigungen kom- 
men, außerordentlich schwer. Wem liegt denn eigentlich das Töten 
fremder, unbekannter Menschen? Wenn der Staat es zu seiner Selbst- 
erhaltung tun muß, wird er glücklich sein über eine Kriegerkaste, die 
seit Jahrhunderten züchtet auf den Vernichtungsgedanken, die Men- 
schen hervorbringt, denen der Krieg etwas Selbstverständliches ist, 
eine Hantierung, deren Technik sich von Generation zu Generation 
vererbt Erworbene Fähigkeiten sollen sich bis zu einem gewissen 
Grade vererben. Zweifellos besteht da Adel und militärischer Beruf 
sich im Mittelalter deckten, im Adel jetzt noch starke Neigung zu mili- 
tärischem Denken, militärischer Lebensauffassung. Es ist die Auf- 
fassung der Kriegerkaste. Wohl ist eine Art Brutalisierung des» Men- 
schen damit verbunden. Für den Krieg aber ist diese Auffassung 
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wertvoll; denn die grofien Massen, die die allgemeine Wehrpflicht aut- 
bringt, weTden dadurch militarisiert. Militärisches Denken wird ein- 
geimpft So ist der Adel für die Verbreitung militärischen Geistes, 
für die militärische Erziehung im Volksheer wertvoll. Ob der Adel 
an sich sonst mehr militärische Begabung hat, ob die Kriegerkaste eine 
Vererbung wertvoller militärischer Eigenschaften fördert, wie weit sich 
überhaupt erworbene Eigenschaften vererben, ist zu bestritten, als 
daß man hier darauf eingehen könnte. Sicher ist nur, daß ein gewisser 
Geist des Militärhandwerks ein überaus nützliches Milieu ist, in dem 
die neuen Kriegergenerationen immer wieder aufwachsen, nützlich, 
wenn überhaupt Krieg sein muß. 

Aber nicht nur die Züchtimg militärischer Denkart macht den Adel 
wertvoll für das Militär, nicht nur die Aufrechterhaltung des Ver- 
nichtimgsgedankens, die die Verbrüdenmg verhindert und pazifistische 
Ideen als unmoralisch, weil unverständlich, bekämpft, sondern auch 
das Verständnis für Differenzienmg nicht nur der Soldaten, sondern 
auch der Formationen. 

Den Wetteifer, das zeigt dieser Krieg, kann man nicht besser be- 
leben, als dadurch, daß man Kompanien und Bataillone, Regimenter 
und Divisionen, Fußartillerie und Feldartillerie, Bayern und preußische 
Garde, Württemberger und Brandenburger zum Wettkampf anspornt 
Dieses Arbeiten mit Unterschieden und Auszeichnungen, mit Ver- 
leihungen und Abzeichen ist offenbar praktisch und erfolgreich. Auch 
für diese Differenzierung hat der Mann, der feudalistisch denkt, be- 
sonderes Verständnis. Wichtiger aber, wie gesagt, ist noch die mili- 
tärische Denkart überhaupt, die im nationalen Gegner den persön- 
lichen Todfeind sieht, dabei aber auch durch das Christentum nicht be- 
hindert wird und als Mitglied der herrschenden Klasse die Staatsräson 
über das Christentum stellt Das Christentimi wird so dogmatisch auf- 
gefaßt, daß es gegen den „Humanitätsduser' verwandt werden kann. 

Es versteht sich von selbst, daß in einer Armee, die von wirklich 
kriegerischem Geiiste beseelt ist, sich eine gewisse Veirrohung un- 
angenehm bemerkbar machen muß. Das Leben und die J^bensformen 
müssen unerträglich werden, wenn es sich fortgesetzt um den Ge- 
danken handelt, Menschen zu vernichten. Die Härte des Kriegs- 
dienstes, die Ueberspannung der Leistimgen, bei Offensiven z. B. nachts 
marschieren und bei Tage fechten, das Ungeheure der Anstrengungen 
übermüdet, überreizt und macht die Menschen feindlich, imduldsami 

12 



ungeduldig, grob und erbittert Trotz aller Disziplin und aller Klassen- 
tmterschiede muß es zu Ausschreitungen kommen infolge der auorma« 
len Lebensumstände. Und da ist wieder der Junker wichtig mit seiner 
Erziehimg zur Form, der Mann, dem gute Formen nicht Ausdruck edlen 
Menschentums, sondern * Erkennungszeichen der Zugehörigkeit zur 
herrschenden Adelsklasse sind. Eine gewisse Selbstzucnt, die immer 
die Formen beobachtet ihrer selbst wegen und in einer Ueberschätzimg 
derselben lebt, die dem denkenden Menschen unverständlich ist, bildet 
in den Mühsalen des Krieges geradezu einen Schatz. Die guten Um- 
gangsformen, die hier unter allen Umständen aufrechterhalten werden, 
sind die militärischen. Es zeigt sich hier, wie Erziehung zur Form imd 
Disziplin bis zu gewissem Grade identisch ist. Formen der Gesell- 
schaft, die sich die gute nennt, und Disziplin b'^rühren sich vielfach. 
Selbstbewußtsein und Benehmen vor der Front gehen ineinander über. 
Wir sehen, Junkertum und Armee sind Begriffe, die miteinander zu- 
sammenhängen. Wie wurde übrigens die erfolgreiche, gutorganisierte 
Armee der demokratischen Franzosen unter Napoleon monarchisch und 
aristokratisch? Der Feudalismus mit seiner Verneinung der riemch- 
lichen Gleichheit und der menschlichen Würde hat für das Militär 
theoretisch und praktisch unendlichen Wert; aber auch nur für dieses. 
Aus der Notwendigkeit des Krieges schöpft der Adel allein seine Be- 
rechtigung. Der Pazifist hält den Krieg aber in den meisten Fällen für 
entbehrlich. 

Sicher ist, daß eine entschiedene Bekämpfung des Kapitalismus die 
Hauptursachen des Krieges, die heutzutage ja immer mehr rein wirt- 
schaftliche sind, aufheben würde. Damit entschwände dann aber auch 
die Berechtigung des Adels. Es ist interessant, daß in anderen Län- 
dern der Zusammenhang zwischen Krieg und Adel zuweilen leichter 
erkennbar ist, als bei uns. In Dänemark erhielt lange Zeit jeder Offi- 
2der mit dem Offizierspatent den persönlichen Adel, der merkwürdiger- 
weise auf die Töchter überging, mit deren Verheiratung oder Tode er 
ja erlosch, während die Söhne ihn erst selbst durch ein Offizierspatent 
erwerben mußten. In allen fortgeschrittenen Ländern hat seit dem 
vorigen Jahrhundert das Bürgertum, soweit es einsichtig und selbst- 
bewußt war, Adelsverleihungen als eine Art Beleidigung des Bürgers 
betrachtet. Die Franzosen hoben den Adel in der großen Revolution 
auf imd bestraften den Aristokratismus mit der Todesstrafe. Sie b^ 
trachteten den Adel als Volksverrat, als Verrat an den Grundsätzen 
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&Jel?|i@C?4S*ii£)|Ä'l9 Volke, jedes Üeberragea 
^H€^Sfi^8^ä^S^I^*^'^° ^^^ Franzosen alB 
^SiB'ftfj||fS*^8?^S|^HKerhöhiiung desselben und 
^^'flltfM^^-V B'4B'W|^Bprinzip. Eine Gliederung 
liaili/Sji^lllJtASbundsätzlicb ausscblie&en. 
t^niKjiSb'lviJ^^tAllwi Authebung des Adels ge- 
|rgfJ|.<j*A|SM']|^'-'Hif9'liii^g^ Hansestädte. Immer 
|ljj^gliljnnatj£i'^anke an die Notwendigkeit 
j^^'Ts^SH» ^li tt^^t <>°^ starken Militär^ 

A'ttwi^Jv^Smtt^es MUitare, also im mo- 

Vä^[^l!gt!(^gMK[i^d gefäbrOch. Der Adlig« 

~^«k€^MtSl6lll>iSMd Hiebt aU StaaUbflrger, 

'^-'^MfliiJliStSJe^'Fainme lu fUblen. Das 

pk^^^^t^^i^erisein", Familienegoietnu« 

"'^'^CeS^xcE'tä^inleuials die richtige Staats- 

"■ ~ '■^- -'^s Wohl aller, das Streben 

jjigibgc. Solchen bürgerlich Übe- 

^^c^ immer geneigt, auf sein« 

[;^^^ nicht unbeträchtlich sind, 

^«o'äv4&, also bis in das 19. Jahr- 

S^^Aiebr oder weniger Adels- 

f:hen und wirtschaftlichen 
_ bunderten ganz von selbst, 
^fil*'a^ Verhältnisse darin gleich, 
gte^r Aristokratie geschwunden. 
so'gEr Großstadt. Die kulturelle 
£^!|^: fortgefallen. Ob ScbiUer 
~ ""*«Si^03^ lassen? Wirklich geistig 
I dem Adel hervor, obwohl 
&8 staatliche Leben ihn be- 
tr^^^^ogar auf dem ureigensten 
^aft, die führenden Männer 
[i^rch Zusammenstellung der 
Ü^f^ letztere doch wahrhaftig 
in, daß in der Landwirt- 
tq§:<i|t Adels, bürgerliche Guts- 




besitzet und Gutspächter die Junker nicht nur absolut, sondern auch 
Terhältnismäßig als Preisträger übertreffen. 

Nur militärische Gründe rechtfertigen also die Erhaltung des Adels. 
Kur, wenn wir dauernd Kriege führen müssen, ist seine Existenz ge« 
rechtfertigt. Wir ertragen sie oft nicht ganz leicht. Der Franrnsd hat 
einen Ausdruck „baron allcm.md". Darunter versteht er einen Mann, 
dei wenig hat und anmaßend auftritt. In Preußen hat man deu „baron 
allemand" schon mal abschaffen wollen, nicht nur in der Revolution 
von 1848, sondern viel früher. Die Schrift, die der Freiherr vom Stein 
über die Abschaffung des preußischen Adels entworfen hat, ist be- 
kanntlich spurlos verschwunden. Der Gedanke war damals noch nicht 
reif, weil das Heer den Adel zu nötig hatte. Aber jetzt, wo wir dem 
Abrüstungsgedanken nähertreten, wäre es sicher möglich, den Steine 
€chen Gedanken aufzunehmen. 
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auch, weil die Stadtverwaltungen sich ihre Leute selbst wählten. Von 
einem Oberbürgermeister verlangte man Tüchtigkeit Daß ein Land- 
rat, der Johanniterritter von altem Adel war, viel leistete, hielt kein 
Mensch in Preußen für selbstverständlich. Ein Oberpräsident ging mit 
dem Landadel um und repräsentierte. Ein Bürgermeister mußte ein 
Kommunalprogramm haben und Leistungen aufweisen. Wie sollte 
auch ein konservativer Staatsbeamter ein Programm haben. Der Kon- 
servativismus befindet sich seit langem so in der Verteidigungsstellung, 
daß von einer konservativen Aktion nicht die Rede ist Jetzt, seit dem 
Kriege, aber ist das konservative System so zusammengebrochen, daß 
die Minderwertigkeit desselben jedem klar geworden ist Die 
mangelnde Urbanisierung des Landes hat dazu geführt, daß das Land 
in bezug auf die Verproviantierung der Stadt versagte. Stadt und 
Land standen sich feindlicher als je gegenüber. Die Unterschiede, die 
konservative Landräte aus politischen Gründen gefördert hatten, wur- 
den krasser als' je imd zu einem Fluche des Landes. Aus allen Län- 
dern horte man zwar von der Begehrlichkeit der Agrarier, nirgends 
aber waren die Interessen <so widerstreitend, die Gegensätze zwischen 
Stadt und Land so unausgeglichen, wie bei uns. 

Man hätte glauben können, daß der Krieg in bezug auf den Feudalis- 
mus unserer Verwaltung Besserimg gebracht hätte. Weit gefehlt 
Nach AH Kriegsjahren waren von 12 Oberpräsidenten 10 adlig, von 
37 Regierungspräsidenten 26 und von 483 Landräten 248, also mehr 
die Hälfte. (T. H. in der „Hilfe" vom 7. Dezember 1918.) 
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\-^ß Bedürfnis, aich zu organi- 

"'Rfcmer in erster Linie eine ge- 

^ Organisation Ist die stärkste, 

pewissen Grade macht sie Be- 

^^^norganisationen überDUssig. 

E^E^Ertialb des Deutscheu Reiches 

l*^^3i9^^utBc'iB'' Korpsstudent«ntum3 

tr^chti^te Verbtodung ist Eis 

' der Justiz, gegen die Mon- 

t^iCMi: ungefätirlicher, als Angrilfe 

indes sind für den Eorps- 

, wie di3 At>3chaflung des 

Senl hängt mit seinem Herzen 

!sc|^d über alles Mögliche ge- 

sBivjtuni wagi man ebensowenig 

ucU nur eine objelstive Sehil- 

•^m mal ein französischer Zei- 

einen Entrüstungssturm in 

,Bealttion in der inneren 

les verziehen, nur nicht das 

'li^rpsstudententum in Preußen. 

80 unbeschränkt, seine Mit- 

'waltungsposten, seine Alten 

^e^fl^ehte und S.-C.-Vereinigungen, 




dafi man in der Bureaukratie, und diese ist bei uns nun einmal der 
'Wichtigste Teil der Bevölkerung, häufig geradezu von einer Art Neben- 
regierung des S. C. reden könnte. Jedenfalls kann man in Preußen 
nicht den Einfluß des Adels^ auf die Verwaltung untersuchen, ohne den 
studentischen Adel, das Korpsstudententum, zu erwähnen, das in der 
Verwaltung ebenso wichtig ist, wie der Adel. 

Man hat mir vorgeworfen, meine Behauptung, daß die Korps eine 
konservative politische Färbung hätten, sei dadurch widerlegt, dafi die 
Korps die Politik ausdrücklich ausschlössen. Immer wieder hat man 
in der Presse darauf hingewiesen, die Korps seien unpolitisch. Aber 
das glaube ich gerade nachweisen zu können, daß dies offizielle Un* 
pcditischsein, diese politische Kastration, den Konservativismus züchtet 
und den Korpsstudenten reaktionär macht. Ein Fuchs redet nicht über 
Religion, Politik und Studentenverbindungen. Das ist bei vielen deut- 
Bcben Korps die erste Belehrung, die dem Neueintretenden erteilt 
wird. Weshalb soll er nicht über Religion und Politik reden? Die 
Korps wollen keine bestimmte politische Färbung haben. Sie haben 
sich in der ersten Hälfte des vorigen Jahrhunderts von dem ,3urschen- 
schafterschwindel" des Deutschen Reiches sorgsam zurückgehalten und 
i^ollen so unpolitisch bleiben, wie sie waren. Die in der Jugend ver^ 
absäumte politische Belehrung läßt sich aber niemals nachholen. Da 
der junge Student sich nicht mit der Politik beschäftigen darf, wenn 
er Korpsstudent ist, entnimmt er seine politischen Anschauungen 
denen seiner Ratgeber, Führer und Vorbilder. Das aber sind die Alten 
Herren des Korps, fast durchweg Persönlichkeiten, die mehr oder 
minder konservativ sind und das Bestreben haben, die Jugend in den- 
selben Anschauungen zu erhalten, in denen sie etwas im Staate ge- 
worden sind. Wären in den Korps politische Debatten an der Tages- 
ordnung, würden politische Vorträge gehalten, wie in den Vereinen 
deutscher Studenten, so käme der Korpsstudent selbst zur politischen 
Stellungnahme. Aber politische Kastration und der Mangel an emst^> 
hafter Beschäftigung mit Politik führte unsere Korpsstudenten dazu, 
sich dem politischen Denken der Alten Herren anzuschließen. Je an- 
gesehener sozial der „Alte Herr" war, desto maßgebender war sein Ein- 
fluß im Nachwuchs seines Korps, falls er sich um diesen Nachwuchs 
kümmerte. Bis zum Kriege impfte sich auf diese Weise den jimgen 
Leuten die Vorstellung ein, die Sozialdemokratie sei eine Art Ver- 
brecherspezies, der Liberalismus eine übermütige Betätigung des 
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Bl^^vllWlB^^w^^' Tageblattes, der Inter- 
:i3fiv^fS^^|^4|f««l'te ^^ einiger Bankeil- 
'Wfii'S^'fäi^e(0}S^^*>^"^°' ^^' Pazifismus dio 
gr^M^Ml^^UjiSyS^Ss^' die mit der menschlichen 
^'S^v'fi^B'lWf «fio^S'l weigerten. Vor allem aber 
""* p1|9i8lfi^^(8>4f(&b«pnigebung eingepflanzt, dafi 
k.~--...o_..^~-SL^IjgQ konaervativen Gedanken 
laß es da Unterschiede gab 
„ _^ —1«/° konservativer denken als 

SI'H48'b^*'aEL^M^^ °^^' Marburg. Das aber 
■J^^ttsBQ^SlSiwhen Korps die Hauptschuld 
I^«^£/lSk«k^l«iatum so verständnislos fQr~ 
Bjgg^Hlfi^BiwMBng ist Und dieser große 
"""^'QaS*flitj|lJ|Schweden und den feudalen 
Sf^^pWgS^f^ zu Todfeinden gemacht. 
i^zziü^a^^a nicht versteht und uns als 
■l:l%^S;£tttcfl|t anzugreifen wagt, während 
f^u^ ^Sämokratischen Einrichtungen 
isteben. Aber grundsätzlich, 
■^ii^liiisereQ herrschenden Kreisen 
'"]l?lSSer, die sich überall um uns 
r^i^^ zu unterstatzen. Wir ver> 
^^t von dem die ganze WeU 
I^It'I^^ und spanischen Hidalgos 
»ajiber ein preußisches Pidei- 
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Ein konservatives Programm, das einem denkenden jungen Staats^ 
bürger hätte imponieren können, gab es ja auch nicht. Der Konserva- 
tivismus war seit langem in der Verteidigungsstellung. Trotzdem war 
dieser verwaschene Konservatismus der jungen Männer, die deutsche 
Korpsstudenten waren und gewesen waren, von recht erheäicher Be- 
deutung. Da sie nicht liberal waren, waren sie unfähig, irgendwo 
gegen die Uebergriffe der Kirche Front zu machen, da sie von der Demo- 
kratie nichts wußten, suchten sie ihr ganzes Leben lang die Welt in 
Edelleute, Bürger und Bauern einzuteilen, und ihre Verwaltungs^rund- 
sätze waren so, daß sie gut taten, dieselben nicht öffentlich auszu- 
sprechen; denn wenn sie auch selbeo: nicht völlig übei^ehen 
konnten, wie lächerlich sie sich mit denselben machten, die Welt war 
bis in den tiefsten Winkel Hinterpommerns doch so voll demo- 
kratischer Ideenr daß man leicht auf ewige Zeiten lächerlich werden 
konnte, wenn man die Grundsätze aus der Zeit vor 1790 im 20. Jahr- 
hundert irgendwo öffentlich proklamierte. 

Solche Grimdsätze zu haben war nur möglich infolge des erzieh- 
lichen Einflusses des Korpsstudententums mit seiner Abschnürung 
gegen politische Betätigung der Jugend. Interessant ist, daß dem deut- 
sehen Adel die Korps selbst nicht genügten, daß auf zwei oder mehr 
Universitäten ganz blaublütige studentische Adelsklubs bestehen. Hier 
wurde noch mehr die Exklusivität gezüchtet. Noch etwas kam hinzu, 
die deutschen Korps zu einem Werkzeug der Reaktion zu machen, da» 
war der streberhafte Geist, der seit Bismarcks Erfolgsmenschenilum das 
preußische Beamtentum durchzieht. Die Pflege metaphysischer Ideale 
hat in Deutschland nie so gelitten, wie unter dem ersten Kanzler. Wir 
wurden reich und mächtig und Realpolitiker ohne Enthusiasmus, aber 
mit tiefem Verständnis für das Wirtschaftliche. Wir sehen überall nur 
noch die wirtschaftliche Aufgabe, wohlhabender zu werden. Da wurde 
das Beamtenleben zur Karriere. Der Zweck des Beamtendaseins wurde 
die Beförderung. Für sie waren die Hauptsache die Beziehungen, 
und diese bekam man durch das Korpsstudententum. Für den Erfolg 
konnte man hier schon in früher Jugend sorgen, indem man schon mit 
18 Jahren anfing, sich für später Konnexionen zu schaffen. Daß sich 
viit solchen Gedanken keine gediegene Weltanschauung und keine po- 
etische Ueberzeugungstreue vertrug, war selbstverständlich. Aber der 
Idealismus war im Kurse nie so gesunken, wie in den letzten Jahren 
vor dem Kriege. Idealismus galt schließlich direkt als etwas Un- 
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auf die Freiheiten des Bürgertums. Der aristokratische Korps- 
studentengeist steht dem Junkertum sehr viel näher als dem Bürger- 
tum. Die konservative preußische Regierung hat das seit jeher gewußt, 
daß sie ihre Hauptstütze für die Reaktion in den alten Korpsstudenten 
hat, daß sie von diesen für das preußische Adelsregiment wenig oder 
nichts zu fürchten, aber viel zu hoffen hat. Deshalb die große Vorliebe 
der Regierung für alte Korpsstudenten als Regierungsreferendare, 
Landräte und Bürgermeister. 
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Der Krieg hat uns gezeigt, wo das Personal ist, das gewillt und ge- 
eignet ist, für das Volk zu arbeiten. Die Feuerprobe des Krieges hat 
uns gezeigt, daß es Männer gibt, die sich als Verwaltungsbeamte lieber 
persönliche Verfolgungen zuziehen, als daß sie die Einwohner ihrer 
Verwaltungsbezirke hungern lassen. Gleichzeitig bewies der Krieg, 
wie selbstverständlich es den städtischen Kommunalbeamten war, für 
die Äermsten der Armen einzutreten. Merkwürdig kontrastieren da- 
mit die Notschreie der Arbeiter aus ländlich verwalteten Gebieten. 
Nie hat sich die politische und kulturelle Vernachlässigung der Land- 
gemeinde so gerächt, wie in diesem Kriege. Nie war es so klar, daß 
die Stadtgemeinde ihre Aufgaben bei uns in unendlich höherem Sinne 
auffaßt Die unendliche Schwierigkeit, den Gesetzen der Kriegs- 
ernährung auf dem Lande Respekt zu verschaffen, rührte vor allem 
daher, daß die primitivsten Grundlagen bürgerlicher Gesinnung und 
des Gemeinsinnes überhaupt nicht vorhanden waren. 

Aber dieser Ueberlegenheit des Bürgertums muß endlich Rechnung 
getragen werden. Städtische Beamte, die die Feuerprobe des Krieges 
durch restlose hingebende Tätigkeit für die Ernährung ihrer Bürger 
beslanden haben, müssen endlich überall an die Spitze auch der länd- 
lichen Kreise. Nicht der rückständigste Mann an Weltanschauung und 
Kultur gehört an die Spitze, sondern der fortgeschrittenste, nicht der- 
jenige, der am meisten für den kleinen Kreis seiner Standesgenossen 
tut, sondern der, der gewillt ist, dafür zu sorgen, daß es allen gut geht. 
Wenn das preußische Prinzip der „Auslese der Untüchtigen'*, wie man 
imsern Aristokratismus allmählich nennen kann, der fortschreitenden 
Demokratisienmg allmählich weichen soll, so muß in der inneren Ver- 
waltung begonnen werden. Die drei Träger des Prinzips der Auslese 
der Untüchtigen in der inneren Verwaltung sind Reserveoffiziertum, 
Adel und Korpsstudententum. Dadurch wird garantiert, daß nie ein 
Demokrat in einen wichtigen Verwaltungsposten kommt, daß mit den 
ansässigen Familien des Landadels regiert wird und nicht gegen sie. 

An die Stelle dieses Prinzips der Auslese der Untüchtigen, an die 
Stelle des Grundsatzes, das Volk durch Volksfeinde und Volks- 
verächter zu regieren, würde man z\v eckmäßig den Grundsatz setzen, 
ein Amt in der Verwaltung nur dem zu geben, der Verdienste um die 
Volksgemeinschaft hat durch Betätigung für Volkswohlfahrt, der Sinn 
hat für Volksrechte und Volksinteressen, Freiheit und Bildung. Die 
Männer sind überall vorhanden. Aber ein raffiniertes System der 
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Normalzahl der Regierungsreferendare, die Auslese der Landrats* 
kandidaten nach Zugehörigkeit zu Korps und Aristokratie hinderten 
tiberall, daß der rechte Mann an den rechten Platz kam. Jetzt, wo die 
Unfähigkeit des ganzen Systems klar zutage liegt, wird und muß mit 
dem System gebrochen werden, das sich bis auf die Knochen allent- 
halben blamiert hat. 

Ein gewaltiger Schritt zur Demokratisierung wäre also schon dadurch 
getan, daß in der Staatsverwaltung grundsätzlich von dem bisherigen 
Personal abgesehen würde, daß Adel, konservative Gesinnung, Korps- 
studententum, Reserveoffiziertum in der staatlichen Verwaltung keine 
Rolle mehr spielen dürfte, und tüchtige, bewährte städtische Kom- 
munalbeamte überall die Plätze der feudalen Junker einnähmen. In 
der Stadt haben Exklusivität, Kammerjunkerwürden und Johanniter- 
rittertum keine Rolle gespielt. Die große Menge städtischer Hand« 
werksmeister und Detaillisten steht diesen Würden und Eigenschaften 
verständnislos gegenüber. Es ist nur notwendig, daß unsere ländliche 
Verwaltung ebenso demokratisch, ebenso vernünftig wird, wie die 
städtische. Große, leistungsfähige Gemeinden sind natürlich die Vor- 
aussetzung. Sind diese großen Gemeinden überall mit dem gleichen, 
geheimen, direkten Bürgerwahlrecht ausgestattet, und haben sie an 
ihrer Spitze bewährte städtische Kommunalbeamte, dann wird selbst 
eine zufällig adlig gebliebene Regierungsbehörde sich hüten, in solch 
herablassenden Ton zu verfallen, wie früher; dann werden Staats- 
anwalt imd Militärbehörden nicht mehr versuchen, mit der Gemeinde- 
verwaltung durch den Landrat zu verkehren. Daim Verden nicht mehr 
konservative Landräte unsere städtischen Gesetze in erster Linie be- 
gutachten und entwerfen und sich dabei immer neue Befugnisse zu- 
legen, zimi Schaden der Selbstverwaltimg imd zum wirtschaftlichen 
Ruin der Gemeinde. Dann werden städtische Kommunalbeamte auch 
in höhere Staats- und Selbstverwaltungsämter gelangen, ohne daß sie 
4urch fortgesetzten Kotau vor den regierenden Adelskliquen den Nach- 
weis völliger Schmiegsamkeit an das feudale Regiment und völliger 
Kastration von liberalen und demokratischen Ideen erbracht haben. 

Aber nicht nur auf das Avancement der städtischen Gemeinde- 
beamten kommt es an. Viel schlimmer noch ist die Vernachlässigung 
städtischer Interesen durch die Behörden. Als ich vor zehn lahren 
Bücher schrieb und Vorträge hielt über die Städtefeindschaft der feu- 
dalen Behörden, über die Vernachlässigung städtischer Interessen 
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durch die in Preußen von Gottes Gnaden regierende Verwaltungs- 
aristokratie, über die fortgesetzten Verletzungen städtischer Selbst- 
. verwaltungsrechte, da gab es noch Personen, die diese Tendenzen zu 
leugnen wagten, obwohl solche Grundsätze doch nach der ganzen 
Struktur unserer Machtverteilung im Innern eigentlich selbstverständ- 
lich waren. Der klaffende Unterschied zwischen Stadt und Land bei 
der Kriegsernährung hat auch wohl dem Dümmsten xmd Verstocktesten 
die Augen geöffnet. Die Städter sind unseren Feudalen direkt eine 
„gefährliche Klasse'S eine Bevölkerung, für die weniger gesorgt, 
weniger getan werden darf imd soll als für den Landmann. 
Russische Gefangene auf dem Lande stellten, wie sozialdemokra- 
tische Zeitungen nachweisen, unsere feudalen Kreise, die in der 
Landwirtschaft imbedingt die Macht in Händen haben, besser als die 
städtische Bevölkerung. Den Städter in bezug auf die Ernährung 
schlechter zu stellen als den Landmann, erschien unsern maßgebenden 
Behörden mit ihren konservativen feudalen Häuptern vollständig selbst- 
verständlich. Was das Bürgertum sich selber schuf an Preisprüfungs- 
stellen, Konsumentenverbänden, Konsumvereinen hatte gegenüber den 
von Feudalen geführten Landwirtechaftskammem und Agrarvereinen 
zurückzutreten und zu schweigen. Ja, es sind Beispiele bekannt, daß 
die Konsumvereine, mit deren intensiver Unterstützung und Bildung 
fast allein das ganze Ernährungsproblem hätte gelöst werden können, 
absichtlich in der Nahrungsmittelverteilung behördlich zurückgesetzt 
wurden. Es war bei uns in Preußen geradezu Sitte, die Behörden in 
feudale und andere zu unterscheiden. Die Gemeinde ist jedenfalls nie 
etwas Feudales gewesen, und sie wurde deshalb zurückgesetzt von 
den Staats- und Militärbehörden. Schon wie die Eisenbahn mit ihr 
verhandelt oder richtiger gesagt, nicht verhandelt bei den wichtigsten 
Bahnlinien und Verkehrsinteressen, ist typisch. Nur, wenn die Ge- 
meinde zahlen darf, ist sie plötzlich verhandlungsfähig. Bis dahin 
wird sie auf wichtigen Konferenzen über Tarife, Fahrpläne, Eisenbahn- 
neubauten durch den Landrat vertreten, der oft nicht geeignet und 
nicht gewillt ist, Gemeindeintereseen, die sich mit seinen Kreisinter- 
essen nicht gerade decken, zu fördern. Nur wenn es gilt, Lasten zu 
übernehmen, dann ist plötzlich der Gemeindevorsteher verhandlungs- 
fähig, und der amtliche Verkehr mit ihm wird dann höflich. Dieser 
Verkehr, der sonst aus Verfügungen imd Erlassen der Regierimg und 
anderer Behörden — denn alle möglichen Behörden betrachten sich als 
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selbstverständliche Pflicht ist. Es ist genau dasselbe, als wenn ein 
Richter vor Beginn seiner Prozeßverhandlungen verkünden würde, er 
wolle heute gerecht sein. Den Richter würde alles auslachen. Den 
adligen preußischen Regierungspräsidenten, der eine Stadtvertretung 
seines Wohlwollens versichert, für dessen Betätigung er doch sein 
Gehalt erhält, lacht niemand aus, denn jeder weiß, eigentlich ist der 
Regierungspräsident ein Freund des Adels und der großen Agrarier, 
ein Verächter städtischen Wesens und städtischer Einrichtungen, eigent- 
lich ist er der schlimmste Feind der Stadt; wenn er nun trotzdem 
die Stadt seines Wohlwollens versichert, so heißt das, daß er sich 
ehrlich bemühen will, für die städtischen Interessen eine mittlere 
Linie zu finden. Seinem Landadel versichert der Regierungspräsident 
nicht sein Wohlwollen. Da ist das selbstverständlich. Es ist in meiner 
Heimatprovinz vorgekommen, daß ein sehr feudaler Regierungspräsi- 
dent einem Bürgermeister alles Ernstes eröffnet hat, er, der Regie- 
rungspräsident, entziehe hiermit der Stadb sein Wohlwollen. Wer 
denkt dabei nicht an die alten Fehdebriefe der Raubritter, die an die 
Stadtmagistrate schreiben ließen: „Ick segge you, det ick you viand 
syn'*, „Ich sage euch, daß ich euer Feind bin", und dann ihr adliges 
Siegel unter diesen von ihrem Burgkaplan auf ein Pergament geschrie- 
benen Satz setzten. An diese Raubrittertaktik wird man erinnert 
Und dies sind Verwaltungsbeamte im 20. Jahrhundert. 

Die Entwicklung vollzieht sich in allen Ländern paraileL Auch in 
der demokratischen Schweiz hat mal der Adel geherrscht^ auch in 
Dänemark und Norwegen haben mal die königlichen Kammerherren 
regiert, aber alle diese Länder sind mit ihrem Adel fertig geworden, 
nur wir nicht in Preußen. 

Selbstverständlich haben auch wir tiefe Breschen in das System ge» 
legt, aber doch nur, was unser städtisches Regiment anlangt. Wenn 
Stadtverordnete bei uns einen Bürgermeister wählen wollen, imd es 
präsentiert sich ihnen ein Herr mit der Mitteilung, er habe gute Be- 
ziehungen zum Hofe, sei ein Feind der Gleichheit, der industriellen 
Entwicklung und des bürgerlichen Gemeinsinns, so würden ihn die 
Stadtverordneten für geisteskrank halten. Dieser selbe Mann kann 
sich aber jederzeit erfolgreich um ein viel wichtigeres preußisches 
Verwaltungsamt bemühen, in dem er viele Städte unter sich hat. 

Nimmt man aber daran Anstoß, daß in dem Kopfe dieses Aristo- 
kraten die imselige alte russische Einteilung in Adel, Bürger und 
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er benutzt sie im Sinne der Partei, deren Interessen er begünstigt und 
begünstigen soll, und er bremst. Er bremst was Arbeiterbildungskursd 
und Volksleßehallen, Arbeitsnachweise und politische Vorträge, reli- 
giöse Bewegung und Feuerbestattung, Friedensbewegung und bürger- 
liches Leben angeht. Vor allem das letztere; der Gemeinsinn, der 
stolze Bürgersiim ist dem Aristokraten fremd und verhaßt Der 
Aristokrat macht nur Familienstitlungen, keine ötfentlichen, der 
Aristokrat fördert nur seine Familie, seine Verwandten und den 
ritterschaftlichen Verband, dem er angehört Manches Gemein- 
nützige ist unsem Aristokraten fremd, ^ imverständlich, lächer- 
lich und verhafit Der Aristokrat sieht im Staate nur eine Ansamm- 
lung von Familien, geschichtet nach den verschiedensten Gesichts- 
punkten> niemals eine Schar gleichberechtigter, freier Bürger. Deshalb 
ist der Aristokrat so unfähig, als Verwaltimgsbeamter das Bürgertum 
zu leiten imd zu fördern; deshalb liebt er so den Bauern, der vielfach 
ähnlich denkt wie der Aristokrat Der Gleichheitsgedanke, der im 
Bürgertum steckt, ist deni Aristokraten so unsympathisch. Und doch 
ist nur durch ihn demokratische Kultur denkbar. Aber diese demo- 
kratische Kultur bremsen ja gerade unsere Konservativen, alles, worin 
uns Dänemark und die Schweiz, Norwegen und Frankreich voraus sind. 
Das Bremsen geschieht oft unmerklich, oft durch persönlichen EinfluS 
und gesellschaftliche Maßnahmen, . oft durch polizeiliche Triks und 
Gegenagitation, durch Theaterzensur und Keplerbund. Kurz, der 
Mittel sind viele, und oft sind sie deshalb schwer zu erkennen, weil 
niemals aller Kulturfortschritt offen bekämpft wird. Für den technischen 
Fortschritt wird woiüwoUend eingetreten auch von konservativer Seite. 
Er ist übrigens für den Konservativismus gar nicht so ungefährlich; denn 
Telephon und elektrische Bahn, lenkbarer Luftballon und drahtlose 
Telegraphie sind auch Kulturförderer. Kommt allerdings offen jemand 
mit großen technischen Reformen, wie Schefl mit dem Gedanken der 
eingleisigen Bahnen und dem Gedanken der Rationierung unseres 
ganzen Eisenbahnsystems, dann gehen selbst einem so harmlosen 
Reaktionär wie diesem die Augen auf, wenn ihm klar wird, 
daß imsere Konservativen den Fortschritt im Verkehrswesen nur 

9 

dort zulassen, wo sie ihn zulassen müssen, weil sie sich sonst zu 
sehr blamieren würden, daß der Verkehr:, technischer Fortschritt in 
der Beförderung ^von Waren und Menschen durchaus kein Ideal 
für sie ist Der Reaktionär sagt sich immer: „Seien wir maßvoll, bla- 
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mieren wir uns nicht durch öffentliche Bekämpfung der Technik."* 
In Wirklichkeit sieht der Konservativismus in jeder Industrialisierung 
die Vermehrung der sozialdemokratischen Wahlstimmen. Und schon 
aus diesem Grunde ist ihm der Fortschritt der Technik, die mit der 
Industrialisierung so eng zusammenhängt, immer etwas unheimlich. 

« 

Mitleidlos verteuert die Reaktion deshalb zunächst auch immer beim 
Geldbedarf des Staates alles, was mit dem Verkehr zusammenhängt, 
also Telephon, Eisenbahnfrachten, Fahrkarten usw. Das schraubt doch 
die Entwicklung etwas zurück. Und wenn es noch so sehr Handel und 
Verkehr belastet, so ist das gleichgültig. 
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Die falsche Dezentralisation 



TTTie ist es nun mögUch, daß in dem von intelligenten Staatsbürgern 
^^ bewohoDten preuöischen Staate man es sidi gefallen Iftfit, dafl die 
wichtigsten Posten mit Beamten besetzt sind, die direkt zum Nachteil der 
Entwicklung der Kultur des Landes tätig sind? Nimmt man von dieser 
Mifiregierung, anders kann man es nicht bezeidmen, keine Notix? 
Diese Mißregierung muß doch längst öffentliches Geheimnis sein, diese 
rückständige Anschauung völlig ungeeigneter Beamten muß doch voo 
einer Blamage zur andern führen. Konservative Oberpräsidenten als 
Universitätskuratoren und Provinzialschulkollegiumsvorsitzende, denen 
die Bildung etwas höchst Verdächtiges ist, müssen sich doch dekou* 
vrieren. Wie erträgt das Volk denn dies? Die immer ethische öfient- 
liche Meinung müßte doch diese Kavallerie-Reserveoffiziere, die uns 
regieren, und \iabei nur mit dem Landadel umgehen, und alles Bürger* 
liehe, Demokratische, Fortschrittliche verachten, längst einmal be- 
leuchtet haben. 

Der Grund liegt sehr tief. Der Gnmd vor allem ist — die Selbst- 
verwaltung. Es klingt wunderbar, aber es ist so. Es kommt fast nie 
dazu, daß sich ein Oberpräsident über seine konservativen Ansichten 
in Volkskreisen ausspricht. Er hütet sich auch, und im übrigen regiert 
er nicht direkt, ebensowenig wie der Regierungspräsident und der 
Landrat. Zwischen sich und dem Volke haben alle diese Beamten die 
Selbstverwaltungskörper, Gemeindevertretung, Kreistag, Stadtver- 
tretung, Provinziallandtag usw. Nun besteht die Kunst darin, diese 
Selbstverwaltimgskörper wenigstens in ihren wichtigsten Organen, Ge- 
meindevorsteher, Bürgermeister, Kreisaussdiuß, Magietrat, Provinzial- 
ausschuß, so konservativ und reaktionär wie möglich zu gestalten. Da- 
für sind die Wahlrechte zugeschnitten, in diesem Süme funktioniert das 
Bestätigungsrecht. Vor allem aber intrigiert man in diesem Sinne. 
Keine Gemeindevorsteher- und Bürgermeisterwahl, bei der die Re- 
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gierung nicht ihre Hand im Spiele hat. Das Bestätigungsrecht ist vor 
allem dafttr wichtig, daß die Aufsichtsbehörde andeuten kann, sie 
würde ihre Genehmigung versagen« Die Selbstverwaltungskörper 
haben solche Angst vor Scherereien, daß sie dann schon lieber auf 
solchen Kandidaten verzichten, der persona minus grata bei der He- 
gierung ist. Mehr oder weniger reaktionäre Organe der Selbstverwal- 
tungskörper decken nun bei uns die konservative Regierung. Träte 
der (reaktionäre Regierungspräsident mit seinen rückständigen Kultur- 
anschauungen über Feuerbestattung, Arbeitsnadiweise, Handwerker- 
organisation direkt an den gebildeten liberalen oder sozialdemokra- 
tischen Staatsbürger heran, so hätten wir morgen das konservative Re- 
gime abgeschüttelt. Es würde ein derartiges Ersdirecken über die 
Fossilität der Anschauungen der uns regierenden Reserverittmeister 
lind Landjunker durch das ganze Volk gehen, daß sofort liberale 
Volksmänner und Demokraten an ihre Stelle träten. Aber an den 
Staatsbürger heran tritt immer nur sein Bürgermeister, sein Stadtrat, \ 

sein Polizeikommissar. Diese Herren sind auch ni^)ht gerade liberal. 
Aber in ihrer Ausführung mildert sich die konservative Anordnung. 
Wenn der Landrat auf dem Standpunkte steht, bürgerliche Personen 
dürften keine Jagden pachten (es gibt Landräte, die so denken), der 
Gemeindevorsteher spricht diese Weisung nicht aus. Er weiß, daß er 
sich und seinen Landrat damit lächerlich macht, und das will er nicht. 
Wenn der Regierungspräsident gegenüber dem Polizeiverwalter meint, 
es sollten in einer Stadt zwei Bordelle geduldet werden, eins für höher- 
gestelte Persönlichkeiten imd eins für Proletarier, so führt die Polizei 
dies nicht aus, sie ist demokratischer. 

\ ._ Wenn die Regierung nicht wünscht, daß die städtische Turnhalle 

für das Turnen der Sozialdemokraten zur Verfügung gestellt werden 
\ soll, iat der Magistrat gewöhnlich vernünftiger. In diesen Selbstver- 

I waltungakörpem schwächt sich manche Regierungsmaßnahme ab, 

mancher wird auch lautlos entsprochen, selten nur wird durch eine 
Opposition die Rückständigkeit einer Regierungsentschließung bekannt. 
Als yor einiger Zeit die Regierung offiziell die Sammlung für die ge- 
schädigten baltischen Barone in Kurland bei den Kreisausschüssen 
unterstützte, gaben diese gern und freudig, handelte es sich doch um 
deutschen Adel. Und ee wäre interessant, zu wissen, wieviel Geld aus 
JPreußen zur Unterstützung des baltischen Adels aus Kommunalsteuern 
g^iuübilt ist 
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Wir werden also konservativ regiert mit Hilfe der Selbstverwaltungs- 
körper. Deshalb ist diese scheinbare Selbstverwaltung, möglichst be- 
setzt mit konservativen Organen», unsem Konservativ^i so wichtig. 
Wenn der Regierungspräsident die Entfernung politisdier Zeitungen 
aus einer Lesehalle wünscht^ dann erläfit er keinen Ukas; er würde 
die Regierung im 20. Jahrhundert blamieren, das käme in die Zeitung. 
Nein, der Regienmgsrat, der das Dezernat hat, redet gelegentlich mit 
einigen freikonservativen oder nationalliberalen Stadträten ein paar 
Worte. Und diese stellen dann in der Sitzung der Stadtverwaltung den 
bezüglichen Antrag. Nichts direkt ist eine Hauptparole des reaktio- 
nären Regimes. 

Andrerseits drängt die moderne Staatsentwicklung nach Zentralisa- 
tion. Was sind die Kriegsämter anders, als Versuche der Zentralisation 
unseres viel zu sehr dezentralisierten Staatslebens. Jede staatliche 
Leistung hat zur Voraussetzimg, das haben wir in diesem Kriege ge- 
sehen, eine gewisse Zentralisierung der Kräfte. Auch der andere 
D^nokratisierungsgedanke hängt mit der Zentralisaüonsidee eng zu»- 
sammen. Die so vielfach gepriesene Dezentralisation der Verwaltung 
war im Kriege so imgeeignet, dafi jede wichtige Regierungsmafinahme 
zum Wohle der Bevölkerung durch die dezentralisierten Behörden 
mehr oder minder vereitelt wurden. Es gab Landkreise, die sich wei- 
gerten, Geld zu schaffen imd aufzunehmen für die Kriegsleistungen 
der Kreise. Es gab Gemeinden, aus denen plötzlich fast gar keine 
Milch mehr zur Molkerei kam; es gab Amtskommunalverbände, die 
sich in bezug auf Ablieferung von Früchten unglaublich widerspenstig 
zeigten. 

Nidit an der Bosheit der Agrarier zerschellten die Gesetze, nicht 
durch die minderwertige Auffassung, die die Landleute von der Be- 
deutiung der Emährungsgesetze hatten. Der eigentliche Grund war 
der Mangel aller Verwaltung auf dem Lande, die Dezentralisation bis 
in den Gutsbezirk hinein. Ein Land, das keine Gleichheit in der Ver- 
waltung hat, das in der Verwaltung buntscheckig imd mit Privilegien 
durchsetzt ist, ficht den Heimatskampf wie ein mittelalterliches Heer, 
lauter einzelne Fähnlein und kein Zusammenhang, kein Oberbef^ 
und keine Gliederung. Jetzt zeigte es sich, wohin es führt, wenn man 
himdert Jahre Stadt und Land systematisch miteinander verhetzt hat, 
jetzt zeigte es sich, was Behörden leisten, die lediglich zum Schutze des 
im Mittelalter regierenden Landadels geschaffen sind. Außerhalb 
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Preufiens war die Ernlhning Überall besser; auSerhalb Preußens 
funktionierte alles so, dafi sich Scharen von Preufien nadi Württem- 
berg und Bayern ergossen, und sich schließlich manche Bundesstaaten 
absperrten. Während das mechanisierte Frankreich fabelhafte 
Leistungen aufzuweisen hatte in semer Verwaltung, über die man oft 
gespottet hatte, dafi ein Telegramm aus Paris in jedem Dörfchen die 
unbedeutendste Sache entschiede, waren die riesigen Leistung«^ 
Deutschlands vor allem auf militfirischem Gebiete bewunderungs- 
würdig. Hier hatten wir uns völlig mechanisiert, wie das in einem 
großen demokratischen modernen Staate notwendig ist In der inne- 
ren Verwaltung aber, wo tiberall die Ruinen des Feudalismus herum- 
standen, versagte in manchen preußischen Kreisen alles. In die Re- 
gierung der Selbstverwaltungskörper hatten bei uns die Junker ihre 
alten feudalen Privilegien hineingerettet Da war das alte Feudal- 
regiment ängstlich konserviert im Wahlverbande der Großgrund- 
besitzer, und dadurch im Kreisausschuß. Immer hat die Zentral- 
instanz in Berlin, das Ministerium des Innern, diesen Kreisausschufi, 
besonders wenn er viel adlige Mitglieder enthielt, als unterste, und 
deshalb wichtigste Vertretung feudaler großagrarischer Interessen an- 
gesehen und gestützt Da nur die Interessen des Landadels schon aus 
militärischen Gründen überall ausschlaggebend sein sollten, sollte die 
Entscheidung des Kreisausschusses und seines Vorsitzenden, des Land- 
rats, überall nach dem Willen des Ministeriums des Innern ausschlag- 
gebend sein. Deshalb wurde bei uns immer von unten nach oben 
regiert; kein Regierungspräsident, kein Oberpräsident konnte gegen 
den Landrat an, der mit seinen adligen Großgrundbesitzern und 
seinem Kreisausschuß einig war. Regiert werden sollte ja nicht ziun 
Wohle des Landes, sondern zum Wohle der alten Familien und der 
ritterschaftlichen Verbände. Das wollte auch die konservative Land- 
tagsmajorität Demokraten wurden bei uns nicht Landräte. Nun kam 
der Krieg. Das Staatswohl wurde selbstverständlich. Nur noch in 
erster Linie dafür zu sorgen, daß der Landadel sich in die Selbst- 
verwaltungsämter teilte, und aus dem Wegebaufonds Zuschüsse erhielt, 
was bisher die Hauptsorge manches Landrats gewesen war, das wäre 
ein Verbrechen gewesen. Man versuchte, die ganze Verwaltung, auch 
die verrottete feudale Verwaltung auf dem Lande, umzugestalten auf 
das Staatswdü und Volkswohl. Das ging natürlich nicht 

Anders in der Stadt Hier war die Verwaltung längst zentralisiert, 
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mechanisiert. Als der Krieg ausbrach, hatte er allein in der GroS- 
Stadt eine moderne Verwaltung. Wie unsere Grofistädte sich an- 
gestrengt haben, die grofie Verwaltungaautgabe der Lebensmittelver- 
teilung zu lösen, wie sie überhaupt die Emihrungsaufgabe gelöst 
haben, oft unter persönlicher Aufopferung von Beamten, die Strafver- 
fahren bei der Staatsanwaltschaft riskierten, nur um den Einwohnern 
Brot zu sdiaffen, das wiord ewig ein Ruhmesblatt des preußischen 
Kommunalbeamtentums bleiben. Anders unsere Landratsverwaltung, 
anders unsere fingierte Selbstverwaltung, die sich Kreisvertretung 
nennt, anders unsere Landgemeindeverwaltung, die keine ist, sondern 
nebenbei von der Polizei besorgt wird. Hier fehlte das Bewußtsein des 
Bürgertums, der Zusammenhang, der in schweren Zeiten so wichtig ist. 
Bier fehlten tüchtige, technisch geschulte Beamte. Hier versagte in 
manchen Gegenden alles. An die Aufrechterhaltung der Privilegien 
des Adels und des Großgrundbesitzes, diesem Hauptzweck aller Land- 
gemeinden- und Kreisverwaltung, konnte man in Preußen im Welt- 
kriege doch nicht mehr denken, und für andere Zwecke zu arbeiten, 
war man nicht vorbereitet. Wo sollte man plötzlich die Beamten her- 
nehmen, um die Gesetze des Krieges ernsthaft auszuführen; denn dazu 
waren eine Menge von Beamten notwendig. Jahrelang hatte man Ge- 
meindevorst^er ohne Bureaus, Gemeindebeamte ohne Schulung ge- 
halten. Es war gegangen, weil Landrat und Amtsvorsteher die Sachen 
mitbearbeitet oder allein bearbeitet hatten. Jetzt aber, wo die Pro- 
duktion der Landgemeinde restlos vom Staate erfaßt werden sollte, 
Jetzt, wo der Staat sich um die landwirtschaftliche Produktion Jedes 
einzelnen kümmern sollte und kümmerte, da versagte in vielen länd- 
lichen Gegenden alles. Es zeigte sich, daß der höhere Verwaltungs- 
beamte in Preußen auf dem Lande, der oft für die Regierung so schöne 
Wahlen erzielt hatte, vielfach der Einwohnerschaft seines Bezirkes 
so gegenüberstand, wie der ruBSische Offizier seiner Truppe seit der 
Märzrevolution 1917. Beide hatten nicht viel zu sagen. Das so schlau 
für die Herrschaft der Konservativen ausgeklügelte System versagte 
völlig. Aber mit diesem Versagen Hand in Hand ging eino ohnmächtige 
Wut gegen die Städte. Schon im Winter 1915/16 hatte das Aufkaufen 
von Nahrungsmitteln für die Städter auf dem Lande eingesetzt Dieses 
Autkaufen hatte vielfach auf dem Lande die Preise in erschreckender 
Weise in die Höhe getrieben. Das war bedauerlich; aber in den 
modern verwalteten Großstädten, deren Oberbürgermeister sich darum 
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kümmerten, ob die Einwohner zu leben hatten, sah man voraus, dafi 
bei der Rationierung mit den eltaatlich gelieferten Lebensmitteln nicht 
auszukommen war. Man sorgte vor. Konnte man anders versorgen, 
als daS man au! dem Lande Lebensmittiel aufkaufte ? Die Landkreise 
nahmen das übel und sdüossen sich restlos zum Bund der Landkreise 
zusammen; ein Bund gegen die Oberbürgermeister; ein Bund gegen 
die Städte. Welch ein erschreckendes Zeichen innerer Unein^keit, 
dafi in solcher Zeit der Krieg zwischen Stadt imd Land so ausdrücklich 
nach aufien hin angesagt wurde. Im preufiischen Ministerium des 
Innern hat man sich aber keinen Augenblick deswegen geschämt, so 
beschämend an und für sich die Tatsache war, daß nun jeden Städte- 
bünden und Städteveneinen ein Bund der ländlichen Verwaltungen 
gegenüberstand. DaS das nicht zum Nutzen des (Sanzen sein konnte 
in dieser schweren Kriegszeit, das mufite auch ein kleines Kind ein- 
sehen. Es war das schliefiliche Ergebnis hundertjähriger innerer 
Adelspolitik, die Stadt gegen das Land und das Land gegen die Stadt 
zu hetzen. 

Andrerseits zeigte sich auch, wie sehr unsere Städte dem Lande 
voraus waren durch die Oeffentlichkeit der Verwaltung. In der preufli- 
sehen Verwaltung hat stets das Prinzip der Geheimniskrämerei ge- 
herrscht, von dem sich die Städteordnungen erst mühsam freigemacht 
haben. Man kann wahren Bürgersinn und damit wahre Vaterlands- 
liebe nur pflegen bei Offenheit und Oeffentlichkeit des Verwaltungs- 
lebens. Auf dem Lande war alles geheim. Die Beschlüsse der Land- 
gemeindevertretungen sind in vielen Gegenden tiefstes Geheimnis der- 
jenigen, die sie gefafit haben, bis zur Auirführung. Die Zulassung der 
Presse zu Stadtvertretungssitzimgen in kleinen Städten ist vielfach eine 
beschränkte; hier greift schon der Königliche Landrat ein, der mit 
Kreisblatt die Oeffentlichkeit beherrscht und sich berufen fühlt, 
als Redakteur des Kreisblattes tätig zu sein. Die Kreisausschuß- 
sitzungen sind gesetzlich öffentlich; in Wirklichkeit geheim. Ich möchte 
mal den Amtsblattredaklieur sehen, der den Mut hätte, in einer Kreis- 
ausschußsitzung Notizen zu machen gegen den Willen des Königlichen 
Landrats. Am geheimsten ist aber das, was die Regierung macht. Was 
in Regierungsplenarversammlungen vor sieb geht, darüber kam zum 
erstenmal etwas in die Oeffentlidikeit, als Eugen Richter in Düsseldorf 
als Regierungsreferendar solchen Sitzungen beiwohnte. Richter ver- 
öffentlichte damals die ergötzlichsten Protokolle. Dagegen sind die 
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Bezirksausschußsitzungen in Ihreujßen allerdings öff entlieh, äub alle« 
dem ergibt sieh, wie gering die Kontrolle der Oeffentlidikeit.ist ia der 
preufiisehen Verwaltung« 

Während des ganzen Krieges, und schon lange vor dem Kriege, 
sprach man von einer Verwaltungsreform in Preufien. Meist arbeitete 
man nach dem Grundsatz: „Wasch mir den Pelz und mach mich nieht 
na&'' Jahrelang vor dem Kriege hat die Kommission gelagt, und 
herausgekommen ist dabei so gut wie nichts. Es sollte nichts heraus- 
kommen, was die bisherige Machtverteilung in Preufien irgendwie be- 
einträchtigte, und nun mufi man zugeben, dafi von diesem Standpunkte 
der Madbitverteilung, der Erhaltung von Adelsprivilegien, aus die 
preufiische Verwaltung einfach ideal war. Diese Dezentralisation ge^ 
nannte Dreiteilung in Gutsbezirke, Kreisverwaltimg und Provinzial- 
verwaltung, die immer wieder denselben Adelsiamilien überri^enden 
Einflufi auf das öffentliche Leben gibt, ist eine Schöpfung, die nach 
aufien als Selbstverwaltung frisiert, sogar noch etwas Freiheitliches zu 
haben scheint, wie wir gesehen haben. Es ist zudem ein so wohl- 
gefügtes Gebäude, daß kein Stein daraus herausgebrochen werden 
kann, ohne daß das Ganze leidiet. Im preußischen Ministerium des 
Innern wußte man das auch immer sehr gut und legte sogenannte Re^ 
formen von vornherein so an, daß nichts Grundlegendes geändert 
wurde. Das Ergebnis der großen sogenannten Reform der inneren 
Verwaltung vor dem Kriege war eigentlich nur eine größere Verein- 
lachung des Schreibwerkes und eine Erweiterung des sogenannten 
Bureausystems. Der Weltkrieg sollte mm auch sofort zur Verein- 
fachung der Verwaltung dienen. 

Dieser ganze umständliche Verwaltungsapparat, der nirgends in 
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Europa so schwerfällig und volksfeindlich fimktionierte, zeigte seine 
Ueberlebtheit in erschreckender Weise. Eine Aufrechterhaltung dieses 
Apparates erschien geradezu unsinnig. Jetzt wäre es Zeit zu Re- 
formen gewesen. Jetzt hätte man das Land in Gemeinden aufteilen, 
große, leistungsfähige Vei^bände schaffen können, schaffen müssen, 
unter tüchtigen, technisch gebildeten Kommimalbeamten. Hunderte 
von Kriegsämtern imd andere Behörden hätte man dadurch erspart. 
Wozu waren noch Oberpräsidenten notwendig. Der Adel, soweit er 
vornehm und politisch dachte, stand ja im Felde. Fort also mit dem 
Königlichen Kommissar, der zu ihm gute Beziehungen auJredit- 
erhalten sollte. Fort mit der doppelten ProvinzialvPTwaltung, 6er 



siaattidieii und der ständischen, bei der immer die eine die andere be^ 
aufsii^tigt Von diesem ganzen flberflilssigen Wust von Beamtentum 
konnten wir erlöst werden. Gemeinden, Regierungen und Ministerien 
konnten das Land verwalten. Die Kreise, diese politischen Oiaossee« 
bauverbände, konnten in Gemeinden aufgeteilt, die Regierungen ver* 
kleinert werden. 

Aber das hätte unsere ganze politische Struktur verändert Die 
Regierung ist gar nicht beliebt bei den Konservativen, sie schätzen viel 
mehr den Kreisausschufi und den Landrat, denn das sind sie selber» 
Und so ging denn die Verwaltungsreform des Weltloieges wieder 
davon aus, nichts Grundsätzliches an der Machtverteilung des preufii* 
echen Staates zu ändern, dessen Kern die Eulenburgsche Kreisordnung 
ist. Kostenverringerung sollte erzielt werden, Arbeitskräfte sollten er» 
spart werden. Festbesoldete selten erspart werden durch Vertrags» 
mäßig angestellte Hilfskräfte, höhere Beamte durch mittlere. Dezer- 
nate sollten zusammengelegt werden, Instanzenzüge vereinfacht, 
Rechtsmittel aufgehoben, örtliche Dienststellen sollten vereinigt und 
Behörden aufgehoben werden. Kostenersparnis war überall der 
Mittelpimkt, nicht etwa Demokratisierung. Am liebsten hätte man die 
Regierungen aufgehoben, aber das war doch Selbstmord, da sie die 
einzigen Behörden waren, die mehr verwaltimgstechnisch als politisch 
arbeiteten und wo unmittelbare Fühlung der Dezernate untereinander 
besteht Am liebsten hätte man die Landräte oder die Oberpräsidenten 
zu einer Art von Bundesfürsten gemacht Aber da aufier der städti» 
sehen Cremeinde fast alles versagte und infolge der immer neugegrün- 
deten Kriegsgesellsdiaften das Trommelfeuer der Kriegsverordnungen 
immer gröSer wurde, sich auch zeigte, daß diese raffiniert bunt- 
scheckige Verwaltung, dezentralisiert und nach feudalen Prinzipien 
orientiert, für die Bewältigung der einfachsten Kriegsaufgaben nur sehr 
Ungenügendes leisten konnte, hatte eigentlich niemand ein Interesse 
an der Vermehrung seiner Kompetenzen. Zudem redeten die Militär- 
behörden Tag und Nacht in alles hinein. 

Andererseits verlangten die Staatsnotwendigkeiten gebieterisch, dafi 
etwas geschehe zur Reform dieser Verwaltung, die vielfach keine war, 
sondern nur ein alter Feudalismus. So kam denn das Gesetz über die 
Vereinfachung. Man sah ein, dafi bei den kleinen Behörden vielfach 
nur mit halber Kraft gearbeitet wurde, dafi in den Provinzen so 
mancher Beamte entbehrlich war, dafi mancher Dezernent Verhältnis- 
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mäfiig wenig zu tun hatten dafi die Selbstverwaltung in Wirklichkeit 
keine Selbstverwaltung war und jedenfalls Infolge des weitgehenden 
Aufsiehtsrechtes nur wenig Staatsbeamte sparte. So schränkte man 
dieses Äufisichfsrecht etwas ein, unerheblich, sehr unerheblich, denn 
ob der Gemeindeetat bei 100 Prozent Zuschlag der Kommunalsteuem 
oder bei 150 oder gar erst bei 200 Prozent genehmigt werden mufl, 
ist doch ziemlich gleichgültig. Dazu wurde die Uebertragung staat- 
licher Aufgaben auf die Kommunalverwaltungen Ins Aiq;e gefaßt. Dafi 
Provinzialverwaltungen und Regierungen selbständig nebeneinander 
bisher z. B. Landesmelioration betreiben, ist doch ein Unding. Man 
hat sich nun eine Art Mantelgesetz geschaffen, mit dem nicht nur die 
Aufsicht eingeschränkt wird, sondern auch die Zusammenlegung von 
Behörden und Arbeiten, die Vereinfachimg des Geschäftsganges, der 
Rechtsmittel usw. ermöglicht wird. Was die Aufsicht aiigeht, so war 
bisher die Praxis so, daß eigentlich auf Grund jedes Zeitungsartikels, 
der über Mißstände in einer Gemeinde berichtete, imd seien es auidi 
die geringfügigsten, eine Aufforderung zur Berichterstattung seitens 
der Aufsichtsbehörde erfolgte, was der Kommune nur viel Arbeit und 
Scherereien machte. Wie sich die Vereinfachung der Behörden und 
ihres Geschäftsganges noch in der Praxis gestalten und beweisen wird, 
muß sich erst zeigen. Man kann den Gedanken nicht los werden, daß 
es sich dabei vor allem darum handelte, den Staatsbürgern Redits- 
garantien zu nehmen und daß die Hauptsache dabei der Bruch mit 
dem liberalen Grundsatz war, daß gegen jede Polizeiverfügung ein 
Rechtszug bis an das Oberverwaltungsgericht doch immer noch zu einer 
gewissen Kontrolle unserer inneren Verwaltimg führen konnte. Ein- 
schneidend sollten und sollen die Veränderungen sonst nicht sein. 
Vereinfacht und verbilligt werden sollen die Behördenorganisationen. 
Das ist der ganze Zweck des Gesetzes. Es ist also offenbar wieder 
eine Reform nach dem Grimdsatz des Pelzwaschens und Nichtnaß- 
machens. Von dem ganzen großen, für den Demokraten selbst- 
verständlichen Reformprogramm, das an den Anfang dieses Werkes 
gestellt ist, wird sich so gut wie nichts verwirklichen. Was man der 
Gemeinde geben will, ist nicht etwa zweckmäßige und gleichmäßige 
Verfassung, sondern vor allem der Verzicht auf die Kontrolle, die 
sdion Jetzt dem Staate eigentlich gar nicht zusteht, nämlich die Kon- 
trolle in den Angelegenheiten, die die Gemeinde aus eigenem Recht 
verwaltete, also die Ordnung der Gemeindefinanzen, die Anlage und 
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Unteriialtung kommunaler Anstalten. Man hat bei der Kriegswirtschaft 
tätsächiioh soviel höheren Orts zu tun, dafi man gern und freudig auf 
die Kontrolle der Selbstverwaltung in den Punkten verzichtet, in deneti 
die Gemeinde ihrem Wesen nach selbständig ist. Das sogenannte 
allgemeine Aufsichtsrecht, das kautschukartig war und in schikanöser 
Weise ausgeübt, den Bürgermeister zur Verzweiflung treiben konnte, 
soll bis auf Ausnahmen fortfallen. Daß damit für die Gemeinde nicht 
viel erreicht ist, versteht sich von selber, denn in Kriegszeiten wird 
sich die Aufsichtsbehörde, die dann viel zu viel zu tun hat, hüten, von 
diesem Aufsichtsrecht einen schikanös erscheinenden Gebrauch zu 
machen. Es ist also alles in allem nichts Erhebliches, was geändert 
wird, vor aUem wird an der Struktur der Verwaltung nichts ge- 
lindert, an ihren gemeingefährlichen Grundsätzen der Heimlichkeit, 
<Ler Unterstützung der Adelsherrschaft, der Auslese der Untüchtigen, 
<ier Statuierimg eines Unterschieds zwischen Stadt und Land, der Ver- 
hetzung von Stadt und Land. Uebertreibung wird mancher sagen, wenn 
man ihm derartige Prinzipien als geltend ausführt, besonders der 
Jurist, dem die Gerechtigkeit etwas Selbstverständliches) als Richt- 
linien für seine Arbeiten ist, hält die Wohlfahrt möglichst aller für die 
l^erade so selbstverständliche Richtlinie des Verwaltungsbeamten luid 
glaubt, dafi irgendwelche andere Tendenzen, wenn sie sich wirklich 
breitmachen sollen, von der öffentlichen Meinimg, der Presse, der Kon- 
irolle der Oeffentlichkeit, dem Parlament, kurz den Faktoren des 
öffentlichen Lebens bald hinweggefegt sein würden. Aber wer das 
annimmt, irrt. Alle diese wichtigen Faktoren, die allerdings in der 
Justiz sich bei öffentlichen Mifiständen sehr bald als sehr wirksam 
«rweisen würden, sind in der Verwaltung Preufiens wunderbarerweis« 
sehr viel unwirksamer, als man denken sollte, und zwar infolge ver- 
schiedener Umstände. ^ 
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f^unäcbst einmal ist die Kritik in Verwaltungzuständen so lächerlich 
^ beschränkt, daß man sich davon gar keine Vorstellung machen 
kann. In dem Todschweigen jeder Kritik pflegen die nichtsozijaldemo- 
kratischen Blätter und Fachschriften soviel zu leisten, daß Professor 
Stier Somlo im Jahre 1908 mein Buch über die Reaktion in der inneren 
Verwaltung Preußens, über da« Hunderte von Zeitimgen berichteten, 
in seinem Jahr'buch des preußischen Verwaltungsrechts völlig unter- 
schlagen konnte. 

Obwohl dies Buch in 13 000 Exemplaren verbreitet, wie der 
bayerische Sozialdemokrat v. Vollmar gesagt hat, mit photographischer 
Treue die preußische Verwaltung widerspiegelte und monatelang in« 
folge meines Disziplinar-Prozesses die Gemüter erregte, fand Pro- 
fessor Stier Somlo es damals doch zu gefährlich, überhaupt nur ein 
Wort über dies Buch und den ganzen Streit der Meinungen in sein 
Referat über das Jahr 1908 in verwaltungstechnischer Beziehung auf- 
zunehmen. Gbeheimrat Kautz, ein bewährter reaktionärer Verwaltungs- 
praktiker, warnte wenigstens öffentlich vor meinen Schriften, 

Im übrigen sind wir in Deutschland groß in der Spezialisierung und 
darin, daß allgemein interessierende Themata möglichst nur in Fach- 
zeitschritten erörtert werden mit möglichst beschränktem Leserkreis. 
Die führende Fachzeitschrift, das Preußische Verwaltungsblatt, meist 
geleitet von Staatsbeamten, bringt aber natürlich immer nur Aufsätze 
zugunsten des herrschenden Systems imd der herrschenden Ver- 
waltungsorganisation. 

Ein Hauptzug dieser völlig fehlerhaften Organisation ist, daß die 
Oeffentlichkeit ersetzt wird durch Aufsichtsbehörden, die Demokratie 
durch Beamte. Von 5 Beamten sind immer 2 da, um dve 3 übrigbleiben- 

43 



den zu beaufsichtigexL Dies System kommt bei uns aus dem Militär 
her. Ein Lehrer hat zum Beispiel die Schulkommisision, den Kreis- 
schulinspektor, die Regierimg, den Kultusminister als offizielle, den 
Rektor, den Bürgermeister, den Landrat, den Oberpräsidenten als 
inoffizielle Aufsichtsbehörden. Zu diesen Behörden tritt vielfach 
noch ein Ortsschulinspektor hinzu. Da ist es begreiflich, dafi sich 
die Lehrer vielfach gegen die Schulärzte wehrten, allein aus der 
Angst., sie möchten dadurdi noch weitere Aufsichtsbehörden er- 
halten. Wie nun unter diesen Behörden alle die Disziplinarbefugnisse 
verteilt sind, das ist für die meisten eines der grofien Geheimnisse der 
inneren Verwaltung, denn bei dem Behördenüberflufi wird die Kom- 
petenztrage zum Problem. Was die eine Aufsichtsbehörde zuläfit^ 
findet die andere höchst bedenklich, z. B. die Unterrichtserteilung 
durch Volksschullehrer an Gewerkschaftsmitglieder. Aber das ist ja 
auch der Zweck. Man will durch all die Aufsichtsbehörden die Leute 
politisch bändigen. Und man erreicht das auch. Dadurch, daß man 
in das Beamtentum immer möglichst nur reaktionär denkende Leute 
hinein ließ, daß man im Beamtentum selbst die Leute beförderte' nicht 
nach ihren Tüchtigkeiten, sondern nach dem Prinzip der Auslese der 
Untüchtigen, das heißt, den am reaktionärsten denkenden, Junker oder 
Adelsohleppenträger bisher grundsätzlich an die Spitze stellte, begabte 
und freibeitlioh denkende Leute aber nidit aufkommen ließ, da sie mit 
der herrschenden Adelsclique ja doch über kurz oder lang aneinander 
kommen würden, hat man eine Art königlich preußische Beamten-- 
gesinnui^ gezüchtet, die im Kriege höchst eigenartige Blüten zeitigte. 
Diese Gesinnung war reaktionär, als der König selbst im Wahlrecht 
Freiheiten geben wollte, in dieser Gesinnung wurden die Beamten 
Mitglieder der Vaterlandspartei, als die Reichsregierung imd die 
Landesregierung offiziell und offiziös eine Politik verfolgte, die der 
der Vaterlandspartei ganz entgegengesetzt war. 

Kundgebungen von Beamten gegen die Staatspolitik kommen bei 
uns vor, aber höchst selten Kundgebungen von Beamten gegen die 
Junkerpolitik. Personen, die gegen den Staat opponieren, wie die 
Kanalrebellen, werden berühmt und später durch hohe Aemter belohnt. 
Wer gegen die Junkerpolitik rebelliert hat als Beamter, ist, wenn seine 
Entfernung gelungen war, wohl kaum je wieder angestellt Und 
gerade was die Anstellung angeht, war die herrschende Junkerdique 

44 



unerbittlich. Keinen Nachtwächter liefi sie anstellen ohne Geneh- 
migung des Regierungspräsidenten. 

Also «politisch sind all diese Aulsichtspersonen so wichtig. Jetzt im 
Kriege werden sie bei Vereinfachung der Behördenorganisationen in- 
folge der Notwendigkeit, zu sparen, wohl teilweise fortfallen. Nach dem 
Kriege aber müssen wir endgültig damit brechen, überall einen Riesen- 
apparat zu haben, bei dem immer einer den andern beauftichtigt 
Durch größere Oeffentlichkeit unserer Einrichtungen, durch Oeffentlich- 
keit der Lehrerkonferenzen, Schulkommissionssitzungen, Regierungs- 
sitzungen können Dutzende von Beamten ersetzt werden. Nirgends 
wird so scharf aufgepafit, wie in der Demokratie. 

Alles Aufsichtsrecht der Behörden kann sie nicht ersetzen. 

Und doch gibt es trotz des kautschukartig dehnbaren Aufsichtsrechts 
viele Gebiete, auf denen dies Recht nur formell oder gar nicht aus- 
geübt wird zum Schaden des Volkswohls, Gebiete, auf denen ein Auf- 
sichtsrat not täte, natürlich nicht bei einer demokratischen Verwaltung. 
Hätten wir ein demokratisches Wahlrecht und Vertreter des Proleta- 
riats im Provinziallandtage, in den Kreisausschüssen und den Ge- 
meindevorständen, dann brauchten wir für unsere Anstaltsverwal- 
tungen überhaupt kein Aufsichtsrecht In unseren aristokratisch re- 
gierten Verwaltimgen versagt aber bisher die Aufsicht fast überall 
dort, wo es sich um das sc^enannte Proletariat handelt Die untersten 
Schichten des Volkes haben an der Exekutive nirgends Anteil, und 
die Söhne von Regierungsräten kommen niemals in Fürsorge- 
erziehungsanstalten. Gewisse Schichten sind bei uns in mancher Be- 
ziehung immer nur Objekt, niemals Subjekt der Regierung. Um so 
nötiger wäre es, sich um die Interessen dieser Schichten zu kümmern, 
die das selber nicht dürfen und nicht können. 

Von Zeit zu Zeit hört man aus Arbeitshäusern, Irrenhäusern, Armen- 
anstalten, Fürsorgeerziehüngsinstituten irgendeinen Notschrei; die 
scheußlichsten Vorgänge sind in vergangenen Jahren festgestellt Man 
hört aber nie davon, daß die zuständige Aufsichtsbehörde zur Rechen- 
schaft gezogen worden wäre. Gibt es Regierungspräsidenten und Ober- 
präsidenten in Preußen, die sich mal ein Armenhaus von innen an- 
sehen nach ihrer Landratszeit? In Ostelbien war früher ein Präsident, 
der bei Besuchen der Städte seines Bezirks zuweilen sehr vergnügt 
auch die Häuser der Unzucht aufsuchte. Daß er statt dessen einmal 
eine Armenanatalt revidiert hätte, ist nie bekannt geworden. Wie 
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steht es mit der Revision der Irrenanstalten? Wie madit der Ober- 
präsident von seinem Aufsichtsrecht über die Provinzialanstalten Ge- 
brauch? Wie viele Leute werden nicht auf Grund einer einzi^^en Ver- 
handlung oder einee einzigen Attestes als gemeingefährliche Irre fest- 
gehalten! Es genügt die Entschließung der Polizei. D^s Attest kann 
sogar nachgereicht werden. Wie nötig wäre da ein Rechtszug mit 
richterlichen Garantien schon bei der Einlief erung in die Irrenanstalt! 

Am mangelhaftesten funktioniert die Aufsicht für die Fürsorge- 
erziehimgsanstalten. Es ist ja auch nichts Politisches, und es handelt 
sich um Proletariat. Auch die vorläufige Fürsorge der Gemeinden ist 
oft mangelhaft. Dieselbe Gemeinde, die fortgesetzt drangsaliert wird 
mit Berichten über die Qualität ihrer Polizeibeamten, damit ja nur kein 
Sozialdemokrat darunter ist, wird gewöhnlich in Ruho gelassen, was 
den Armenhausvorsteher angeht Das kann der unfähigste, ja laster- 
hafteste Mensch sein. Da herrscht wahre Selbstverwaltung; denn die 
Interessen der herrschenden Klassen kommen nicht in Betracht 

In einem der ProvinziaUantdtage Preußens fragte neulich ein Ab- 
geordneter, für wie viele Pfennige täglich die Leute in der Arbeits- 
anstalt ernährt würden. Der geringe Betrag erregte allgemeines Auf- 
sehen. Aber schließlich interessierte man sich doch nicht weiter für 
die Vagabunden und freute sich im allgemeinen auch, daß es bei der 
Ernährung dieser Unglücklichen so billig zuging. 

Seit einiger Zeit empfinden die Provinzialverwaltungen es störend, 
daß ihr ganzes Arbeiten so geheim ist, imd geben Verwaltungsberichte 
heraus auch für ihre Abteilungen und Institute. 

Aber diese Verwaltungsberichte, ebenso wie die der einzelnen 
Kreise können doch niemals das Verwalten in der Oeffentlichkeit er- 
setzen. Die Verwaltimgsberichte der Kreisverwaltungen sind zudem 
meist äußerst mager, und man kann gegen unsere Kreisverwaltungen 
immer noch mit Fug und Recht in den meisten Fällen den Vorwurf er- 
heben, daß sie ziemlich lichtscheu arbeiten. Aus den wichtigsten Ver- 
waltungsakten wird in Preußen geradezu ein Geheimnis gemacht. Man 
entschuldigt das mit der Amtsverschwi/egenheit. Wohl gibt es poli- 
tische Angelegenheiten, die im Interesse wichtiger Beziehungen ge- 
heim behandelt werden müssen. Wenn die preußische Regierung warnt 
vor der Auswanderung nach Brasilien oder vor der Pest in indischen 
und chinesischen Häfen, so muß sie im Frieden zur Aufrechterhaltung 
guter Beziehungen mit dem Auslande diese Warnungen so ergehen 
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ih lassen, daö sie nicht in die Presse kommen. Dagegen sollten Flucht- 
eiiGi linienpläne nicht als Geheimnisse der inneren Verwaltung behandelt 
II If werden. Den dayon Betroffenen wurde bis kurz vor dem Kriege durch 

e te die Gemeinde nichts mitgeteilt, damit sie leichter die Einspruchsfristen 
k versSumten. Es erfolgte nur eine öffentliche Bekanntmachung, von der 
7 1 j€kler weifi, daß sie auf dem Lande vielfach sieht öffentlich ist. Erst 

stai! einige Zeit vor dem Kriege hat der Minister des Innern angeordnet, 

ir^f daß Grundeigentümer, die durch einen Bebauungsplan Land verliereUt 

i(l von der Gemeinde benachrichtigt werden mlissen. Die frühere Heim- 

ist lichkeit paßte aber in das ganze System völliger Amtsverschwiegenheit 

i hinein. Bei dem unseligen Dreiklassenwahlrecht der Gemeinde wird 

vor allem im Interesse der großen Steuerzahler verwaltet; denn sie 
haben d^a ausschlaggebenden Einfluß. Daß dem aber so ist, das muß 
möglichst verborgen werden. Die Verwaltung ist also von vornherein 
dadurch beschwert, daß jeder Proletarier ihr ein gewisses Mißtrauen 
nicht ersparen kann. Die Verwaltung tut deshalb von vornherein gut, 
sich nicht zu sehr in die Karten sehen zu lassen. Sie arbeitet in 
Preußen weder für die breiten Massen noch mit den breiten Massen, 
also schämt sie sich nach Kräften. Merkwürdige Tricks hat die Groß- 
stadt des Dreiklassenwahlunrechts gefunden, um unauffällig und geheim 
zu arbeiten. Das ist die Verheimlichung des Etats. Es gibt Städte mit 
Hunderttausenden von Einwohnern, z. B. in Westfalen, in denen der 
städtische Haushaltplan sorgfältig aus zwei Teilen hergestellt wird, 
einem Generaletat, aus dem Gehälter und Einzelpositionea nicht oder 
kaum ersichtlich sind^ und^ Spezialetats, die als Anlagen dienen. Letz- 
tere kommen^eigentlich niemals in die Hände der Steuerzahler, das 
würde zuviel Beunruhigung in der Bevölkerimg, erregen, wie mir ein- 
mal ein sehr ängstlicher Stadtverordneter sagte. Aber auch den 
Generaletat bekommt der Bürger, der nicht Stadtverordneter ist, nur 
schwer zu sehen. So hat man im Wege nicht des Gesetzes, aber der 
Routine, die Mitarbeit der Bürgerschaft bei der Finanzverwaltung der 
Stadt ausgeschaltet. Die Finanzverwaltung ist in der Großstadt über- 
haupt meist ein derartiges Geheimnis des Magistrats eben infolge der 
Etatgeheimhaltung, daß das Stadtoberhaupt jährlich einmal über die 
Finanzverwaltung bei passender Gelegenheit einen Vortrag zu halten 
pflegt, den gewöhnlich niemand widerlegen kann, selbst wenn er in 
übersichtlicher Weise gehalten ist; denn die Etatsverschleierungskünste 
unserer großstädtischen Verwaltungsmänner sind so bedeutend, daß 
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Urnen selten jemand in die Karten sehen kann. Wenn dieee Grofi- 
etadte nun aber erst dazu übergehen, mit der Industrie und ihren 
Trusten Geheimverträge abzusclilieSen, dann wird die Sache noch viel 
geheimnisvoller. Es ist ein ganzes System, Spezialetats, die in einigen 
Exemplaren nur für Kommissionemitglieder gedruckt und schon zu- 
rechtgemacht werden, daS aus Urnen nicht zuviel ersichtlich ist, Ge- 
heimsitzungen, in denen Geheimverträge zwischen Stadtverwaltung 
und Industrietrust erörtert werden. Wo bleibt da die Kontrolle des 
Bürgers durch den Stadtverordneten? Der letztere wird nur selten 
vollen Einblick bekommen, selbst wenn er sich Mühe gibt Solchen 
Oberbürgermeistern gegenüber erscheint der olle ehrliche Landrat 
des Ostens, der an seine Jagdfreunde im Kreise, falls sie im Wegebau 
etwas leisten. Jedes Jahr je einige tausend Mark unkontrollielt aus der 
Kreiskasse schenkt, noch als ein biederer, aufrichtiger Mann. Für 
einen. pommerschen Kreis ist einmal im Berliner Tageblatt nach- 
gewiesen, daß der Landrat die Einkünfte des Kreises in der Haupt- 
sache dem Wegebaufonds zuführte, und unkontrolliert, ohne Redi- 
nungslegimg gegenüber dem Kreistag, aus diesem Fonds Zuwendungen 
bis zu 4000 Mark jährlich denjenigen Kreiseingesessenen machte, die 
im Wegebau etwas leisteten. Dafi die Leute, die dem Landrat polittoch 
ferner standen, von diesen Dotationen aus den Kreissteuem weniger 
begeistert waren, versteht sich von selbst. Die ganze Opposition schrie 
andauernd über Ungerechtigkeit dieses patriarchalischen Systems^ 
bei dem die Kreissteuer sozusagen an bestimmte Persönlichkeiten als 
Belcdmung für ihr politisches Wohlverbalten verteilt werden kann« 
Ich kann nicht nachweisen, daß es geschah, aber ich halte es theo^ 
retisch für sehr wohl möglich. Es mag im Osten der Monarchie viele 
solche Kreise geben. Diese Kreise werden wohl keine Verwaltungs- 
berichte herausgeben, aus denen die Namen derjenigen ersichtlich sind, 
an die der Wegebaufonds verteilt ist. 

Für bedenklicher halte ich manche Verträge der Städte mit den Syn- 
dikaten, Trusten und Großindustrien, soweit diese Verträge un- 
kontrolliert und, bei dem ganzen System unkontrollbierbar durch Stadt- 
verordnete und Bürgerschaft, bestimmt sind, diesen Industrien große 
Vorteile zuzuwenden. Ein allgemeines, gleiches Wahlrecht würde das 
alles unmöglich machen. Demokratie ist Oeffentlichkeit, Kontrolle 
durch die Oeffentlichkeit In der Demolu'atisierung des Wahlrechts 
würde die K(»itrolle bei uns viel leichter sein. 
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Wir liaben in den Städten der Provinz Schleswig-Holstein, in denen 
allgemeines, gleiches Bürgerwahlrecht herrscht, ein viel gröfieree 
Interesse der Bürgerschaft an der Stadtverwaltung; eine viel in- 
9 nigere Teilnahme, denn die Wahl zwingt zur Stellungnahme, und dafür, 

ü dafl es zur Wahl kommt, sorgt schon der Bürgerverein, der in diesen 

& Städten eine Art amtlichen Charakters hat. Er ist nämlich der Ver- 

lüf band der wahlberechtigten Bürgerschaft, etwas ganz uneiiiört Demo- 

kratisches im Königreich Preufien, eine Bürgerschaft, die als solche 
Rechte hat. Diese Wahl aber macht es notwendig, daß sich der ein- 
zelne mit der Kommunalpolitik beschäftigt ; denn Wählen heißt Stellimg 
nehmen zu Personen, und damit auch zu Programmen, und wir haben 
gesehen, dafi in Preufien wohl ein Landrat und ein Regierungspräsi- 
dent ohne Programm sein kann, bei einem Oberpräsidenten es genügt, 
wenn er eine Art Zeremonienmeister für den Landadel darstellt, vom 
städtischen Verwaltungsbeamten dagegen Leistungen verlangt werden, 
Verwaltungsziele und Programme. 

Dies Stellungnehmen des Wählers imd Bürgers zu den kommunalen 
Aufgaben wird nun, wie wir sehen, so sehr erschwert durch die ganze 
Geheimnistuerei, die über unserer Verwaltung liegt. Etats und 
Sitzungen der Gemeindebehörden und Gemeindevertretungen, Be- 
schlüsse imd Tätigkeit der Aufsichtsbehörden: alles ist in der Praxis 
wenigstens so geheim wie möglich. Die Plenarverhandlimgen der Re- 
gierung, die doch das ganze Land interessieren müfiten, sind so ge- 
heim, wie die Sitzungen von Verschwörern. In der Schweiz wird über 
jede Sitzung der Regierung in der Oeffentlichkeit berichtet. Unsere 
lichtscheue Verwaltung von Notabein für Notabein verträgt nirgends 
das licht der Oeffentlichkeit. Wie fürchtet man bei Kreisausschufi- 
sitzungen die Oeffentlichkeit. In einem preuSischen Regierungs- 
gebäude vtrird aufier den Bezirksausschufisitzungen alles geheim- 
gehalten. Und doch interessiert jeden, was die Kirche und die Schul- 
abteilung behandelt, imd doch möchten viele Leute gern wissen, nach 
welchen Grundsätzen der Staat, ihr Staat, den sie mit ihren Steuern 
miterhalten, die Domänen eigentlich verpachtet. Aber das ganze System 
bei uns würde wanken, wenn etwas mehr licht hineinkäme, nicht der 
Staat, aber die Herrschaft der konservativen Partei. 

Deshalb ist die Kabinettsordre von 1835 noch überall in Kraft und 
von äußerster Wichtigkeit: 
„Obgleich Gesetze und Dienstinstrukitionen den öffentlichen Beamten 

Sehttcklng, Demokratisleraog Preußeos. 4 
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Verschwiegenheit über Oegenstfinde ihres Amtes zur Pflicht machen^ 
80 habe ich doch mififällig in Erfahrung gebracht, daö diese Pflicht aus 
den Augen gesetzt, über dergleichen Gegenstände ohne amtliche Ver* 
anlassung mündliche imd schriftliche Mitteilung gemacht und soldie 
selbst zur Publizität gebracht worden. Eine solche Verletzung der ge- 
setzlichen Vorschriften ist nicht länger zu dulden; das Staatsministerium 
hat daher diese Mißbräuche abzustellen und zu veranlassen, daß die 
Departementschefs nicht nur ihren untiergeordneten Behörden und Be- 
amten die im Interesse des Dienstes unerläßliche Verschwiegenheit 
wiederholend und ernstlich einschärfen, sondern auch die geeigneten 
Anordnimgen treffen, um die genaue Beobachtung derselben zu 
sichern und die Propagation amtlicher Verhandlungen zu verhindern. 
Die Departemeoitschefs haben auf die Befolgung dieser für die Beamten 
aller Kategorien geltenden Vorschrift mit Ernst und SorgfaU zu halten, 
die Beamten, welche dieselben verletzen, imnachsichtlich zur Verant- 
wortung und Bestrafung zu ziehen und mir anzuzeigen, damit sie, dem 
Befinden nach, neben der verwirkten Strafe, ohne Pension aus dem 
Dienst entfernt werden.*' 

In demselben Sinne hatte sich bereits die Kabinettsordre vom 
31. Dezember 1825 (G. S. 1826. S. 5) ausgesprochen: 

„Es darf kein Beamter über das, was amtlich zu seiner Kenntnis 
kommt, an dritte Personen Mitteilimg oder gar etwas öffentlich be- 
kanntmachen. Tut er dies, so begeht er eiue Pflichtverletzung, die nach 
der Größe derselben mit verhältnismäßiger Geldstrafe oder mit Ent- 
femimg aus dem Dienste im Disziplinarwege geahndet werden soll.** 

Diese Kabinettsorder ist eigentlich ebenso geheim, wie überhaupt 
unsere innere Verwaltung. Sie entspricht ganz dem absolutistischen 
Regiment längst vergangener Zeiten eines geheimen fürstlichen Ka- 
binettsrates. Amtliche Verhandlungen sind grundsätzlich geheim zu 
halten. Und das in der Zeit des Aeroplans und der Funkentelegraphie. 
Längst ist jede Gerichtsverhandlung öffentlich; über jede General- 
versammlung wird berichtet. Nur die preußische Verwaltung hält alles 
geheim. 

Ueberaus schwierig ist bei dieser Geheimniskrämerei die Aufgabe 
der Presse. Ihr macht es schon Mühe, aus öffentlichen Gerichtsver- 
handlungen ungefärbte Berichte zu erhalten. Wieviel schwerer ist es 
für sie, korrekt über die fast überall mehr oder minder geheimen Ver- 
waltungsmaßnahmen zu berichten. Die* großen Städte haben jetzt 
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fast überall einen Preßdienst eingerichtet, das heifit, einen Beamten 
beauftragt, das, was die OeUentlichkeit von der Verwaltung interessiert, 
der Presse mitzuteilen. Allgemein ist die Klage, dafi diese Informa- 
tion nicht gentigt, dafi durch diese Prefiberidite noch kein licht in 
die Verwaltung kommt. Was die Bürgerschaft oft gern wissen möchte, 
darüber schweigt das städtische Prefibureau hartnäckig, und was 
vermittelt wird, ist oft verschönt und unzureichend. Aus den höheren 
Verwaltungsbureaus, denen der Regierung, der Oberpräsidien und des 
Ministerium des Innern wird offiziell überhaupt nichts mitgeteilt, was 
nicht hindert, dafi die Kreuzzeitung und das preufiische Verwaltungs» 
blatt gewöhnlich sehr eingehend informiert sind. Zunächst wird alles 
geheimgehalten. Was in die Oeffentlichkeit kam, durfte nur zum 
Nutzen der konservativen Partei in die Oeffentlichkeit kommen. Das 
war der Hauptgrundsatz. Die Zeitungen zerfallen bei ims in eine ab- 
hängige Kreisblattpresse und eine von der Regierung unabhängige. 
Ebenso kann man die in einer Stadt erscheinenden Blätter teilen in 
nach Ansicht der Stadtverwaltung gutgesinnte und oppositionelle. Die 
Stadtverwidtungen pflegen vielfach diesen Unterscliied zu machen. Die 
»«gutgesinnte*' Presse hat mehr Fühlung und erhält deshalb öfter In- 
formationen. Sie ist deshalb gewöhnlich weit mehr orientiert, quod 
erat in votis, was die Stadtverwaltung eigentlich für Ziele hat. Dafür 
darf sie dann aber auch nicht so rüdcsichtslos Mifistände klarstellen, 
wie die oppositionelle Presse das tut Die Stadtverwaltung würde es 
übelnehmen und ihr die Informationen entziehen. Und ohne die In- 
formationen ist es sehr schwer, zu berichten, ist es auch sehr schwer, 
gerecht zu kritisieren. Zur Beurteilimg städtischer Einrichtungen gehört 
ebenso Fachkenntnis wie zur Beurteilimg eines landwirtschaftlichen 
Betriebes. Und diese Fachkenntnis ist bei Journalisten aufierordent- 
lich selten vorhanden; so ist denn die Tagespresse, selbst wenn sie 
ganz unabhängig sein könnte, ziemlich machtlos. Welcher städtische 
oder grofistädische Publizist ist imstande, die Finanzgebarung seines 
Gemeinwesens zu beurteilen. Das ist alles eineicseits so kompliziert, 
andrerseits so geheimnisvoll (siehe Spezialetats), dafi kaum ein Teil 
der Stadtverordneten diese Kritik hat. Die Presse versagt da meist 
gfmz. Nun gibt es ja in der Stadtverwaltung allerdings Dinge, die 
geheimgehalten werden müssen, nicht nur, weil es dem Oberbürger- 
meister unbequem ist, Auskunft zu geben. Wenn die Stadt Gebäude 
kaufen will oder ein^u Bau ausführen, eine Eisenbahn anlegen mufi, 
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80 kann ihr die vorzeitige Bekanntgabe ihrer Absichten schaden« 
Manche Personalfragen in bezug auf Beamtenwahl entziehen sich ihrer 
Natur nach der Behandlung in der Oeffentlichkeit Dasselbe gilt von 
Prozessen und Rechtsfragen. Aber hier wird die Sache schon zweifel- 
hafter. Die Gemeinde ist nicht ein Finanzinstitut und nicht eine 
Aktiengesellschaft. Sie darf und soll sich nicht stets auf den Stand- 
punkt stellen, der prozeSpolitisch der gewandteste ist. Ein ungültiges 
OrHsstatut anzuwenden und die Ungültigkeit geheim zu halten, ist einer 
Gemeinde imwürdig, ebenso erkrankte Arbeiter und nicht fest ange- 
stellte Beamte abzuschttttehi. Je mehr also die Gemeinde ihre Rechts- 
fragen in voller OeffenÜichkeit verhandelt, desto anständiger und wür- 
diger ist es. Wird alles möglichst in öffentlicher Sitzung verhandelt, 
so ist die Furcht vor der öff enüichen Kritik da und damit das Gefühl 
für die Würde, und diese Würde ' ist, wie Schiller sagt, in manchen 
Lebenslagen besser, als die größte Klugheit. Mehr oder minder der 
OeffentSIichkeit zu entziehen, pflegt man die Verhandlimgen mit der 
Aufsichtsbehörde. Auf städtischer Seite pflegt ' man sich zui genieren, 
dafi man so abhäUjgig ist. Von Seiten der Aufsichtsbehörde wünscht 
man dringend, daß nicht bekannt wird, wie das Aufsichtsrecht aus- 
geübt wird. Nach den Erlassen über Beschränkung des Aufsiditsrechts 
mag das besser werden. Hier hat die OeffenÜichkeit ein großes Inter- 
esse an der Freiheit der Selbstverwaltung. Und hier versagt wieder 
die Presse vollständig, wie fast überall in communalibus. Vor der 
Presse haben die Aufsichtsbehörden oft solche Angst, daß sie ihre 
schroffen Auslegungen des Beamtenbeetätigungsrechts gar nicht wogen 
würden, falls die Gemeinde die Sache öffentlich behandelte und 
die Presse die öffentliche Meinung zugunsten der Stadtgemeinde 
in Bewegung setzen könnte. Das Interesse der Bürgerschaft an 
der Stadtverwaltung kommt doch zum größten Teil mit Hilfe der 
Presse zustande, und es ist eine selbstverständliche Voraussetzung aer 
Selbstverwaltung, nicht nur eine liberale und demokratsiche Forde- 
rimg, daß die Bürgerschaft am kommunalen Leben teilnimmt. Er- 
wünscht wäre also ein vollständiges Mitarbeiten der Presse in der 
Stadtverwaltung, Zuziehimg zu sämtlidien Kommissionen, denn in den 
Kommissionen wird fast alles vorbereitet. Jedes städtische Institut, 
jeder städtische Verwaltungsgang hat seine Geschichte. Wenn man 
diese Geschichte nicht kennt, diese Entwicklung, die Etats, auch die 
geheimgehaltenen Spezialetats, so ist eine Kritik iminütz, unmöglich 
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oder geradezu schädlich. Fast alles, was die Presse in kommunalea 
Angelegenheiten bringt, mttfite deshalb eingehender und tiefer sein, 
als bisher. Und wenn das Verständnis dem Pressemann in kommu- 
nalen Dingen zuweilen schwer täUt, so macht doch last Jeder Stadtr 
verordnete sich eine Ehre daraus, mit seinen Kenntnissen zu helfen 
und Aufschlufi zu geben. Wie sind auch sonst Stadtverordnetenwahlon 
möglich. Man kann sich audi nicht ttber Untätigkeit und Interesse- 
losigkeit der Btirgervereine beschweren, wenn die Information der 
Bürger eine mangelhafte war. 

Vom verwaltungstechnischen Standpunkt aus scheint es bequem zu 
sein, daß niemand außerhalb der Verwaltung über diese informiert ist. 
Man läßt deshalb vielfach die Presse und die Bürgerschaft ohne In- 
formation und macht sich zu der vielen Arbeit, die man schon hat, nicht 
noch die, der Oeffentlichkeit Aufklänmgen zu geben oder man tut dies 
nur aus taktischer Rücksicht kurz vor Beschlüssen. Ein solches Arbeiten 
ist in mancher Beziehung zu entschuldigen, hat aber auch schwere 
Schattenseiten. Die Rathausarbeit ist dann nicht populär, sie hat keine 
Unterstützungen aus der großen Masse. Wenn es sich aber um den 
Bau eines Wasserwerks, eines Elektrizitätswerkes handelt, brauicht die 
Stadt Abnehmer, das Unternehmen muß populär gemacht werden. 
Damit daß die Stadtverordneten gewonnen sind, ist noch nichts er- 
reicht, ist noch keine hinreichende Betriebseinnahme gesichert. Aehn- 
lich verhält es sich mit der Popularität von Arbeitsnachweisen, Lese- 
hallen, Volksbibliotheken, RechtsauskimftBStellen, Markthallen, Mittel- 
schulen usw. usw. 

Die Informationen, deren die Oeffentlichkeit bedarf, um selbst ur- 
teilen zu können, sind heutzutage vor allem statistischer Natur, wie 
überhaupt die Statistik binnen kurzem im Gemeindeleben eine Rolle 
spielen wird, an die früher niemand gedacht hat. Bei Aufnahme von 
Statistiken ist die Mitwirkung weitester Kreise notwendig und nütz- 
lich. Hier liegt eine Hauptaufgabe einer mit der Stadtverwaltung mit- 
arbeitenden und mitdenkenden Presse. 

Die Presse hat nämlich eins, was der Stadtverwaltung vielfach abgeht, 
das ist die fortgesetzte Information aus den Nachbarorten durch die 
dortigen Korrespondenten. Und verkehrspoUtische Angelegenheiten 
z. B. lassen sich von einer Gemeinde kaum bearbeiten. So ist also, 
eine gutgeleitete Presse durch ihre Informationen der Gemeinde- 
verwaltung sogar voraus und kann Anregungen wichtigster Art geben, 
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z. B. fOr Wege, Bahnbauten, Kanalbauten, Hafenbauten usw. Die An- 
regung wird um so wertvoller imd um so brauchbarer sein, Je mehr 
die Presse in die Zwecke der Stadtverwaltung eingeweiht ist, je mehr 
sie mit der Stadtverwaltung Hand in Hand geht. Schon daraus ergibt 
sich unmittelbar, dafi ein städtisches Arbeiten, das grundsätzlich In- 
formationen verweigert, auf die Dauer unklug und schädlich ist 

Allerdings schafft diese enge Verbindung zwischen Stadtverwaltung 
und Presse, dies fast gemeinsame Arbeiten, au^ch wieder Schwier^- 
keiten. Wir sahen schon, dafi die Presse, die der Stadt so nahe steht, 
in der Regel nicht kritisiert, jedenfalls nicht grob wird. Ich kann als 
Bürgermeister jemanden, der mich schonungslos angreift, doch nidit 
belohnen, indem ich ihm meine innersten Gedanken über städtische 
Projekte enthülle. Das ist menschlich, aber das ist mal so. 

Die andere Schwierigkeit ist die gesetzliche. Nach der Städte- 
ordnung ist die Stadtverwaltung nach unten hin nicht verantwortlich. 
Die Stadtverordneten haben ein Kontrollrecht der städtischen Ver- 
waltung gegenüber. Die Bürger haben keins. Wenn nun die Stadt- 
verwaltimg andauernd im engsten Einvernehmen mit der Bürgerschaft 
arbeitet, alle Informationen, die an die Oeffentlichkeit kommen^dürfen 
ohne den städtischen Interessen zu schaden, an die Presse gibt, die 
Presse in den Stand setzt, mitzuarbeiten und die Bürgerschaft völlig 
auf dem laufenden zu erhalten über alles, was auf dem Rathause ge- 
schieht, dann bildet sich in den Bürgervereinen und beim Bürger der 
natürliche und gesunde Gedanke fester aus, dafi er als Bürger und 
Steuerzahler ein Kontrollrecht über die städtische Verwaltung habe. 
Dieser Gedanke hat immer bestanden und die Zeiten des schlimmsten 
Absolutismus imd Polizeistaates überdauert. Der Bürger geht daim 
aber weiter und zieht seine Verwaltung in öffentlichen Versamm- 
limgen zur Rechenschaft und verlangt, dafi sich sein Bürgermeistier, 
sein Stadtrat vor ihm öffentlich verantwortet. Der Gedanke ist ver- 
nünftig und demokratisch, bringt aber die Verwaltimg in die prekärste 
Situation, denn sie handelt nach der Entscheidung der Aufsichts- 
behörden und nach Lage der Gesetzgebung ungesetzlich, wenn sie sidi 
darauf einläSt. Es bleibt also nichts übrig, als das Kontrollrecht zu 
verstärken, den Bürgerverein zur Gemeindeeinrichtung zu erheben und 
ihm, wie in den Leitsätzen dargelegt, die Motion und der Bürgerschaft 
das Referendum zu geben. 

Schwierigkeiten ganz eigner Art hat die Presse, die über die länd- 
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liehe VerwaltuBg berichten will und soll. Hier ist zunächst das un- 
selige Kreisblatt. Darüber, ob es vom Landrat unmittelbar redigiert 
wird oder ob er nur weitgehenden Einfluß aul die Kreisblattredaktion 
hat, wollen wir uns nicht streiten. Sicher ist, dafi das Kreisblatt nichts 
gegen die allmächtige Kreisverwaltung bringen darf, wenn der Ver- 
leger sich nicht schwere Unannehmlichkeiten zuziehen will. Ist aber 
«twa die kleinstädtische Zeitung, die nicht Kreisblatt, unabhängig? 
Auch das kann niemand behaupten. Die Verwaltung ist so allmächtig, 
dafi das Blatt gut tut, Verwaltungshandlimgen des KreisausscliLUSses 
oder des Landrats nicht zu kritisieren. Am liebsten ist es diesen Leuten, 
wenn die Blätter über die Verwaltung überhaupt nichts bringen. Die 
Verwaltung will unauffällig arbeiten. Dafür gibt der Landrat Ja ein- 
mal im Jahre mündlich einige Minuten eine Art Verwaltungsbericht in 
der Kreistagssitzung. Das kann, darf und soll die Zeitung bringen. 
Weiter aber nichts. So finden wir denn in unseren kleinen Kreis- 
blät'tem fast nichts von Kritik über die Verwaltung, ja die letztere 
überhaupt oft längere Zeit kaum erwähnt. Gerade über die Fragen, die 
alles Interesse in Anspruch nehmen, *wie Chausseebauten, Zuschüsse zu 
Eisenbahnbauten, Linienführung von Eisenbahnen, Verkehrsfragen, die 
den Nerv der ganzen Verwaltung bilden, darf nur am Biertische ge- 
redet werden, um Gottes Willen aber nicht im Kreisblatt. Das würde 
der Königliche Landrat übelnehmen. Dazu ist seiner Ansieht nadti 
die Presse nicht da, um solche Fragen zu klären. Die Verwaltung des 
Kreises ist sein, des Landrats, Geheimnis. Die Oeffentlichkeit schafft 
Kritik und Schwierigkeiten. Beiden sind auch unsere Verwaltungs- 
männer nicht gewachsen. Sie wissen sehr wohl, dafi die Kritik bei 
ihren Taten nicht stehen bleiben, sondern sehr leicht auf ihre Person 
übergehen könnte. Wäre das aber allgemein, so würde der Grundsatz 
der „Auslese des Untüchtigen'' (Auswahl nach Uradel, reaktionärer Ge- 
ainnung, Korpsstudententum, Beziehungen zum Grofigrundbesitz) für 
die innere Verwaltung bald enthüllt 

Leider kann hier nun auch die Kritik der Grofistadtpresse nicht 
«intreten. Die Verwaltung ist zu buntscheckig und zu geheim, die 
Kompetenzen sind zu verwickelt. Das Interesse der Gtrofistadt war 
auch bei uns zu gering bisher. Wer kümmerte sich denn darum, ob 
Pastor und Landrat auf dem Lande die Gemeinde vor der Anst^ung 
liberaler Lehrer bewahrte. Selbst ia der Stadt wehrt sidi das Uberale 
Bürgertum ja oft nicht mal gegen die Uebergriffe der Orthodoxie. Auf 
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dem Lande, wo die oppositionelle Lokalpresse völlig fehlt, ist man 
vollkonunen schutzlos. Fragen innerer Politik geht die Presse auf dem 
Lande und in der Kleinstad't oft so soirgsam aus dem Wege, daß es 
sogar nicht gewagt wird, Gesetzentwürfe zu kritisieren, sie können für 
die Selbstverwaltung und die Gemeinderechte so ungünstig sein wie 
sie woUeoi. Als der Schulgesetzentwurf 1906 in Preufien den gewaltigen 
Vorstoß machte, die Selbstverwaltungßrechte in bezug auf die Schule 
zu beisichneiden, was an und für sich gar keine Frage der politischen 
Parteien war, da fühlte sich ein großer Teil der Presse so abhängig 
vom Landrat und den Regierungsorganen, daß viele Zeitungen es gar 
nicht wagten, den Entwurf zu kritisieren. 

Hier zeigt sich übrigens, wie wertvoll für unser konservatives 
Regime die Unübersichtlichkeit der Verwaltung ist. Kennen in den 
unteren Instanzen kaum die Veorwaltungsbeamten selber die Abgren- 
zung der Befugnisse zwischen Staat und Gemeinde, Kreis und Pro- 
vinz, so kann man um so weniger von dem Redakteur eineir freisinnigen 
Kreiststadtzeitung verlangen, daß er die Handhabimg der in Betradit 
kommenden Gesetze einer gerechten und objektiven Kritik unterziehen 
kann. In bezug auf gesetzliche Bestimmungen für Schulwesen herrschte 
in dem zaristischen Rußland größere Klarheit als in Preußen, das 
immer noch kein Schulgesetz hat. Wenn deir Redakteur aber zum 
Beispiel über die Befugnisse der Schulinspektion nicht unterrichtet 
sein kann, so ist es für ihn völlig ausgeschlossen, Uebergriffe dieser 
Behörden gegenüber Lehrern imd Gemeindebehörden in der Oeffent- 
lichkeit festzunageln. 

Die Großstadtpresse hat gewöhnlich auch niemanden mit Fachkennt- 
nissen. Außerdem ist die Großstadtpresse zu einem erheblichen Teil 
Generalanzeigerpresse. Das heißt, sie will politisch farblos sein, da 
sie so mehr Aufträge von Behörden erhält und leichter ihren Leser- 
kreis vergrößern kann. Diese Generalanzeigerpresse, als deren Haupt- 
vertreter bei uns August Scherl noch von späteren Generationen als ein 
Mann genannt werden wird, der in amerikanischem Sinne die Charakter- 
losigkeit im öffentlichen Leben gefördert hat, wird allmählich 
immer mehr zur Kapitalpresse. Große Interessenverbände kaufen die 
charakterlosen, angeblich parteilosen Zeitungen auf. Die Berichtr 
erstattung über die: innere Verwaltung wird dadurch natürlich nidit 
gefördert» daß die schwere. Industrie ein Blatt erwerbt. Ein solches 
Blatt erhält dadurch nicht .mal eine ehrliche konservative Färbung und 



bleibt der inneren Verwaltung und ihren Grundsätzen gegenttber ge- 
rade so gleichgültig, wie früher. 

In einem erfreulichen Gegensatz zu dieser Gleichgültigkeit der 
meisten Zeitungen für Vorgänge in der inneren Verwaltung steht die 
sozialdemokratische Presse. Sie sammelt eifrig Material über die Re- 
aktion, über polizeiliche Uebeo'griffe, gesetzwidriges Vorgehen reak- 
tionärer Verwaltungsbeamten usw. Nur ist der Sozialdemokratie vorzu- 
werfen, daß sie sich zu viel um Kleinigkeiten und zu sehr um die unter- 
sten Behörden kümmert. Es könnte auch nicht schaden, wenn sie sich 
mehr mit der Provinzial- imd Kreisverwaltung und etwas weniger mit 
städtischen Parlamenten befaßte, denn mit den städtischen Parlamen- 
ten beschäftigen sich auch die Tageszeitungen, und das ist das einzige, 
was sie an innerer Politik bringen. Nur sind auch diese Mitteilungen 
aud den Stadtparlamenten politisch wenig ergiebig, denn gerade die 
wichtigsten Sachen und vor all^n solche, die irgendwie politische Be- 
deutung haben, pflegt man in geheimer Sitzung zu beschließen, und 
diese Beschlüsse werden der Presse nidit immer zugänglich gemacht. 

Die Folge dieser ganzen Preßverhältnisse ist, daß weite Kreise des 
Volkes, trotz Selbstverwaltung und Parlamentarismus, über die wich- 
tigsten innerpolitischen Materien, wie zimi Beispiel die Schulpolitik der 
Regierung unglaublich wenig erfahren, und daß, was die innere Po- 
litik der kleinen Verwaltimgskörper angeht, sich wivhtig^ Vorgänge 
im geheimen vollziehen, ohne daß die Presse von ihnen Kenntnis 
nehmen kann oder will. Natürlich können die wenigen liberalen und 
sozialistisdien periodischen Zeitscluriften, die wir haben, einem der- 
artigen Mangel nicht abhelfen. 

Wenn unter den deutschen Bundesstaaten einzelne sich zu- 
sammentun müßten aus der Not heraus, daß der einzelne Staat 
seine wichtigsten Lebenßdnteressen nicht schützen und verteidigen 
könnte, so würde das ein vollgültiger Beweis dafür sein, daß 
im Reiche die InteresBen der Staaten nicht ausgeglichen werden und 
daß schlecht regiert wird. Preußen zerfällt jetzt in den Preußischen 
Städtetag imd den Bund der Landkreise, außerdem gehören die klei- 
neren Städte jetzt noch durchweg einem Reichsverband kleinerer Städite 
an. Ein besserer Beweis, daß die verfassungsmäßigen Organe in 
bezug auf die innere Verwaltung der Gemeinde ihre Pflicht nicht tun, 
kann, wohl nicht gefunden werden. Die Gründe sind die oft erwähnten 
reaktionären Verwaltungsprinzipien, und was die Personen angeht, da» 
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und ähnlicher Weise dafür zu sorgen, dafi Oppoeitton ausgeschlossen 
ist, der kann auch mit Hilfe des Vorstandes die Versammlung bändi- 
gen. Viel tut dazu nicht selten eine Geschäftsordnung oder vielmehr 
Tagesordnung, die während der ganzen Tagung Jede Diskussion über 
andere Furagen, als die vom Vorsitzenden vorgelegten, ausschließt. 
Wenn die Stadtvertreter in der Zeit, wo ihnen eine Verwaltungs,reform' 
des Ministers die letzten städtischen Freiheiten zu nehmen droht, nur 
über Jugendspiele, Bureauordnung, städtisches Gartenwesen zu Worte 
kommen können, dann ist das für die Aufsichtsbehörden am an- 
genehmsten. Vor allem müssen auf Städtetagen Resolutionen ver- 
mieden werden. Eine in Gegenwart der Aufsichtsbehörden gefaßte 
Resolution entspricht nicht der subalternen Stellung, die städtische 
Vertreter nach Ansicht dieser Aufsichtsbehörden einnehmen. Es muß 
also eine Aufgabe des Leiters der Versammlung sein, Resolutionen zu 
vermeiden. Nachdem auf diese Weise die Provinzialstädtetage viel- 
fach Paradevorstellungen vor dem Oberpräsidenten geworden waren, 
entstand der Reichsveorband der kleineren Städte. Allmählich schlössen 
sich die Städtetage immer mehr zusammen. Es entstand ein Bureau 
des Städtetages, das unendlich viel von dem geleistet hat, was die Re- 
gierung leisten sollte, aber infolge ihrer minderwertigen Prinzipien 
nicht leisten konnte. In der Ernähinrngsfrage haben seit Beginn des 
Krieges die Städte fortgesetzt zur Selbsthilfe gegriffen, und die Städte- 
tage haben durch eine Fülle von Eingaben in der Emährungsfrage 
wieder und wieder darauf hingewiesen, wie unzureichend so ziem- 
lich die sämtlidien Regierungsmaßnahmen waren. Die Tätigkeit 
dieser Städtetage wird ewig ein Ruhmesblatt der deutschen inne- 
ren Verwaltung bleiben. Die Regierung bekam die Quittung für 
jahrzehntelange Verhetzung von Stadt und Land, für die Euien- 
burgsehe Kreisordnung und das Bremsen aller Urbanisierungsbestre- 
bungen. Jahrzehntelang hatte man sorgsam Interessengegensätze für 
Stadt und Land auft^erichtet aus politischen Gründen, nämlich zur Er- 
haltung konservativer Wahlmehrheiten. Nun sollte dieselbe Regierung 
plötzlich die Interessen von Stadt und Land gleichzeitig wahrnehmen. 
Das stellte sich als so schwierig heraus, daß die Städtetage einspringen 
und die Städte zur Selbsthilfe greifen mußten. Zur Abwehr bildete 
sidi der Bund der Landkreise. Aber selbst wmn die Regierung ge- 
wollt hätte und durchaus loyal für die Städte hätte sorgen wollen, 
wie konnte sie plötzlich, zudem in Kri^szeiten, völlig umschwenken? 
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Jahrzehntelang hatte man die Interessen des kleinsten Dorfes g^en 
die der Kreisstadt ausgespielt. Jahrzehntelang hatte man Bücher ver- 
teilt über das „Glück auf dem Lande", in denen das städtische 
Leben als etwas beinahe Unsittliches dargestellt war. Jahrzehntelang 
hatte man sich bemüht, im Bauern das Bäurische zu< konservieren. 
Jetzt plötzlich sollte alles ein Volk von Brüdern sein, jetzt sollte plötz- 
lich der Bauer, dem man künstlich den Städter als Feind dargestellt 
hatte, seine ganze Arbeitskraft hergeben, um diesgn Städter zu ernähren 
und zu verpflegen. Was die Städtetage im Kriege erreicht haben mit 
ihren unzähligen Eingäben, Beschwerden und Vorstellungen an die 
Lokalinstanzen, läßt sich vorläufig noch nicht ganz übersehen. Das 
meiste ist ja auch geheim, wie fast alles in der lichtscheuen preußi- 
schen Verwaltung. Es wäre sehr interessant, nach dem Kriege zu- 
sammenmustellen, was geworden wäre ohne diese Eingaben, Beschwerden 
und Vorstellungen. Das läßt sich jetzt schon ohne weiteres behaupten. 
Es wäre alles noch viel, viel schlinuner geworden. Man hätte den Inter- 
essen des platten Landes, den Interessen der Agrarier, den Inter- 
essen des Schleichhandels noch viel mehr geopfert, die Städte in der 
Rationierung noch schlechter gestellt, die Bürger deshalb, weil sie nur 
Bürger imd nicht landwirtschaftliche Produzenten waren, noch viel 
mehr hungern lassen. Der städtefeindliche Zug in der inneren preußi- 
schen, Verwaltung, auf den ich im Jahre 1908 in einer Schrift über die 
Reaktion in der preußischen Verwaltung wiederholt hingewiesen hatte, 
trat im Kriege klar und unverhüllt hervor. Ihn kann jetzt kein Mensch 
mehr ableugnen. Die Preisprüfungsstellen, die Bureaus der Städtetage 
und Städtebünde haben sprechendes Material dafür, leider. 

Wenn man die Schäden unserer Verwaltung beleuchtet, so kann 
man schließlich nicht umhin, noch kurz das Verhältnis von Parlament 
imd Verwaltung zu streifen. Unter preußisches Dreiklassenliaus hieß 
in den fünfziger Jahren des vorigen Jahrhunderts sehr bezeichnend 
die Landratskammer, so viel Landräte saßen darin. In den letzten 
Jahrzehnten haben dem preußischen Abgeordnetenhause durchschnitt- 
lich meist über 20 Landiräte angehört. Unzählige andere Abgeordnete 
unter den Konservativen sind aber Amtsvorsteher, Kreisdeputierte, 
Kreisausschußmitglieder, kurz Beamte, die in der Kreisverwaltung 
eine Rolle spielen und großes Interesse an der Erhaltung der bis-« 
herigen Kreisverfassung haben, die nicht auf das Interesse des Kreises, 
sondern lediglich auf die Erhaltung der Privilegien des Qroßgrund- 
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besitze« zugieschnittieB ist. Also die Rechte hn Parlament war in bezug 
auf unsere innere Verwaltung in einer Weise sachverständig, wie es für 
sie nicht wünschenswerter gedacht werden konnte. Dieselben Land- 
räte und Kreisdeputierten, die konservativen Amtsvorsteher und Kreis- 
ausschufimitglieder arbeiteten im Parlament nun Tag und Nacht an der 
Erweiterung ihrer Befugnisse. Damit das Wort Landrat in neuen Ge- 
setzen nicht so oft wiederkehrt, denn bei diesem Wort horcht jeder 
liberale Mann auf imd weifi, es handelt sich um den politischen Be- 
amten der Reaktion, nennt man ihn in den Gesetzen vielfach „untere 
Verwaltimgsbehörde''. Das ist harmloser. Oder man gibt dem Kreis- 
ausschufi neue Rechte, wodurch man in Wirklichkeit ja wieder die 
Macht des Landrats erweitert Der liberale OberlehTer, Arzt oder 
Amtsrichter, der die Interessen des Bürgertums im Parlament ver- 
treten möchte, merkt das oft gar nicht, daß das immer wieder der 
preußische Landrat ist, der, wenn er von Dezentralisation redet, sich 
selber neue Rechte geben wiÜ. Glänzende Beispiele, wie die Landrats- 
geschicklichkeit das Parlament benutzt, um sich neue Rechte auf 
Kosten der Gemeinde zu geben, sind die Gesetze über die gemein- 
schaftlichen Jagdbezirke, das Ausführungsgesetz zum Fleischbeschau- 
gesetz, vor allem aber das Kreisabgabengesetz. Unsere Landräte 
nennen das „Ausbau der Kreisordnung''. In Wirklichkeit ist das ein 
for^esetztes Rauben der Rechte der Gemeinde und ihrer Selbst- 
verwaltung. Die Gemeinden pflegen diese parlamentarischen Unter- 
nehmungen gegen ihre Rechte gewöhnlich zu spät zu merken und 
mächen ihre Parlamentarier nicht rechtzeitig aufmerksam. Und wenn 
sie es auch täten, so ist doch die Verwaltungsgesetzgebung absichtlich 
so kompliziert gehalten, daß der freisinnige Oberlehrer oder Amts- 
richter in einer Frage der Verwaltungsgesetzgebung kaum mit einem 
der vielen alten Landräte im Parlament die Klinge kreuzen könnte. 
Sachverständige freisinnige Kommunalbeamte, die einem preußischen 
Landrat im Parlament opponieren könnten, gibt es in Preußen, abge- 
sehen von den Abgeordneten Fischbeck und Cassel, wohl kaum. Wir 
sehen, wie es sich bewährt, daß man den Freisinn jahrzehntelang 
verfemt und seinen Trägem Bestätigungsschwierigkeiten gemacht hat. 
Später erschrickt man dann in der Gemeindeverwaltung, wenn man 
in dem Jagdgesetz die Bestimmung findet, daß die Vergütung für den 
Stadtkassierer für die Verteilung der Jagdgelder nur mit Zustimmung 
des Kreisausschusses, also des Landrats, fes^esetzt werden kann, oder 
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wenn die Revision der Fleischbeschauverhältnisse ergibt^ dafi zur Be* 
urlaubung des städtischen Fleischbeschauers die Genehmigung des 
Landrats notwendig ist, oder wenn das Studium des Kreisabgaben* 
gesetzes zeigt, daß die Rechtsmittel der Gemeinde gegen die landrät- 
liehe Berechnung der Kreissteuem in dem neuen Gesetz endgültig be- 
seitigt sind, und die große Gemeinde in bezug auf ihre Steuern nidit 
mal das Recht in Preußen hat, was jedem Zensiten zusteht 

Durch diese intensive Landiratstätigkeit in unserer Gesetzgebung 
wurden die Rechte der Gemeinde sowohl, .ids auch der örtlichen Po- 
lizeiverwaltung von Jahr zu Jahr systematisch zurückgeschnitten. Die 
Gemeinden ließen sich das gefallen, weil ihre Iniberessenvertretungeo, 
die Städtevereine, von den kreisfreien Städten beherrscht werden, in 
denen alle diese üblichen Folgen der Landratsherrschaft im Parlament 
kaum zu spüren sind. 

Der Hauptgrund für die Untätigkeit der Gemeinden gegenüber der 
Verschlechterimg der Gesetzgebung ist aber, wie oben bemerkt, eben 
die NichtVertrautheit ihrer parlamentarischen Vertreter mit der Ma- 
terie der Verwaltungsgesetzgebung. Man kann in Preußen ein guter 
Amtsrichter oder Oberlehrer sein, ohne zu wissen, wie hochkonservativ 
und fortschrittsfeindlich im allgemeinen unsere Kreisausschüsse sind, 
wie merkwürdig stark die Beeinflussung der Provinzialverwaltung 
durch Oberpräsidenten und Landräte ist. Die Unkenntnis unserer oft 
in mancher Beziehung buntscheckigen inneren Verwaltimg, und vor 
allen Dingen ihrer Tendenzen, geht bei den gebildetsten Leuten in 
Preußen so weit, daß es oft Mühe macht, imter den Abgeordneten 
Interpreten für Gemeindewünsche zu finden, wenn es sich um die 
Selbstverwaltung imd die Unterstützung der Gemeinderechte gegen 
den „Ausbau der Kreisordnung'' handelt. 

Als der Freisinn mal vor Jahren zum Kreisabgabengesetz Stellung 
nehmen wollte, hatte er in seinen Reihen nur einen ehemaligen Kreis- 
deputierten als Sachverständigen. Die Rechte hatte Dutzende von 
Landräten, die darauf lauerten, der Gemeinde in bezug auf die 
Kreissteuern die letzten Rechte zu nehmen. Und wie glänzend es ge- 
glückt ist, haben wir oben gesehen. 
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Die Unterdrückung der Gemeinde 



Die Gemeinde ist die Zelle dee Staates. Je gesünder, normaler und 
lebenskräftiger diese Zelle ist, desto gesünder und lebenskräftiger 
ist der Staat. Der preußische Staat hat viele lebenskräftige imd gesunde 
Zellen. Das sind die Stadtgemeinden, vor allem die mittlerer Gröfie» 
In vielen Zellen pulsiert aber kein frisches Leben, viele sind geradezu 
lebensunfähig, schlecht oder gar nicht organisiert; das ist die Mehrzahl 
ui^erer Landgemeinden und Gutsbezirke. Wie lächerlich ist in vielen 
Fällen die Beibehaltung der alten Grenzen aus den frühesten Zeiten 
des Mittelalters. Sieht man genauer zu, weshalb diese Abneigung 
herrscht, die Grenzen der Gemeinde vernünftiger zu gestalten, die 
Unterschiede auszugleichen, das, was wirtschaftlich zusammengehört, 
politisch zusammenzulegen, Stadt und Land gleichzustellen und zu be- 
freunden, dann erkennt man bald, daß es sich hier um einen ernsten 
Kampf handelt, den das preußische Ministerium des Innern gegen den 
Urbanisierungsgedanken führt. Der Urbanisierungsgedanke ist der 
der vollständigen Gleichheit zwischen Stadt und Land. Dieser Ge- 
danke hat sich in allen Ländern mit hochentwickelter Kultur, also der 
Ißchweiz, Belgien, Holland, Frankreich, England, Dänemark, längst 
durchgesetzt. Dies Prinzip ist auch in Preußen siegreich; aber das 
preußische Polizeiministerium, das unter allen Umständen die Unter- 
scheidungen der Bevölkerung in Edelleute, Bürger und Bauern bei- 
behalten möchte, bekämpft den Urbanisierungsgedanken auf Tod und 
Leben. Deshalb die Buntscheckigkeit der Verwaltimg, deshalb die 
absichtliche Kompliziertheit in den Unterschieden zwischen Stadt und 
Land, deshalb verschiedene Verfassungen, verschiedene Beamte, ver- 
schiedene Bauordnungen, kurz fortgesetzt eine Unterscheidung in der 
Behandlung, die heutzutage ebenso lächerlich wie unsinnig und ge- 
meingefährlich ist, und im Weltkriege Hunderttausende bis an den 
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Rand des Hungertodes geführt hat. Das preußische Polizeiministerium 
sagt eich sehr folgerichtig, daß so unsinnige Verwaltungsgrundsätze, wie 
der Unterschied zwischen Stadt und Land, nur aufrechterhalten werden 
können, wenn an das ganze Verwaltungasystem überhaupt kein Reform- 
gedanke herantritt. Deshalb ist das I-iauptprinzip der Verwaltung Auf- 
rechterhaltung jedes alten Zopfes um jeden Preis, lieber die größten 
Schäden hinnehmen, als irgend etwas zu reformieren, denn jeder 
Reformgedanke in der Verfassimg der Verwaltung muß für den ganzen 
Bau wie Dynamit wirken. Der Zweck der Verwaltung ist in Preußen 
immer wieder Aufrechterhaltimg der Adelsherrschaft, das Wohl der 
alten Familien und nicht der großen Masse, und das kann man nur, 
wenn man die alten Verwaltungseinrichtungen, die zur Stütze des Feu- 
dalismus geschaffen sind, ängstlich beibehält. 

Der Hauptgrimdsatz ist deshalb Unterdrückung des Gemeindelebens. 
Die Gemeinde ist etwas Demokratisches. In der Gemeinde ist das 
ethische Gemeinschaftsgefühl, ein rein demokratisches Empfinden, das 
der Aristokrat ablehnt und verwirft, der Gedanke der Solidarität der 
Interessen, der für den Aristokraten ein Blödsinn ist. Der Aristokrat 
macht Familienstiftungen, der Bürger macht gemeinnützige Stiftungen. 
Im Weltkrieg zeigte es sich, daß alle Völker der Erde uns verachten zu 
können glauben, weil uns das primärste demokratische Empfinden an- 
geblich fehlt. Das deutsche Volk denkt so demokratisch wie irgendein 
iuideres der Erde. Nur offiziell ist die Demokratie bei uns nidit hof- 
fähig, und imser Feudalismus will nicht das ethische Moment der Demo- 
kratie anerkennen. 

sicher ist, daß der Gedanke des Bürgerlichen bei ims staatlich nicht 
voll gewertet wird. Sonst könnte man die Urzelle des Staates, die 
Gemeinde, nicht so schlecht behandeln, so grundsätzlich vernach- 
lässigen und vor allem der Landgemeinde alles versagen, was sie ge- 
sund imd tüchtig machen kann: Grenzen, Verwaltung, politische Be- 
deutung. Nach dem Kriege haben wir das Geld nicht mehr, das öffent- 
liehe Leben absichtlich zum Wohl einiger feudaler FamiUen verküm- 
mern zu lassen. Alle Kräfte der Nation müssen geweckt, alle Energien 
entwickelt werden. Die Zellen des Staates müssen mit neuem Leben 
durchtränkt werden. Da wird man endlich daran gehen müssen, sich 
auch leistungsfähige, gut verwaltete, gleichberechtigte Landgemeinden 
zu leisten und die Landgemeinde zu ^nanzipieren und auf die Höbe der 
Stadtgemeinde zu heben. Die Menschen sind auf dem Lande nicht 
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dümmer, als in der Stadt Ihre Kultur ist auch nicht ein andere, wie 
uns Sohnrey mit seinem Buche „Das Glück au{ dem Lande'' weifimachen 
wollte. Stadt und Land dauernd zu trennen, ist ein verbrecherischer 
Unfug, wie sich in dem Weltkrieg deutlich genug gezeigt hat 

Noch schlimmer ist es, die Städte und ihre Kultur von der benach- 
barten Landgemeinde wie durch Blutegel aussaugen zu lassen, wie das 
durch das Zweckverbandsgesetz geschehen kann. Das soll an anderer 
Stelle gezeigt werden. 

Ueber die Verkümmerung der Grenzen der Landgemeinde ist schon 
oft gesprochen. Statt die Grenzen nach Flüssen und natürlichen At>- 
schnitten zu ziehen, ist die Willkür des Mittelalters überall beibehalten. 
Doch nicht gesprochen ist dagegen von der absichtlichen Vemach« 
ISssigung der Landgemeinde in der Verwaltung. 

Der Gemeindevorsteher ist auf einige Jahre gewählt und bat den 
dringenden Wunsch, während dieser Zeit durch seine Pflichterfüllung 
als Gemeindevorsteher in seinen Privatverhältnissen nicht zurück- 
zukommen, seine Landwirtschaft, sein Geschäft nidit darunter leiden 
zvk lassen, dafi er die harten Pflichten des Gemeindevorsteheramtes 
auf sich genommen hat Diese Wünsche werden auch von den Auf- 
sichtsbehörden nicht ganz unberücksichtigt gelassen. Es wäre graur 
sam, sie ganz zu ignorieren. Wie hilft sich nun der Gemeinde- 
vorsteher? Er kann es auf verschiedene Weise. Zunächst mal be- 
faSt er sich nur mit den ihm am wichtigsten scheinenden Geschäften, 
den „laufenden''. Die laufenden Geschäfte müssen erledigt werden. 
Der Landrat dringt darauf. Es kommen sonst Beschwerden, Erinne- 
rungen, Ordnungsstrafen usw. Es gibt kein Mittel, dem zu entgehen. 
Es handelt sich um Arbeiten, die einfach geleistet werden mttesen. Die 
Verschiedenartigkeit und die Schwierigkeit dieser Arbeiten ist so groS, 
daS es für den Landwirt oder den Geschäftsmann Jahrelanger Vorberei- 
tung bedürfte, um mit den einzelnen Materien eingehend vertraut zu 
werden. Aber es gibt hier zwei Hilfsmittel, einerseits den Bureau- 
beamten, andererseits den Landrat Der Bureaubeamte ist seit längerer 
Zeit in seinem Fache tätig und hat sich eine mehr oder minder einr» 
gehende Gesetzeskemitnis angeeignet Er ist also für den ehren- 
amtlich tätigen Gemeindevorsteher unentbehrlich.« Noch unentbehr- 
licher ist der Landrat Zu ihm mufl der Gemeindevorsteher in Jeder 
schwierigeren Angelegenheit kommen, denn der unglückliche Land> 
Wirt der Gemeindevorsteher newwden ist, kann nodi so begabt sein, 
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als Dilettant in der Verwaltung findet er sich unmöglich durch das 
Gewirr der Bestimmungen der Steuergesetzgebung, der Wehrordnung 
usw. hindurch, auch sein Gemeindeschreiber weiß nicht alles. So 
bleibt denn nichts übrig, als den Landrat zu fragen. Und das ist 
diesem hochwillkommen. Stärkt es doch seinen persönlichen Ehitluß, 
wenn der Gemeindevorsteher keinen wichtigen Schritt ohne den Herrn 
Landrat tut. Bei dieser Gelegenheit kann der Landrat audi für andere 
Angelegenheiten, als die von dem Gemeindevorsteher vorgebrachten 
tätig sein, vor allem für politische. Wie könnte der Landrat auf die 
/Wahlen einen Einflufi ausüben, wenn er nicht der Berater des Ge- 
meindevorstehers wäre. Oft aber hat der Landrat zur Erhöhung seines 
Ansehens und zur Stärkung seines Einflusses gegenüber dem Ge- 
meindevorsteher noch eine Zwischeninstanz. Das ist der Amts« 
Vorsteher, oder in Westfalen der Amtmann. Der Amtsvorsteher yJbUtX 
mit in Gemeindeangelegenheiten". Das klingt rührend, wenn man es 
zum ersten Male hört, und man freut sich, daß der unglückliche Ge- 
meindevorsteher so gut beraten wird. Wenn man aber berücksichtigt, 
wie die Folgen dieser Ratschläge sind, dann muß man zugeben, daß 
mit Hilfe des ehrenamtlichen Systems die Selbstverwaltung der Ge- 
meinde geradezu illusorisch gemacht wird. Der Gemeindevorsteher 
ist in der Praxis fast durchweg vom Amtsvorsteher oder Landrat oder 
von beiden abhängig, so daß selbständige Schritte der Gemeinde leicht 
illusorisch gemacht werden können. ^ Und wenn der Gemeinde- 
vorsteher zugleich Amtsvorsteher ist, dann ist er erst recht vom Land- 
rat abhängig. Die Landgemeinde wird so patriarchalisch regiert und 
so unterdrückt, daß sie selten auf den Gedanken kommt, sich mit 
anderen Gemeinden zu verbinden imd für ihre Interessen vorstellig zu 
werden, jedenfalls viel seltener als die Stadtgemeinde. Nun sahen 
wir, daß die Anregungen bei ims nicht oder selten von oben konmien, 
was in Frankreich, wo nicht die Auslese des Uradels, sondern die 
der Intelligenz herrscht, das Gewöhnliche ist. Während die Stadt- 
gemeinde durch eigene Initiative es wieder gut macht, daß die staat- 
lichen Organe nur für einen „mäßigen Kulturfortschritt mit gesunder 
Reaktion" sind, haben die Landgemeinden meist ehrenamtliche Be- 
amte, die aus den yorangefüh>rten Gründen sich ruhig halten und viel- 
fach ungern einen Schritt tun, der nicht vom Landrat gewünscht oder 
genehmigt ist Protestbewegimgen gegen Gesetze sind deshalb auf 
dem Lande so selten, wie sie bei den Städteverbänden selbstverständ-^ 
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lieh sind. Zunächst schon ist der Gemeindevorsteher an und für sich 
keine oppositionelle Natur, sonst wäre er gar nicht bestätigt Ein 
raffinierter Landrat sucht darauf hinzuwirken, daß nicht eine starke 
selbstbewußte Persönlichkeit, iufnerlich und äuißerlich unabhängig, Ge- 
meindevorsteher wird, solch ein Mann kOnnte Rückgrat haben, son- 
dern möglichst ein Mann, der etwas verschuldet und abhängig ist, ein 
Mann, der schwer zu kämpfen, die Behörden nötig und gute Verwen- 
dung für di« kleinen Nebeneinnahmen des Gemeindevorstehers, wie 
Schreibentschädigung usw., hat. Dann aber hat, wie wir sehen, der 
Gemeindevorsteher ganz mit den laufenden Geschäften zu tun, die er 
nur mit steter Hilfe des Landrats, des Amtsvorstehers oder womöglich 
des Gendarms erledigt. Je weniger der Gemeindevorsteher weiß und 
kann, desto größer ist der Einfluß dieser Organe. Auf etwas außerhalb 
seiner laufenden Geschäfte liegendes Arbeit zu verwenden, zumal 
gegen den Willen des Landrats, ist nicht im Interesse des Gemeinde- 
vorstehers. 

Es versteht sich von selber, daß bei dieser Art zu arbeiten manches 
leidet ^ Aber diä Regierung hielt das bisher nicht für schädlich. Garan- 
tiert doch dieses ehrenamtliche System einen gewaltigen Einfluß der 
Regierungsorgane, einen Einfluß, der die ganze Selbstverwaltung lahm 
legt, und das wird in manchen Regierungskreisen anscheinend nicht 
ungern gesehen. Garantiert der Geschäftsgebraudi, daß der Amts- 
vorstener und Landrat in der Gemeinde als Berater und Helfer mit- 
regieren, vor allen Dingen doch auch, daß nichts unternommen wird, 
was die Politik der Regierungsorgane schädigen könnte, wohlgemerkt 
der Regierungsorgane, denn sie sind in unserem feudalistischen Staats- 
wesen oft sehr viel stärker als Kaiser, König imd offizielle Regierung, 
Die konservativen Landadelskreise, die das Schicksal Preußens lenken 
i&eit Jahrhunderten, stellen die RegLerungsorgane und sind damit die 
eigentliche Regierung. Was der König will und für richtig hält, ist 
dieser Herrschaft lange nicht so wichtig, wie ihr wohlverstandenes 
Eigeninteresse. Das zeigte das Wüten der Vaterlandspartei imd ihr 
Einfluß auf die Polizei und die innere Verwaltung. 

Aber wir haben es hier zunächst nur mit einer Lahmlegung der Zelle 
des Staates, mit der Entmündigung der Gemeinde durch den Feudalis- 
mus zu tun. Die Minderwertigkeit der Landgemeinde in aller Kultur- 
tätigkeit, z. B. für Fortbildungsschulen und Arbeitsnachweise, Bade- 
anstalten und Lesehallen, ist leicht durch vorstehendes erklärt. Schon 
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durch die laufenden Oeschäfte kommt der Gemeindevorsteher kaum 
durch. 

Hat er doch meist kein Bureau. Das ist auch solch genialer Trick 
unserer Reaktionäre, daS sie den Gemeindevorsteher hilflos machen, 
indem sie nicht darauf dringen, daS er sich überhaupt als Behörde 
auftut. Es ist etwas ganz Gewöhnliches, dafi ein Gemeindevorsteher 
keine Registratur hat und seine Familienmitglieder die wichtigsten ein- 
gelaufenen Schriftstücke als Toilettepapier benutzen. Es gibt Land- 
rate, die ihre Rundverfügungen für den Gemeindevorsteher in dem 
Ämtsblatt veröffentlichen, dann gehen sie doch nicht so schnell ver^ 
loren. 

Dabei wird der Gemeinde unendlich viel aufgehalst Bisher war 
es selten, dafi ein neues Verwaltungsgesetz herauskam ohne irgend- 
eine neue Beschwerung der Gemeinde. Ich erinnere nur an die Novelle 
zum Einkommensteuergesetz, die für die Gemeinde die UsUge Zur 
stellung der Benachrichtigungsschreiben an die Zensiten unter 3000 M. 
brachte. Welche Last haben die Gemeindeverwaltungen von diesen 
Benachrichtigungssclireibeni Aber der Landrat als Vorsitzender der 
Veranlagungskommission mufl entlastet werden, und dafür sorgen 
schon seine 25 aktiven Kollegen im preufiischen AbgeordnetenhausOi 
dafi die Entlastung des Landrats und die Belastung der Gemeinde- 
verwaltung eine immer gröfiere wird. Da gibt es Landräte, di^ es so- 
gar verstehen, bei der Ergänzungssteuer, die doch wahrhaftig die Ge- 
meindeverwaltung gar nichts angeht, die letztere zu tätiger Mitarbeit 
tu zwingen. Vielleicht wird auch das noch gesetzlich näclistens test- 
gelegt Schon jetzt kann der Vorsitzende der Veranlagungskommissioa, 
also der Landrat bei der staatlichen Einkommensteuer, wenn er will« 
die Gemeindeverwaltung derartig zu Arbeiten heranziehen, dafi in der 
Veranlagung beinahe melir auf dem Rathause als auf dem Landratt- 
amte gearbeitet wird. Das sind die Steuerarbeiten. Mit dem Militär- 
wesen liegt es ähnlich. Die Gemeinde hat die Stammrollenführung. 
Die Gemeindeverwaltung hat aber, abgesehen von den grofien Städten« 
bei dem ganzen Ersatzgeschäft niemals eine entscheidende Stimme^ 
immer nur gutachtliche Aeufierungen und den gröfiten Teil der Arbeit 
Dabei soll nach Ansicht der staatlichen Behörden die Gemeinde- 
verwaltung immer noch stolz sein, dafi sie für den Staat arbeiten darf» 
obwohl gerade diese Arbeit für den Staat, diese Beteiligung an deft 
Staatsgeschäften, die Gemeindeorgane in die subalterne Stellung drängt^ 



in der sie sich zurzeit befinden. Es ergeht irgendein Ukas, und dio 
Gemeinde hat für irgendeine staatliche Behörde zu a^rbeiten. So ist 
es mit den Zählungen. Plötzlich erscheint das statistische Amt als 
Aufsichtsbehörde aller preußischen Gemeinden. Zählungen werden 
angeordnet, ohne dafi der Staat irgend etwas dafilr zahlen will. Die 
unglückliche Gemeinde soll ihm Lehrer zu Zählern im Ehrenamt über- 
lassen. Die Gemeindebeamten müssen das Resultat der Zählung ver- 
arbeiten. Es wäre für den Staat ein leichtes, statistische Provinzial- 
imter zu schaffen und staatliche Organe für die Zählucgen. Aber 
die Gemeinde ist ja da, dies Dienstmädchen für alles! Flugs unter- 
stellt die Regierung sämtliche Gemeinden der statistischen Zentral- 
behörde, und nun geht's los. Die Gemeinde ist in PreuSen so ein- 
geschüchtert, dafi sie niemals zu remonstrieren wagt. Ja die Regierung 
geht noch weiter. Sie ist überhaupt raffiniert darin, sich zu entlasten. 
Die Regierung läfit für die Ausübimg ihres Aufsichtsrechtes über die 
Finanzgebarung der Gemeinden die Arbeiten vom statistischen Amt 
machen, imd das letztere hat wieder eine Unzahl von Formularen und 
Schematismen ausgearbeitet, die die Gemeinde ausfüllen muS. So 
arbeitet die Gemeinde mit an ihrer eigenen Beaufsichtigimg. Die 
wahrhaftig doch schon genug, beschäftigten Stadtkassenbeamten müssen 
in ihrer freien Zeit die wunderbarsten Berechnungen aufstellen über 
die Schuldenlast der Gemeinde im Interesse der Aufsichtsbehörde, die 
sich mal wieder entlastet hat. 

Daß bei Verhandlungen und Vertragsabschließungen zwischen Ge- 
meinde und Fiskus die Gemeindebeamten gewöhnlich die Verträge 
machen müssen, versteht sich von selbst. Diese Belastung dient der 
Gemeinde gewöhnlich nicht zum Nachteil. Drückend aber ist die Be- 
lastung der Gemeindepolizei. Was sieht man heutzutage nicht alles 
als polizeilich an. All die Enqueten des Handelsministers, des Land- 
wirtschaftsministers macht die Polizei. Sie vermißt die Meterzahl der 
im Privatbesitz befindlichen Feldbahngleise, sie zählt die in der Ge- 
meinde vorhandenen Storchnester. Sie ermittelt das Quantum des 
aufbewahrten Pulvers. Jeder Tag bringt neue Bestimmungen und da- 
mit Lasten für die Gewerbepolizei, oder die Automobilpolizei, oder die 
Veterinärpolizei. Wenn die Polizei auch in Preußen im Namen des 
Königs gehandhabt wird, die Kosten trägt doch die Gemeinde. 

Bei rein staatlichen Aufgaben finanziell mitzuwirken, ist also eine 
Ehrenpflicht der preußischen Gemeinde. Um so stärker ist die Heran« 



Ziehung, wenn sich irgendein Gemeindeinteresse bei Staatsunter« 
nehmungen nachweisen läßt. Bei Eisenbahn« und Kanalbauten, brt 
Hafenbauten und Talsperren, bei Gamisonverlegungen und Reichsbank- 
grlindimgen, überall sudit man die Gemeinde heranzuziehen. Sie 
muß schenken, garantieren, beisteuern, kurz ihr Interesse dokumen- 
tieren. Ja mir ist ein Beispiel bekannt, daß der Fiskus von einer Ge- 
meinde für die Kosten der Verlegung einer Behörde ein größeres Ge- 
schenk in bar forderte. Die Staatsbehörden haben oft eine große 
Houtine darin, die Gemeinde so zu behandeln, daß sie mit den An- 
erbietungen von Land und Geld freiwillig hervortritt. Es gibt Leute, 
die behaupten, die Staatsbahnverwaltung habe oft für eine Gemeinde, 
die einen Zuschuß zum Bahnbau geben soll, zwei Projekte fertig- 
gestellt, eins, das die Gemeinde interessiere, und ein Konkurrenz- 
projekt, das die Gemeinde nicht interessiere und dessen Nichtbau durch 
Gemelndeopfer erkauft werden müsse. Wir wollen nicht annehmen, 
daß das richtig ist. Sicher ist aber, daß die Gemeinde zuweilen fiSx 
Zwecke schenken soll, die reine Staatszwecke sind, z. B. Grundstücke 
für Ämtsgerichtsneubauten, Zollämter und dergleichen. 

Wie liegt die Sache nun, wenn die Gemeinde für ihre Zwecke vom 
Staat etwas haben will? Ja, Bauer, das ist ganz was anderes! Der 
Staat erklärt sofort, daß er für reine Gemeindezwecke gnmdsätzlich 
nichts geben könne, es sei denn, daß völlige finanzielle Leistimgs- 
unfähigkeit vorliegt. Eine solche wird höchst selten angenommen. 
Wohl gibt der Staat etwas, wenn politische Gesichtspunkte in Frage 
kommen. Für Bekämpfung der Dänen tritt der Staat so ein, daß er 
sogar für ein nordschleswigsches Theater einen Zuschuß gibt. Man 
denke, der preußische Staat, der für die Kirnst in der Provinz so selten 
etwas übrig hat, macht für die Schauspielkunst in Schleswig-Holstein 
Ausgaben. Aehnlich ist es mit Volksbibliolheken in Posen. Sobald 
die Politik in Frage kommt, ist es leichter für die Gemeinde, etwas 
zu erhalten. Und doch ist die Gemeinde in Preußen hauptsächlich 
Trägerin des Kulturfortschrittes, und es erscheint schon deshalb nicht 
wünschenswert, sie nur als Lasttier zu behandeln. 

Wir sehen die Gemeinde finanziell belastet, überhäuft mit laufenden 
Arbeiten, absichtlich überall zurückgesetzt, den Gemeindevorsteher 
einen Mann, dessen Kräfte nicbtl^ureichen und nicht zureichen können, 
überall entmündigt und abhängig gemacht. Können wir uns da noch 
wundem, daß in der Landgemeinde so wenig gesclüeht? 
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Wird bei den laufenden Geschäften dem geschäftsunkundigen Ge- 
meindevorsteher vom Landrat, Amtsvorsteher und Gendarm drein- 
geredet, so ist es um so schvirieriger für die Gemeindevertretung, selb- 
ständig Arbeiten zu vollbringen, die außerhalb der laufenden Geschäfte 
liegen. Wird die Sache ohne Zutstimniung des königlichen Landrats 
unternommen, so ist auf seine Hilfe nicht zu rechnen, womöglich aber 
auf seinen Widerstand. Handelt es sich aber um ein größeres Unter- 
nehmen, bei dem Rechtsfragen in Betracht kommen, z. B. die Errich* 
tung ländlicher Fortbildungsschulen, Anlegung eines Wasserwerks mit 
Erwerb des Enteignungsrechts, dann ist erfahrungsgemäß ohne die tat-* 
kräftige Hilfe des Landrats keine Aussicht auf Erfolg ; denn der Land- 
rat oder sein Kreisausschuß sind fast für alles bei der Landgemeinde 
erste Instanz, und in den wenigen Fällen, in denen dies nidit der Fall 
ist, pflegt der Landrat von der Regierung gutachtlich zu den Anträgen 
der Landgemeinde gehört zu werden. Aus alledem ergibt sich, daß 
die Regierung in der Landratsinstanz für die Gemeindeverwaltung eine 
Bremse besitzt, um jeden Akt der auf dem Papier stehenden Selbst- 
verwaltung zu hindern. 

Man fragt sich, wie dem abzuhelfen ist. Die Antwort ist leicht ge- 
geben — durch Anstellimg von Berufsbeamten für leistungsfähige Ge- 
meinden. Es bedarf allerdings einiger Umgemeindungen, der Auf- 
hebung einiger Gutsbezirke, der Schaffung einiger neuer Gemeinde- 
grenzen, um Gemeinden zusammenzuschlagen, die sich Berufsbeamte 
halten können. Die Franzosen haben ims vor hundert Jahren gezeigt, 
wie leicht, wie einfach es ist, solche Gemeinden zu begründen. 
Berufsbeamte dieser Gemeinden würden dann die Selbstverwaltungs- 
rechte der Gemeinde gegenüber den Polizeiorganen und gegenüber der 
Aufsichtsbehörde kennen und zur Geltung bringen. Der zum Ge- 
meindevorsther gewählte Jurist ließe sich durch keinen landrätlichen 
Gendarm einschüchtern. Er würde zwischen Polizei und Gemeinde- 
verwaltimg unterscheiden und keinen Amtsvorsteher oder Amtmann 
als Vorgesetzten anerkennen, sich auch nicht die Sachen aus der Hand 
nehmen oder gar die an die Gemeinde gerichteten Schreib^ durch 
den Amt]|^ann (Amtsvorsteher) öffnen und beantworten lassen. Er 
würde selbst arbeiten und die Rechte der Gemeinde schützen auch 
gegen die Aufsichtsbehörde. Derartige sachverständige und vor- 
gebildete Berufsbeamte als Gemeindevorsteher gibt es auch schon in 
größeren Landgemeinden, meist sehr zum Kummer der Landräte; 
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drami wBt^i flie flberall, 60 Mtte die Landratoherrschatt bald 
ein Ende. 

So bleiben, wie es ist, kann es nicht, das hat der Weltkrieg deutlieh 
genug gezeigt. Man denke sich die grundsätzlich vernachlässigte Land« 
gemeinde, diese Behörde ohne Bureau, ohne richtigen Beamten, also 
ein Körper ohne Haupt und ohne Glieder, der schon bei der gewöhn- 
lichsten laufenden Aufgabe versagte, von den Aufsichtsbehörden meist 
nur mit einem Lächeln behandelt und betrachtet wurde im Kriege. 

Mehr versagen, als sie schon im Frieden versagt hatte, konnte die 
Landgemeinde im Kriege natürlich auch nicht. Im Frieden hatte sie 
oft für die Regierung die Bedeutung, dafi ihr Gemeindevorsteher we* 
iiigstens für den königlichen Landrat in konservativen Wahlen madite. 
Im Kriege fiel auch das fort. Viel Unzufriedenheit und Erbitterung, 
viel Not und Elend, viel Ernüchterung und Erbitterung in dem Kampfe 
hinter der Front ist in diesem Kriege auf das Konto der gänzlich un- 
eulänglichen Landgemeinde zu setzen. In ihr war nie tätiges, kräftiges 
Gemeindeleben gewesen, nie ordentlicher Bürgersinn, nie viel Ver- 
antwortungsgefülü und Selbständigkeit. Deshalb schaffte sie jetzt auch 
in der Not des Krieges nicht rechtzeitig das Notwendige an, deshalb 
sorgte sie nicht vor für siok Sie war immer ohnmächtig gewesen, diese 
Landgemeinde, im Frieden, aber sie war nie ohnmächtiger, als im 
. Kriege. Sie überließ alles dem Landrat, der sie längst entmündigit hatte. 

Oesterreich hat schon seit 1850 leistimgsfähige Ortsgemeinden ge* 
schaffen. Bei uns ist die Schwierigkeit, daß der Kreis und der Land** 
rat, dieser Vater aller Hindemisse, das größte Interesse an dem Fort- 
bestand der Gutsbezirke, der Zwerggemeinden und der Eingemeinde- 
schwierigkeiten der Städte hat. In den Gutsbezirken macht man am 
leichtesten reaktionäre Wahlen. Die leistimgsunfäliigen Zwerggemein-- 
den leben von der Gnade des königlichen Landirats, der ihnem fort- 
gesetzt Regierungsunterstützungen verschafft, wofür sie ihm politisch 
EU Willen sein müssen. Die Eingemeindungsschwierigkeiten erhöht 
man, um die Städte gegen das platte Land und das letztere gegen die 
Städte ausspielen zu können. Wo bliebe der Einfluß des Landrats^ 
wenn Stadt und Land in Preußen einig wären und nicht fortsetzt der 
Vermittlung des Landrats bedürften. Wo bekäme der Landrat Kreis- 
tagsmajoritäten, wenn er nicht fortgesetzt nach dem Grundsatze des 
„Teile und herrsche'' infolge des Unterschiedes zwischen Stadt und 
Land arbeiten köxmte. Diese künstliche Unterscheidung zwischen Stadt 
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und Land ist iinfttiinig und kulturfeindlich, unmodern und gemein» 
sdiädlidL 

Dafi Stadt und Land jetzt verschiedene Aufsichtsbehörden, verschie- 
dene Rechte, verschiedene Verfassimg, verschiedene Verwaltung, ver- 
schiedene Instanzenzijge haben, gibt der Reaktion die festesten Stützen* 
Zunächst macht dies die ganze Verwaltung in Preufien so unübersicht- 
lich und geheimnisvoll. Femer wird durch die Unterschiede gewalt* 
sam ein Al^rund zwischen städtischer und ländlicher Kultur aufrechU 
etrhalten. Der ganze agrarische Zug hätte keine so freie Bahn, da» 
agrarische Bündlertum fände viel mehr Hindemisse, wenn das Land 
dieselbe freiere Verfassung hätte wie die Stadt Das Land hat bei uns 
kein rechtes Gemeindeleben und deshalb kein entwickeltes Staats* 
bürgertum, von Demokratie ganz zu schweigen. In der Schweiz ist es 
selbstverständlich, daß die Landgemeinde keine Verfassung minderen 
Rechtes hat Bei uns drückt man den Landbewohner mit allen Mittehi 
der Gesetzgebung und Verwaltung zu einem Wesen niedrigerer Kultur 
herab. Am liebsten zögen die Reaktionäre bei uns den Landleuten 
ihre alten Trachten aus dem 18. lahrhundert wieder an. Die Reaktion 
behält in den Landleuten ihre alte Kerntruppe nur dann, wenn sie bei 
ihnen jede Kulturentwicklimg möglichst aufhält. Daß sich die Land- 
leute nicht baden, wenig lesen, von der Freizügigkeit keinen Gebrauch 
machen, ist für unsere konservativen Reaktionäre höchst wichtig. Sie 
sind böse über jedes städtische Sofa, das sich ein Bauer anschafft. Der 
Bauer muß ungebildet bleiben, sonst könnte er anfangen, sich al» 
Staatsbürger zu fühlen und demokratisch zu denken. In den Städten 
die Entwicklung aufzuhalten ist unmöglich. Deshalb schnürt man die 
Städte vorsorglich ab und sucht mittelalterliche Grenzen zwischen Stadt- 
gemeinde imd Landgemeinde zu errichten. Diese Grenzen müssei^ 
lallen« Stadt und Land sind in ihrem Wesen nicht so verschieden, da& 
sie völlig verschiedener Verfassung bedürften. Das zeigen die Schweiz^ 
and Oesterreich. Die große leistungsfähige Landgemeinde hat die- 
selben Bedürfnisse wie die Stadt, soweit die Bildung und Geisteskultur 
der Einwohner in Betracht kommt Auch das Land kann technische 
Kultur brauchen, Elektrizitätswerke, Wasserwerke, Sparkassen. Es ist 
völlig überflüssig, daß die Landgemeinde bisher in allem vom Kreise 
bevormundet wird. Diese Bevormundung würde in der großen, frei-^ 
beitlich verwalteten Landgemeinde nicht länger ertragen werden. Die 
leistungsfähige Gemeinde würde autonom sein und wirkliche Selbst^ 



Verwaltung haben. Die wichtigeren Funktionen der inneren Ver- 
waltung müßten, wie im österreichischen Rechte, Bestandteile des selb^ 
ständigen Gemeindewirkungskreises werden. 

In Oesterreich ist die Gemeinde eine vollständig freie Persönlichkeit 
des öffentlichen Rechtes und nicht ein Staatsorgan wie in Preufien. Die 
Gemeinde muß auch ihre politischen Intereseen wahren, sie muß An-t 
walt ihrer sozialen und wirtschaftlichen Interessen sein dürfen. Diese 
korporativ politische Bewegungsfreiheit ist in den preußischen Städte- 
ordnungen vorsorglich ausgeschaltet. Die Städte Preußens, auch wenn 
sie mehr politische Rechte haben, sind meistens zurückhaltend und ängst- 
lich. In Preußen wird alle administrative Tätigkeit der Gemeinde lahm- 
gelegt durch den Umstand, daß sie außer in ihren Vermögensang^egen- 
heiten nur Organ des Staates ist, und daß ferner die im Namen 
des Königs gehandhabte Polizei in jede Angelegenheit, auch in viele 
Vermögensangelegenheiten, sich hineinmischen kann. Ein preußische« 
Polizeigesetz nimmt der Gemeinde in Polizeisachen jede Selbst- 
verwaltung! 

Fast jede Verwaltungsangelegenheit hat ja ihre polizeiliche Seite. 
Deshalb kann man mit der Polizei immer in die Selbstverwaltung 
hineinregieren. Aber das halten unsere Reaktionäre ja auch für eine 
so glückliche Lösung gerade gegenüber der Landbevölkerung, für die 
der Einfluß der feudalen Großgrundbesitzer erhalten werden soll. 
Man darf sich unter dem Begriff Landbevölkerung nur nicht immer ost- 
elbische Rittergüter vorstellen mit Baracken voll halbwilder Ruthenen 
und russischer Polen, sondern deutsche Bauern. 

Und da sind wir gleich beim Kempimkt der Frage angelangt. Wir 
brauchen eine westelbische Beurteilung der Frage. Zweck des Lebens, 
auch des kommunalen Lebens, ist der Kulturfortschritt. Wenn der 
Osten sich infolge minderwertiger Rassen der Bevölkerimg, mangeln- 
der Industrialisierung auf einer Stufe der Kultur befindet, die der 
Urbanisierung noch unendliche Schwierigkeiten bereitet, so darf die 
Monarchie hierdurch im kulturell fortgeschrittenen Westen nicht leiden 
und nicht krampfhaft der für Rheinland, Westfalen, Hannover, Schlee« 
wig-Holstein überlebte scharfe Unterschied zwischen Stadt und Laind 
aufrechterhalten werden. Der Selbstverwaltungsgedanke muß in den 
Landgemeindeordnungen Fortschritte machen. Die selbständigen Guts^ 
bezirke, auf di« der aufgeklärte Adel des Westens schon vor hundert 
Jahren verzichtet hat, trotzdem sie ihm angeboten wurden, müssen 
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endlich fallen. Die Verwaltung muß aus einer politisch-'bureaukrati- 
schen allmählich eine technisch-industrielle Wohlfahrtsverwaltung wer- 
den. Die bessere Stadtverwaltung ist das schon mehr oder minder» 
Wehe dem Oberbürgermeister, der Lieferungen für das Krankenhaus 
nach politischen Gesichtspunkten vergeben wollte. Ein Sturm der Ent- 
rüstung würde ihm seine Stellung so erschweren, daß er kein Ver- 
trauen mehr in seinem Amte genösse. Ein Landrat kann sich bisher 
derartiges leisten. Er kann konservative Agrarpolitik treiben, liberale 
Gemeindevorsteher ausmerzen, sozialdemokratischen Vertretern die 
Bestätigung für Schulen versagen, freisinnige Beamte disziplinieren, 
liberale Lehrer einschüchtern usw. Solange das alles möglich ist, be- 
stehen für Kulturpolitik in der Landgemeindeverwaltimg noch nicht die 
ersten Voraussetzunj^en. 

Solange ein derartiges Ueberwiegen politischer Landratseinflüsse 
stattfindet, ist noch nicht mal Raum für technische Beschlüsse der 
Selbstverwaltung, geschweige denn für kulturpolitische. Landräte 
hassen meist alles städtische Wesen, und deshalb auch Straflenpflaste- 
rungen. Es gibt Landräte, die es geradezu als Anmaßung der Dorf- 
vertretung empfinden, wenn diese beschließt, einen verkehrsreichen 
Teil der Dorfstraße durch ordentliches Kopfsteinpflaster zu befestigen. 
Die Landräte wünschen keine Schul p a 1 ä s t e. Und nur zögernd treten 
Landräte überhaupt für Kulturpolitik ein. Die massenhafte Abwande- 
rung von Osten nach Westen gibt allein schon genug Anregung, der 
Frage der Kulturpoliitik näherzutreten. 

Im Rheinland hat ein Unterschied zwischen Stadt und Land im ost- 
elbisAeo Sinne, also ein kultureller Unterschied, seit den Zeiten Na- 
poleons nicht mehr bestanden. In Westfalen hat die Industrie Hun- 
derte kulturell hochstehender Landgemeinden geschaffen, die sich nach 
städtischen Rechten sehnen. Schleswig-Holstein ist zum größten Teil 
längst urbanisiert, d. h. die Dörfer tragen dort oft städtischen Cha- 
rakter. 

Ja, sagt nun der Preuße aus den alten Provinzen, das ist aber alles 
nicht maßgebend, das wahre Preußen ist Brandenburg, Hinterpommern 
nnd ein gewisser Kreis, von dem mal ein höherer Beamter sagte, daß 
es dort Ueberwindimg koste, andere Leute als ein halbes Dutzend 
Gutsbesitzer mit Sie anzureden. 

Andererseits sieht aber auch Altpreußen ein, daß es nicht so weiter- 
gehen kann, daß Verwaltung und Kultur allmählich feindliche Begriffe 
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werden. Da glaubt man nun ein Heilmittel im Zweckverband gefunden 
zu haben. Der Zweckverband soll alles retten können. Mit ihm kann 
man angeblieh die erweiterten Äu^aben erfüllen. Er soll den Vorzug 
größter Elastizität haben, sich dem Bedürfnis anschmiegen, die Em- 
gemeindüngsechmerzen überflüssig machen, kurz alle MiSstände heben, 
die bisher in der Verwaltung empfunden werden. 

Es ist das System, an den gesunden Körper der kulturellen StadU 
gemeinde die unkultivierten, rohen .Landgemeinden als eine Art Blut- 
egel anzusetzen. Wenigstens hat das Zweckverbandsgesetz so die Sache 
gestaltet. 

Durch das Selbstverwaltungsrecht existierte in den kleineren Städten, 
die im übrigen vom Kreise und der Kreisverwaltimg beherrscht wur- 
den, fast überall bisher nodi eine Sphäre, in die der königliche Landr 
rat einzugreifen rechtlich und tatsächlich gehindert war. 

Es gab bisher noch Verwaltungszweige, die man mit dem besten 
Willen weder als Staatsverwaltung, noch als polizeilich charakteri-' 
sieren konnte. Der Betrieb des Wasserwerks, die städtische Gasanstalt, 
das städtische Elektrizitätswerk waren wirtschaftliche Unternehmun- 
gen, für die generelle Bestimmungen und Äufsichtsf echte weniger in 
Betracht kamen. Aber vielleicht gerade deshalb waren diese wirt- 
schaftlichen Zweige städtischen Wesens fast überall zu besonderer 
Blüte emporgediehen und Faktoren geworden, denen das Land fast 
nichts gegenüberzustellen hatte. Wenn die Land- und Vorortgemein- 
den irgendeinen Anreiz zur Eingemeindimg verspürten, dann war es 
der Bezug von Gas, Wasser oder Elektrizität oder die städtische Hypo- 
thekenbank, die städtische Sparkasse oder irgendeine andere wirt- 
schaftliche Unternehmung der Stadt, die ganz besonders blühend war, 
und an der sich zu beteiligen die Land- oder Vorortgemeinden be- 
sonderes Interesse hatten. Es war oft das einzige, was die Stadt bei 
Eingemeindungsverhandlungen einwerfen konnte, das einzige, was deü 
ländlichen Umwohnern einen Anreiz gab, sich mit der Stadt zu ver* 
einigen. Wohl lieferte auch die Stadt bisher schon an diese in wohl- 
verstandenem Eigeninteresse die wirtschaftlichen Produkte ihres Ge- 
meinwesens, aber oft zu erhöhten Preisen, mit der richtigen Begrün- 
dung, dafi derjenige, der zu städtischen Steuern nichts aui^ebracht hat, 
auch keine Gleichstellung mit dem Bürger verdient, und dafi zwischen 
der Stellung der Bürger und der Stellung der Auswärtigen insofern ein 
Unterschied besteht, als die Stadt nicht die Verpflichtung hat, weithin 
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im Kreise an beliebige Konsumenten, die ihrem Gemeinwesen sonst 
ablelmend gegenüberstellen, billig abzusetzen. 

Gerade diese blülienden wirtschaftlichen Unternehmungen machten 
die Stadt wohlhabend und mächtig und stärkten den Sinn des Bürger- 
tums der reaktionären, kulturfeindlichen Kreisverwaltung gegenüber, 
die vielfach mit Neid und Widerwillen auf diese städtische Entwicklung 
sah. Stehen doch an der Spitze gerade dieser wirtschaftlichen Unter- 
nehmungen nur zu häufig Organe wirklicher Selbstverwaltang, der 
Bürgermeister oder iq^endein Magistratsmitglied vielfach nur nominell 
und in Wirklichkeit Stadtverordnete, vor allem aber bürgerliche Kom- 
missionen, in denen NichtStadtverordnete mehr oder weniger zahlreich 
vertreten sind. 

Es versteht sich von selber, dafi gerade diese städtischen K<»n- 
missionen wirtschaftlicher Betriebe das wahre Interesse der Stadt^ un- 
abhängig von der reaktionären Kreisverwaltung, wahrnehmen, dafi sie 
fortgesetzte Mahnungen des Landrats, doch auch an „seine Bauern*' zu 
möglichst minimalen Preisen Gas, Wasser, Elektrizität usw. abzugeben, 
nur soweit beachten, wie es die Interessen der Stadt erlauben, und 
dafi sie bestrebt sind, bei Eingemeindungsverhandungen auf diese 
städtischen Vorteile hinzuweisen. 

Dies& Verwaltungen sind also durchweg mehr oder weniger demo- 
kratisch, blühend und tüchtig, vielfach von genialen Kaufleuten geleitet 
und eigentlich das feste Rückgrat städtischer Kultur und städtischer 
Finanzen. 

Sie zugunsten der Agrarier zu verschlechtem oder zu vernichten, hat 
das preufiische Ministerium des Innern endlich einen gesetzlichen Weg 
gefunden: das Zweekverbandsgeeetz vom 19. Juli 1911, das am 1. Ok- 
tober 1911 hd Kraft getreten ist Man kann jetzt zwangsweise Städte 
mit LAndgemeinden und Gutsbezirken zur Erfüllung kommunaler Aut- 
gaben vereinigen. Was sind kommunale Aufgaben? 

Wer die englische Verwaltung kennt, weifi, dafi dort jahraus, jahrein 
die schwierigsten Prozesse über diese Frage, die bei Gericht ausk 
getragen wird, sdiweben, und dafi es bisher das köstlichste Gut preufii- 
sche Gemeindeverwaltung war, dafi es bei uns für kommunale Auf- 
gaben gesetzlich keine bestimmte Grenze gab. 

Schon diese Unterscheidung städtischen Wesens in der Erfüllung 
kommunaler und nichtkommunaler Aufgaben war ein ^Rüeksshritt des 
Ministeriums von Daliwitz. 
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Es wurden nun allerdings auch bei den kommunalen Aufgaben 
Grenzen dafür gezogen, dafi die Beteiligten nicht wider ihren Willen 
zum Zweckverband vereinigt werden können, indem eine Klage gegen 
die Vereinigung darauf gestützt werden kann, dafi die Aufgabe, zu 
deren Erfüllung der Zweckverband gebildet werden soll, den Betei- 
ligten gesetzlich nicht obliege. Aber unsere ländlichen Gemeindever- 
tretungen und unsere Stadtvertretungen pflegen von oben her so 
wirksam beeinflufit zu werden, dafi in Wirklichkeit die ge- 
setzlichen Garantien gegen den Zwang der Zusammenlegung in der 
Praxis wohl keine Rolle spielen. 

In der Verwaltung sind der Kompensationsobjekte so viele, dafi es 
einem einigermafien geschickten Landrat oder Regierungspräsidenten, 
weim er sich nur einigermafien Mtihe gibt, nicht schwer fallen 
kann, die Ziätimmung der Beteiligten herbeizuführen. Der Regierungs- 
präsident braucht nur einer Stadt amtlich zu drohen, er entziehe ihr 
nunmehr sein Wohlwollen, wenn sie seinem Verlangen nicht nach- 
käme, um alles zu erreichen, was er wünscht. Ist aber der Zweck- 
verband gebildet, ist die Zustimmung der Beteiligten erreicht, dann 
wird mit der Selbstverwaltung nach dem Gesetz vom 
19. Juli 1911 gründlich aufgeräumt Nicht mehr der kauf- 
männisch gebildete, im Nebenamt tätige Stadtrat mit seiner Kommission 
von Bürgern und Stadtverordneten steht dann an der Spitze der Gas- 
anstalt oder des Wasserwerks, sondern der Verbandsvorsteher, und 
die Verbandsausschufimitglieder verwalten die städtische Wirtschaft- ( 

liehe Einrichtung. pi 

Die Einrichtung der Kreisstadt wird lahmgelegt, die ja in den re 

meisten Fällen das Ganze geschaffen hat. In den Zweckverbänden mit Aie 

mehr als drei Verbandsmitgliedem soll die Abgeordnetenzahl einea ^ 

Verbandsmitgliedes der Regel nach hinter der Hälfte der Gesamtzahl fer 

zurückbleiben. Das kUngt so harmlos und heifit doch in der Praxia ku 

nichts anderes, als dafi die Stadt, die f £ir die von ihr geschaffene {> 

Gasanstalt, das von ihr geschaffene Wasserwerk, die von ihr geschaffene ^^ 

Sparkasse usw. mit mehreren Landgemeinden einen Zweckverband {^^ 
bildet, in den Verbandsausschufi nicht mal mehr so 
viel Abjgeordnete hineinsenden darf, dafi sie die 



^ 
^ 



Majorität der Stimmen hat. Die Landgemeinden nehmen 4j^ 
also, wenn sie auch noch so klein sind, die Sache in die Hand und ver- (j^T^ 
walten das bisher städtische Wasserwerk nach ihren Interessen. Dia |^ 
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sere Agrarier sich für die Staatssteuer einschätzen kOnnen, johne zo 
mogeln, in sinngemäfler Anwendung unseres durchaus agrarischen Ein- 
k<Hnmensteuergesetzes. 

Zum Zweekrerbandsgeseti Ton 1911. 

Was in ländlichen Vorortgemeinden an Staatssteuem einkommt, ist 
bekanntlich lächerlich gering gegenüber dem, was städtischer Fleifl und 
städtischer Gewerbebetrieb an Staatssteuem liefern. Die Stadt- 
gemeinde, der die Einrichtungen genommen werden, um sie in das 
Eigentum des Zweckverbandes zu überführen, verliert also nicht nur, 
sondern blutet noch weiter nach Willkür der umliegenden agrarischen 
Landgemeinden, die mit ihrer Majorität im Verbandsausschufi nun Um- 
lagen auf die beteiligte Gemeinde, das ist vor allem die steuerkräftige 
Stadt, legen für Einrichtungen, die jetzt den Landgemeinden zugänglidl 
gemadit werden. Aber das ist ja offenbar die Absicht des Gesetzes, 
den Landgemeinden Zutritt zum städtischen Steuersäckel zu gestalten 
und ihnen jede Eingemeindungslust zu nehmen. Die Landgemeinden 
haben darum nicht die geringste Ursache mehr, sich zu der von der 
Stadt oft so sehnlich gewünschten Eingemeindimg zu bequemen. Die 
Stadt kann nicht mehr wachsen und kreisfrei werden, das Ausscheiden 
aus dem Landkreise fällt fort, und der politische Einfluß des „könig- 
lichen" Landrats in der Stadt, der dem Blinisterium des Innern für die 
Wahlen so auflerordentlich wertvoll erschien, bleibt erhalten. 

Städtische Schöpfungen durch der Stadt benachbarte konservative, 
vom Landrat abhängige Gemeindevorsteher verwalten zu lassen, ist ein 
Ziel, das für unsere herrschenden Agrarier aufs innigste zu wünschen 
ist, und seit dem Gesetz vom 11. Juli 1911 steht der Erreichung dieses 
Zieles nicht mehr im Wege. 

Hinzu tritt die überwiegende Mabht des Verbandsvorstehers. Im 
Zweifel wird es der Gemeindevorsteher der gröfiten Gemeinde sein. 
Er bedarf, wenn er nicht schon bestätigt ist, der Bestätigung durch die 
kommunale Aufsichtsbehörde. Es kann so verhind.ert wer- 
ben, dafi er nicht Sozialdemokrat oder poiitisch 
f^ar zu oppositionell ist, und in seine Hand allein ist die über- 
aus wichtige Entscheidung gelegt über die Heranziehung zu den Ge- 
bühren, Beiträgen und Umlagen für Verbandszwecke. • 

Ist der Bürgermeister der Kreisstadt, wie das meist der Fall ist, ein 
gehorsamer Untergebener des königlichen Landrats, und beschliefit die 
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jigrarische Mehrheit des Verbandsausschufises, zum Beispiel des Ver^ 
bandsausschiisses für StraSenbau, daS die Vorortgemeinden mit städti- 
schen Strafien versehen werden, und die Gemdnde dafür mit einer 
aufiergewöhnlichen Umlage entsprechend den aufgebrachten Steuemi 
heraagezogen werden soll, so mufi die unglückliche Kreisstadt eine 
große Schuldenlast kontrahieren, um den Vororten moderne Strafien zu 
bauen. Die wenig steuerkräftigen Vorortgemeinden tragen weniger 
dazu bei. Der Bürgermeister ist der einzige, der Einsprudi erheben 
könnte, aber, wenn er vom Landrat richtig beeinfluSt ist, wird er es 
nicht tun, und die Folge ist die,, dafi die Stadt ihren eigenen Ruin her- 
beiführt, indem in ihren Vororten grofie, billige Anbauflächen ge- 
schaffen werden, an denen die reicheren städtischen Steuerzahler 
bauen. Die Stadt führt also selbst den Zustand herbei, dafl ihre Steuer- 
zahler in die Vororte übersiedeln, in denen die Steuern niedriger ge- 
halten werden können, da die ländlichen Vororte keine Aufwendungen 
zu machen haben, wenn die benachbarte Stadt ihnen die Kultureinrich- 
tungen sichafft. Es ist geradezu- meisterhaft ausgedacht, den Stadlsäckel 
andauernd zugunsten der Vororte zu erleichtern, die städtischen Inter- 
essen zu schädigen und in den Landgemeinden das Notwendigste nicht 
aus eigener Kraft, sondern mit fremden Mitteln zu schaffen. So manche 
Zwer^emeinde, die bisher leistungsunfähig war und wenig Bedeutung 
hatte, wird sich aus dem Steuersäckel der Stadt mit Hilfe des Zweck- 
verbandes bereichem können, Rittergutsbesitzer werden in Land- 
gemeinden, die der Stadt benachbart sind, auf Kosten der Stadt 
Baugelände erschliefien können, das die Stadt nur schädigt, indem der 
Anbau gerade der steuerkräftigen Bürger in den Vororten er- 
folgen wird. 

Die adligen Rittergutsbesitzer werden mit dem Bürgermeister zu- 
sammen unter fast völligem Aussehlufi von Stadtverordneten in ihren 
Gutsbezirken auf Kosten der Stadt das schaffen können, wofür ihnen 
bisher die Mitter fehlten, kurz, der Zweckverband ist eine überaus ge- 
schickte gesetzliche Erfindung, den verhaßten Städten die Vermögens- 
verwaltung zu schwächen imd das, was Gemeinsinn und Bürgersinn in 
langen Jahrzehnten unter freier Selbstverwaltimg geschaffen hat, den 
bisher mehr oder weniger kulturlosen Bezirken der Agrarier zugänglich 
zumachen. Es wäre viel deutlicher gewesen, ein Gesetz zu erlassen, wo- 
nach jede Landgemeinde, besser }eder Rittergutsbesitzer, das Recht hat, 
in beliebiger Höhe Zwangsanleihen bei der Stadtkasse der Kreisstadt 

SeoflckiDg, Demokratisleraog PreufieoB. 6 
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xa maehen oder Jeder Rittergutebesiteer in der benachbarten Kreisstadt 
Umlagen wm Wohle seines Rittergutes anordnen kann. Das hätte 
durchaus den Tendenz^i der preuflischen Verwaltung entsprochen» 
Aber man wagte nicht, das unmittelbar in eine gesetzliche Form xn 
giefien. Bei dem Verbandsaussdiufi, in dem kein VerbandsmitgUiKLdie 
Majorität haben darf, wird nahezu dasselbe erreicht. Eine sehr inter- 
essante Bestimmung im § 2 des Gesetzes besagt, da& der Zweckverband 
unterbleibt, sofern und solange ein Beteiligter bereit und imstande ist, 
die gemeinsame Angabe dadurch zu erfüllen, daS er den übrigen Be- 
teDigten die Bfitbenutzung einer kommunalen Anstalt gegen angemessn^ 
Entschädigimg einräumt Ueberall wird also die Entschuldigung der 
Verwaltung gegenüber der Stadt die sein, die Stadt könne die grofie Exr 
propriation ihrer Mittel abwenden, indem sie einlach alle ihre Ein- 
richtungen beliebig zur Verfügung stelle. Die Drohung mit dem Zwedc* 
verbamd, in dem sie vielleicht nicht mehr die Majorität hat, schwebt 
immer über ihrem Biaupibe, und sie steht sich nach dem Voraufgegange- 
nen immer noch besser, wenn sie, statt sich von den umli^enden Agra- 
riern Umlagen auferlegen zu lassen, sich in verschwenderischer Weise 
dazu entschliefit, diesen ihre kommunalen Einrichtungen in weitest- 
gehendem Mafie zur Verfügung zu stellen. Das ganze Gesetz ist dann 
nur eine Drohung, mit der jeder Bürgertrotz gebrochen, jedes Ein- 
gemeindun^sverlangen zurückgewiesen werden kann. Es braucht 
eben die Vorortgemeinde ja nur die AuffordemiDg zu stellen 
und mit dem Zweckverbande zu drohen, die Stadt wird sich willig 
fügen, um die Selbstveorwaltung ihrer kommunalen Einrichtungen und 
ihre Steuerkraft zu b^ialteiL Offenbar ein Rückschritt in der Selbst- 
verwaltung der Gemeinde, wie er zugunsten der Agrarier und der 
Bureaukratie nicht feiner erdacht werden konnte! 

Vom bürgerlichen städtischen Standpunkt aus ist das eine Art teuf- 
üsi^er Bosheit, ein Gesetz zu schaffen, durch das man Bürgersinn und 
Gemeinsinn, demokratisches Empfinden und Kulturstreben bestraft. Nie 
hat dch der Feudalismus und seine tiefe Unsittlichkeit des Empfindens 
stärker gezeigt, als in diesem Gesetz, durch das man erinnert wird an 
die alten Fehdezeiten des Mittelalters, in denen die Junker einer Stadt 
die Fehde ansagten, um die Landbezirke der Stadt in Requisitionsbezirke 
aufteilai und aus diesen Gegenden das Vieh fortholen zu können. 
Aber wie ehrlich war das gegenüber dieser Methode, mit der ein Gesetz 
geschaffen ward, um die Städte den agrarischen Interessen schuti^ 
los in die Hand zu geben. 
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Wenn nun afber die Gemeinde^ wie wir sehen, geläbmt, zurückgesetast, 
vernachlässigt imd, wenn das alles nicht hilft, direkt ausgeplündert 
wird, denn etwas anderes bezweckt das Zweckarbeitsgesetz, wie wir 
•eben, doch nicht, so mufi die Fürsorge der Verwaltung doch irgend- 
einer Einriditung zugute kommen, und diese Einrichtung ist der Kreis, 

Hier sind die Tendenzen der preufiischen Verwaltung des Groß- 
grundbesitzes bereit, zu stützen und zu schützen und ihm möglichst die 
mittelalterliche feudale Gewalt wieder zu verschaffen am lebendigsten. 
Man nennt das Ausbau der Kreisordnung. Nach Ausbau der Kreis- 
ordnung ruf^i die LandrSto und die Ritterschaftsverbände, die Geheim- 
Jäte des ICinisters und die Konservativen. 

Der Zweck des Ausbaues der Kreisordnung ist der, die Selbst- 
verwaltung der Gemeinde noch mehr lahmzidegen, als dies bisher schon 
geschrien ist Femer aber ist der Ausbau der Kreisordnung ein wich- 
tiges Mittel, um den polizeilichen Einfluß des Landrats zu stärken, 
und eine polizeiliehe Seite haben die meisten Verwaltungsakte. 

Der Kreis hat einen Kreisaussdiuß und einen Kreistag. In beiden ist 
der Landrat Vorsitzender. Er ist auch Vorsitzender sämtlicher Kom- 
missionen. Allerdings hat er im Kreistag keine Stimme. Merkwürdiger- 
weise. Aber der Kreistag wird selten ^zusammenberufen. In manchen 
Kreisen nur ein- bis zweimal im Jahre. Dem Kreistag fehlt gewöhnlich 
die üebersicht, und so liegt denn der ganze Schwerpunkt der Ver- 
waltung im Kreisausschuß, dessen Mitglieder meist auch solche des 
Kreistages sind. 

Allerdings muß der Kreistag die Gelder bewilligen; aber der Kreis* 
ausscbuß kann sich vom Kreistag ermächtigen lassen, kann Kredite für 
sich bereitstellen lassen und schaltet und waltet eben ohne Kreistag. 
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Noich einfacher ist es, wenn der Landrat die Gelder sich vom Kreistage 
bereitstellen läßt und den Kreistag auf Rechnungslegung verzichten läfit 
Der raffinierteste Trick ist der, daß der Landrat als KreisausschuS- 
Vorsitzender sich vom Kreistage ermächtigen läßt, ohne Rechnungs- 
legung einzelnen Großgrundbesitzern bis zu einer gewissen Höhe jähr- 
lich Beihilfen für Wegebesserung zu bewilligen. Dann kann es so 
kommen, daß einzelne, dem Landrat politisch nahestehende Persönlich- 
keiten jährlich im geheimen hohe Dotationen aus den Kreissteuem da- 
für erhalten, daß sie etwas für den Kreiswegebau tun. Dann ist Kreis- 
ausschuß und Kreistag ziemlich ausgeschaltet, und der Landrat herrscht 
allein. Es soll natürlich nicht behauptet werden, daß dieser Modus der 
Kreisverwaltung der normale ist, daß der Landrat die Kreissteuerd" als 
Wegebaubeihilfe jährlich unter seine Freunde verteilt. Daß es aber im 
Osten der Monarchie schon vorgekommen ist, läßt sich nachweisen. Im 
Westen würde so etwas natürlich immer unmöglich sein. Immer aber 
wird es das Ideal des Landrats sein, daß sich die ganze Macht auch der 
Vermögensverwaltung möglichst allein in seiner Person konzentriert, 
und so der Landrat über möglichst viele Fonds verfügt Infolge seiner 
wenigen Sitzungen hat der Kreistag mit der Verwaltung so wenig zu 
tun, daß seine Mitglieder in das Geheimnis der Kreisfinanzverwaltung 
äußerst selten so eindringen, daß jeder darüber orientiert wäre. 

Das Wahlrecht zum Kreistag ist ein indirektes, soweit die Gemeinden 
ia Betracht kommen. Schon das lähmt das Interesse der Oeffentlichkeit 
sehr. Gewählt wird von den Wahlverbänden und Gemeindevertretun- 
gen. Radikale Vertreter des sogenannten Proletariats kommen kaum 
in den Kreistag hinein. Die Eulenburgische Kreisordnung ist ja darin 
meisterhaft, daß ein Ueberwiegen der Stadtgemeinden in der Kreis- 
vertretung sorgsam verhütet wird und agrarische Mehrheiten erzielt 
werden. Der Großgrundbesitz pflegt eine mehr oder weniger aus- 
schlaggebende Rolle zu spielen. Diese Großgrundbesitzer stehen meist 
auf Seite des Landrats, was Anschauungen über Repräsentation und 
Aufwand angeht. So haben wir denn in Preußen eine Reihe prunk- 
voller Kreishäuser, in denen ein oder zweimal im Jahre Sitzung ist» 
deren Säle sonst stellenweise die ,Jkönigliche'' Frau Landrätin im Wint^eor 
für gesellschaftliche Zwecke benutzt. Die Kreistagsversammlung könnte 
gut in einem Wirtshause stattfinden. Aber das würde der „königliche* 
Landrat unter seiner Würde finden, und deshalb verzinst der Krei^ 
jährlich Hunderttausende für ein prunkvolles Kreishaus. Es gibt auch 
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Landräte, die staatliche alte Schlösser für den Kreis ankaufen, die ihnen 
der Staat gern billig vermietet Wie anders würde sich diese ganze 
Kreisfinanzwirtsdiaft gestalten 'bei allgemeinem, direktem Wahlrecht 
Kum Kreistag. Wie würde man diesen Landräten auf die Finger sehen 
in ihrer Finanzverwaltimgt Welche Rolle würde der Landrat spielen 
in öffentlichen Erörterungen dieser Haushaltkosten, über die vielfach 
jetzt nur einmal im Jahre das Kreisblatt sehr verschämte und oft schwer 
verständliche Mitteilungen macht Wie würden alle diese politischen 
Ausgaben für Bismarckbüsten imd Ostmarkenvereine kritisiert werden* 
Der ganze Kreis würde schreien, dafi der luxuriöse Kreistagsaaal zu 
wenig benutzt würde und jährlich mehrere tausend Mark Zinsen koste, 
daß die Kreisverwaltung zuviel für Repräsentation ausgebe, daß bei der 
Kreisverwaltung überall aus dem Vollen gewirtschaftet und für poli- 
tische Zwecke gegen den Willen von neun Zehnteln der Kreis- 
eingeseesenen Geld ausgegeben werde, Kreiseingesessene, die dem 
Landrat politisch und gesellschaftlich naheständen, unter dem Titel 
Wegebeihilfen große Geschenke erhielten. Kurz, die ganze Mißwirt- 
schaft und Mißregierung in Dutzenden von imseren Kreisen wäre völlig 
ausgeschlossen. Nur Licht und Gemeinsinn. Niemand weiß bisher, wie- 
viel von seinen Steuern in den Kreis abfließt. Man nennt unser Kreis- 
steuersystem ein Kontingentierungssystem. Nicht die Kreiseinsessenen, 
sondern die Gemeinden des Kreises zahlen die Kreissteuem. Der Kreis- 
eingesessene weiß also gar nicht, wieviel Kreissteuem er für seine Per- 
son eigentlich bezahlt, und die Gemeinden erheben entsprechend mehr 
Steuern, um sie an den Kreis abführen zu können. Die Steuern werden 
als Zuschläge zur Einkommen-, Grund-, Gebäude- und Gewerbesteuer 
erhoben und treffen natürlich am schwersten die im Kreise befindlichen 
Städte, da auf dem Lande an Gewerbesteuern gewöhnlich wenig ein- 
kommt. 

Wir werden später noch im einzelnen sehen, wie der Kreis die Ge- 
meinden schädigt, wie er überall nur auf Kosten der Gemeinden lebt^ 
alles Gemeindeleben niederhält und erschwert. 

Es bleibb aber immer noch die Frage, ob es nicht interlokale Auf- 
gaben gibt, die die Gemeinden nicht lösen könnten, und für die der im 
Kreise geschaffene Verband von Gemeinden doch äußerst wichtig ist 

Daß der Bau prunkvoller Kreishäuser keine Kulturaufgabe der Ge- 
meinde ist, versteht sich von selbst Der Kreis war lange Zeit nur ein 
Wegeverbandskörper. Er könnte das wieder werden, wenn wir starke, 
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Immer von meinem Mann 
Landrals im Hannover- 
tausseen sind doch gebaut!" 
'9^&^ gepflegt wird, and warum 
I^^&die Seite. Er kommt vor 
:^^^o etwas AgrariBches. Di» 
}»if@^8teD Teile au! Koat«i der 
^rgahlt also nicht nlles selber, 
a^^b^eaee. Und die Kreissteuem, 
''^''"^tügi^^ebau bezahlt, kommen 
■ """ aus Mitteln städtischer Ge- 
C^B|^^^^«4eile haben. So ist der 
'^"''T^^SIft^Qssen an Einielpersonen 
imec bilden, ein Mittel, 
iebt zu marhen imd ge* 
ijy VerhUtnis zwischen Land- 
_ _. _ in her. 
G^£||c||a^9chüpft sich geradezu im 
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Wegebau. Es gibt manehe Kreisverwattimgen in Preufien, die heute 
fioch, wie vor langer Zeit, tatsädilich nicht viel melbr sind, als gröfiere 
Wegebauverbände. Viel Streit pflegen dabei die Anschlüsse der 
Chausseen des einen Kreises an <&e des ander^i zu v^nrsachen. Hat 
doch jeder Landrat und jeder KreisausedMifl seine eigene KreiJ^ 
kommunalpolitilL Da werden bei dem einen Kreise Spezialinteressen 
angespürt und gegen den Nachbaitoeis aiusgeepielt, als ob dieser gar 
nicht mehr zum preußischen Staate gehörta und die Kreisgrenze eine 
Landesgrenze wäre. Wenn nicht der Wegebau unter die Äui^ab^i der 
Provinz fiele, und deAalb auch die letztere mitzureden hätte, würde 
diese oft künstliche Dezentralisation der Interessen die schlimmsten 
Folgen haben. 

Nodi unsinniger und noch verderblicher für die Gesamtheit ist die 
Dezentralisation der Interessen beim Kreisbalmbau. Es ist zweifellos 
richtig^ daB die Kreisbahn in erster Linie den Lokalinteressen dienen, 
dae Land aufsdüieSea und ländliche Verkehfeintereesen fördern solL 
Wenn die Kreisbahnpolitik aber dazu gebraucht wird, den Verkehr ge- 
waltsam von Städten des Nachbarkreises fortzuziehen, wenn Bahnhöfe 
der Kreisbahn absichtlich in größerer Entfernung von Bahnhöfen der 
Staatsbahn gebaut werden, um die Staatsbahii zugunsten des Kreises 
und zuungunsten des Verkehrs bedeutender Einnahmen zu berauben, 
dann kann der Kreisbahnbau eher verkdirsstörend als fördernd 
wirken. Nun ist für eine agrarische Kreisverwaltung der Verkehr an 
und für sich allerdings auch durchaus kein Ideal. Sie will Einnahmen 
aus der Kreisbahn liab^ dabei Chausseen sparen oder wohl gar einen 
vom Staate geforderten Zuschuß für eine sonst unabweisliare Staats- 
bahn. Gewöhnlich werden nämlich beim Staatsbahnbau Zuschüsse von 
dem Kreise gefordert Unter dem fortgesetzten Ausspielen von Lokal« 
Interessen, kleinen und allerkleinsten, vor a&sm der Lokuünteressen 
einzelner im Kreise mächtiger Rittergutsbesitzer, leidet das große Ganze 
auf das schlimmste. Die Ursache der Verzögerung manches staatlidtien 
Bahnbaues ist nidit selten der Wunsch eines einflußreichen Kreis- 
auaschußmitgliedes, die Bahn über sein Rittergut oder einen Bahnhof 
bei seinem CSiateau zu eriuilten. Hat der Kreisauschuß einem solchen 
Wunsche zugestimmt, dazm bringt ein derartiger Beschluß in manche 
Bahntrassierung die wunderbarsten Kurven hinein, die womöglich dea 
Ausbau der Linie als VoUbahn zum Schrecken der benachbarten Städte 
dauernd unmöglich machen. 
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Also auch was die Verkehrsaufgaben angeht, au! diesem dem Krmse 
ureigensten Gebiet, ist mancher Mißstand. 

Noch mehr versagt hat der Kreis natürlich auf dem Gebiete der 
Kriegswirtschaft. Man denke sich, daß die ganze Gliederung in Kreise, 
der ganze Aufbau, die ganze Machtverteilung zwischen Staat, Provinz, 
Kreis und Gemeinde, haupti^chlich den Zweck hat, Adelsfamilien und 
Großgrundbesitz unauffällig zu Macht und Ansehen, Einfluß und Be- 
reicherung zu verhelfen. Diese Zwecke hat der Verwaltungsapparat 
auch redlich erfüllt. Nun kommt der Krieg. Allgemeine Gleichheit 
tritt ein. Plötzlich soll der Verwaltungsapparat für das ganze Volk 
gleichmäßig arbeiten. Das war er nicht gewohnt, das konnte er vielfach 
gar nicht Der Kreistag eines westfälischen Landkreises lehnte im 
Frühjahr 1915 die Aufnahme einer Kriegsanleihe in öffentlicher Sitzung 
mit der kühnen Motivienmg ab, das Geld komme im Kreise ja den Ar- 
beitern zugute und den Städten, die Kreistagsmajorität sei von den 
Agrariern und dem Land gewählt imd weigere sich, im Interesse der 
städtischen Bevölkerung die ländliche mit Ausgaben zu belasten. Diese 
Ausführungen eines bekannten Agrariers waren durchaus folgerichtig. 
Ein ganzes Leben hatte sein Kreistag im Sonder Interesse der Agrarier, 
speziell der großen, gearbeitet. Nun sollte eich jetzt plötzlich dieser 
Kreistag zu einer patriotischen Tat für städtische Arbeiter aufschwingen. 
Das war ja eine ganz imverständige Forderung. Die Kreiseinteilungen 
haben für die Durchstaatlichung der Wirtschaft, die im Kriege not- 
wendig war, mehr oder weniger versagt. Gliederungen müssen auf 
alle Fälle sein. Es versteht sich aber zunächst von selbst, daß die 
Verwaltungsstellen durch die gewählten Körperschaften kontrolliert 
werden müssen, und diese Kontrolle ist beim Kreise so denkbar mini- 
mal. Der Kreistag kontrolliert so wenig, weil er so selten berufen wird, 
eigentlich nur Bewilligungsbehörde ist und die Berufung absichtlich so 
umständlich gemacht ist. Man wollte Repräsentanten des Kreises, 
aber sie sollten nichts zu sagen haben, dem Landrat nicht auf die 
Finger sehen, nicht in Konnex mit der Verwaltung stehen, sich kein 
Urteil über cUe Verwaltung bilden können. Das waren offenbar die 
Haupttendenzen der Kreisordnimg. In der Praxis werden diese Ten- 
denzen nun noch ausgebaut. Ich babe Landräte gekannt, die durch 
massive Grobheit Anfragen imd Diskussionen von Kreistagsabgeord- 
neten unterbanden. Ich habe nachgewiesen, daß in einem Kreistag 
fünf Jahre lang niemand d^n Vorsitzenden aus Angst vor dessen Grob- 
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heit. widersprochen hat, bis auf einen Bürgermeister, der vom Landrat 
90 beleidigt wurde, dafi niemand es in den nächsten fünf Jahren wagte, 
Widerspruich gegen eine Kreistagsvorlage des „königlichen*' Landrakt zu 
erheben. (Schückings Verteidigung. Verlag der Hilfe. Berlin 1908. 
S. islo Andererseits machen sich die Kreistage zuweilen bei den 
staatlichen Behörden beliebt durch die wunderbarsten Bewilligungen 
für eine staatliche Aufgabe, ¥rie flir die Gründung von Hochschulen in 
der Provinz, des Kaiser-Wilhelm-Instituts in Berlin, die Sorge 
für Kriegsbeschädigte usw. Vor zehn Jahren hatte der Schrift- 
steller Sohnrey eine Zusammenstellung dessen geliefert, was im 
übrigen die Kreise mit ihren Geldern machen. Es war ihm 
(rffenbar nicht klar geworden, wie beschämend diese Zahlen waren, 
wenn man bedenkt, dafi die Kreise mit ihrem weitgehenden Steuerrecht 
und ihren oft grofien Etats als die auf dem Lande wichtigsten Ver- 
bände des Volkskörpers, doch schliefilich auch den Kulturfortschritt als 
Verwaltungsziel auf ihre Fahne geschrieben haben müfiten. Damals 
gaben etwa 500 Kreise flir Volks- und Wanderbibliotheken zusammen 
etwa 36000 M., das ist für den einzelnen Kreis noch nicht 100 M., aus, 
und das war noch Literatur, die aus politischen Gründen zur Bekämp- 
fung „vaterlandsfeindlicher Bestrebungen'' verteilt wurde. Für länd- 
liches Fortbildungsschulwesen gaben die ganzen preußischen Land- 
kreise damals 33 578 M. aus. Das ist soviel, wie eine Mittelstadt an ihr 
Gymnasium wendet. Nur 26 Kreise hatten damals eigene Fortbildungs- 
schulen, nur 16 Kreise hatten Wanderhaushaltungsschulen. 16 Kreis- 
v^rwaltungen ^tworteten auf die Frage, was sie mit ihrem Gelde mach- 
ten, überhaupt nicht, und 35 teilten mit, dafi beachtenswerte Wohlfahrts- 
einrichtungen nicht vorhanden seien. Ob es in diesen zehn Jahren sehr 
viel besser geworden ist, erscheint sehr fraglich. 

Andererseits wieder liegt es nicht im Interesse der Gemeinden, dafi 
die Kreise ihr Besteuerungsrecht ausbauen und ausdehnen auf alles, 
was städtische und Landgemeindeangelegenheit sein könnte. Der Aus- 
bau der Kreisordnimg ist ein fortgesetzter Raub an der Gemeinde. Die 
Kreissteuem sind den Kommimalsteuem nachgebildet und belasten die 
Gemeindeeingesedsenen. Der Kreis, der viele Einrichtungen hat und 
tmterhält, mufi Kreisumsatzsteuem, Kreiswertzuwachssteuern, Kreis- 
konxeasionssteuem und hohe Zuschläge zu den Gemeindesteuern er- 
heben. Das alles aber schädigt wieder fortgesetzt die Finanzkraft der 
Gemeinde. Man denke sich solche unglückliche Stadtgemeinde, auf 

89 



,.'* 



deren Eänridituiigeii mit Hilfe des Zweekverbandsgeeeties die liiid^ 
liehen Nachbaigemeinden, auf deren Stenerkratt der Kreis losgeht, n» 
verstehen zu können, dafi die Zugehörigkeit zum Kreise von der Ge^ 
meinde so empfunden wixd, als ob sie unter die Rftuber gefallen wSre. 
Ihre kommunalen Einrichtungen werden für die trSgen unii ver- 
schlafenen Bauemg^neinden nutzbar gemacht, aus ihrem Steuersidcel 
baut der Kreistag mit seiner nach der Kreisordnung stets agrarisehes 
Mehrheit das schöne Kreishaius. Dabei bringt die Stadt meist den 
Löwenanteil an den Kreissteuem auf, denn die Landwirte zahlmi so 
wenig Steuern, auf dem Lande werden so wenig Gewerbe- und 6e- 
bäudesteuem gezahlt, dafi der Stadt immer der ehrenvollste Antdl 
bleibt 

Aber nicht genug damit, dafi die Gemeinde vom Kreis in ihrer 
Finandtraft geschädigt und bis zum äuflersten geschwfteht wird, auA 
in ihren politischen Rechten wird sie gelähmt und entwurzelt Hier wird 
eine andere Behörde tätig, der Kreisausschufi. 

Der Kreisausscbufi besteht atis wenigen Personen, die mit grofier 
Sorgfalt im Kreistag gewählt werden. Die Wahl ist also eine indirekte 
mit allen nachteiligen Folgen, die eine mehrmalige Durchsiebung er* 
gibt, denn auch die Kreistagsmitglieder sind von Wahlverbänden ge- 
wählt, in den Gemrändevertretungen usw. Diese Durchsiebung ver- 
hütet fast überall, dafi die radikalen Vertreter des sogenannten Prole- 
tariats in den Kreisausscbufi hineinkommen. 

Agrarische Mdirheiten werden erzielt In der Praxis sind 
die Kreisausscfafisse in der Regel Kollegien von Leuten von 
Besitz. Kleinere Handwerker und Kleinbauern gelangen wohl bis in 
den Kreistag, selten aber in den aristokratischen Kreisausscbufi hinein. 
Die mehrfache Durchsiebung der in den Kreisausscbufi Gewählten hat 
nicht nur den Erfolg, dafi durch den Besitz angesehene Kreieeingesessene 
gewählt werden, sondern vor allem auch den, dafi den» Landrat 
genehme Persönlichkeiten in den Kreisausscbufi gelangen, also ihm be- 
freundete Rittergutsbesitzer, in BotmäSigkeit erprobte Gemeinde- 
vorsteher und Amtsvorsteher. Bringt der Landrat es fertig, dafi de? 
Kreistag nur Amtsvorsteher und Gemeindevorsteher zu Kreisausschiifi- 
mitgliedem wählt, so hat der Landrat als Vorsitzender des Kreis- 
Ausschusses in dieser Korporation Personen um sich, die gewohnt sind,, 
von ihm Befehle entgegenzunehmen, gew(rfmt sind, sich von ihm durch 
den Gendarmen kontrollieren zu lassen. Das ist dann der Selbst- 
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verwaltuDgAörper des Kreiaes, dafi der Landrat, ün RegieFiingtorgan, 
mit Untergebeneii oder doch tausendfach abhängigen Gemeinde- 
▼orstebem Beedilüsse faßt Das ist ja das Raffinierte der Kreisordnung, 
dafi bei s<^nannter Selbstverwaltung Überall das Regierungsorgan, der 
Landrat, an der ^itze steht Dadurch wird der Erfolg erzielt, dafi die 
Absichten der Regierung, die augenblicklidien Strömungen, die von 
konservativen Zentralen ausgehen, in der Kreisverwaltung zum Atia- 
drack gerächt werden. Eine liberale Stadtvertretung ist in reaktionärer 
Zeit möglich, eine liberale Kreisverwaltung schwerlich, wenigstens 
unter den heutigen VeihSltnissen. Es hilft nichts, wenn die Stadt* 
Verwaltungen der im Kreis befindlichen Städte liberal sind, denn durch 
die Kreisordnung ist, wie wir schon sehen, das Schwergewicht den 
ländlichen Gruppen zugeschoben. Man wird nun aber mit Recht sagen, 
dafi der KreisausschuS nicht nur aus bäuerischen, dem Landrat un- 
bedingt ergebenen Gemeindevorstehern besteht Allerdings nicht Vor 
allem pflegt der Grofigrundbesitz im Kreisausschufi und Kreistag eine 
grofie, wenn nicht ausschlaggebende Rolle zu spielen. Sind doch fast 
fiberall dessen Vertreter zu einem besonderen Wahlverbande ge- 
setzIiGh vereinigt, dessen Angehörige Virilstimmrecht haben und dem 
ein bestimmter Bruchteil der KreistagsmaiMlate gesichert ist Der Grofi- 
grundbesitz, vor allem der adelige, ist in Preufien fast durchweg konser- 
vativ und wenn katholisch, gewöhnlidi vom rechten Flügel des Zentrums. 
Dieser Grofigrundbesitz bringt in den Kreisausschufi oft ein noch kon- 
servativeres Element hinein, als der Landrat darstellt Es gibt Land- 
räte, die sozial denken und sich im Gegensatz befinden zu dem pluto- 
kratischen Element, das die Industrie im Kreisausschufi vertritt Ar- 
beiter gibt es im Kreisausschufi nicht, sondern die Industrieinteressen 
nimmt zuweilen ein älterer Grofiindustrieller und Grofikapitalist wahr, 
nicht selten ein Mann, der politisch etwa zwischen Reichq[>artei und 
Kationalliberalismus steht 

Diesen Vertretern des Grofigrundbesitzes und der Industrie gegen- 
fiber kann der Landrat seinen Einflufi nur voll ausnutzen, wenn er 
auch aufieramtlich ihnen nahetritt, denn in der inneren Verwaltung hat 
aelir vieles Bedeutung, was nicht in Sitzungen und ohne Akten zustande 
kmnmt Die Stellung des Landrats zu den Notabein des Kreises fällt 
also sehr ins Gewicht Auf sie ist aber der Landrat gesellschaftlich 
angewiesen nach dem in Preufien geltenden Begriff. Ein Landrat, den 
seine adeligea Kreis^ngesessenen, seine RitteigutsbesiUer nieht m 
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ibren Jagden, seine Großindufitriellen nidit zu ihren Dinero zuziehen, 
hat sofort seiner vorgesetzten Behörde gegenüber eine schwere Stellung. 
Er „genieöt nicht das Vertrauen seines Kreises", heißt es dann. „Er 
hat sich keine Stellung schaffen können/' Die Großgrundbesitzer, die 
im Kreistag zahlreich, im Kreisausschuß mindestens durch ein Mitglied 
vertreten zu sein pflegen, dürfen nicht in ihren Interessen geschädigt 
werden, indem von der Schulaufsichtsbehörde oder gar polizeilich an 
sie weilgehende Anforderungen gestellt werden. Es sind Fälle belüauit, 
daß ein kommissarischer Landrat vom Kreistag nicht gewählt wurde, 
weil er von einem „Grafen'' seines Kreises gefordert hatte, daß dieser 
ebenso wie andere Sterbliche, um auf diejJagd zu gehen, einen Jagd- 
schein lösen sollte. Das war natürlich taktlos! Wir finden deshalb 
auch regelmäßig, daß der Landrat sich auf den Großgrundbesitz seines 
Kreises stützt, daß er einen modus vivendi gegenüber seinen Ritterguts- 
besitzern gefunden hat. Es wird ihm das um so leichter, als er selbst 
ja in der Regel aus diesen Gesellschaftskreisen stammt. 

Der Großgrundbesitz hält sich auch heute noch in Preußen für be- 
(rechtigt, bei der Wahl des Landrats ein erhebliches Wort mitzusprechen^ 
und gesetzlich ist ihm dieses Recht in den Kreisordnungen gewähr- 
leistet Daß das zu Mißständen führen kann, versteht sich von selber. 

Der Großgnmdbesitz wäre ja auch töricht, wenn er bei seinem großen 
Einfluß auf die Kreisverwaltimg nicht seine Interessen wahrnähme. 

Nicht aber nur der Großgrundbesitz verwaltet den Kreis, es gibt Ver- 
treter der Städte, der Industrie und des bäuerlichen Grundbesitzes. Die 
Vertretung der Städte ist so beschnitten, daß auch bei größeren Städten 
des Kreises faktisch selten mehr als ein Stadtvertreter in den Kreis- 
ausschuß hineinkommt, dafür sorgen die Agrarier des Kreises schon, 
und dieser einzige Vertreter ist oft nicht ein Bürgermeister, sondern 
ein älted*er Stadtrat, der nicht zu energisch dem „königlich€Ki" Landrat 
opponiert. Der letztere stützt sich entsprechend der Vertretung der 
Landwirtschaft im Kreistage auf die agrarischen Elemente seines Kreises 

» 

und deshalb auch mehr oder weniger auf den bäuerlichen Besitz. 

„Der Landrat macht sich bei den Bauern populär'*, ist ein oft in 
Scherz und Ernst wiederholtes Wort. Entstaramt der Landrat selbst den 
angesehenen Großgrundbesitzerfamilien der Gegend, so wissen die 
bäuerlichen Besitzer, was sie von ihm zu halten haben. Ist er aber ein 
Fremder, so kann er die bäuerlichen Besitzer gegen den Großgrund- 
besitzer ausspielen imd nach dem Wort divide et impera seinen Zufluß 

# 
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haben. Denn Einflufl ist das Ziel seines Lebens. Ohne Einfluß wäre 
er ein König ohne Land gegenüber der scheinbaren Kollegialverfassung 
im KreisausschuS, im Kreistag und in den Gemeinden. 

Den Einfluß auf die bäuerlichen Besitzer gewinnt der Landrat vor 
allem durch unser System der ehrenamtlichen Verwaltung, das an 
anderer Stelle besprochen ist 

Wir fragen uns zunächst, wie funktioniert nun diese Verwaltungs- 
behörde, die in der Hauptsache aus Agrariern und immer aus Ver- 
tretern der besitzenden Klasse besteht Die Antwort ist — In erster 
Linie agrarisch, das heißt, zugunsten der größeren Besitzer und im 
Sinne der preußischen herrschenden Klasse. Der Landrat bringt in 
den Selbstverwaltungskörper des Kreisausschusses andauernd politische 
Gesichtspunkte hinein. Das heißt auf deutsch: der Kreisausschuß be- 
kämpft die Sozialdemokratie, und wo er kann, natürlich auch den Frei- 
sinn. Jahrelang wurden in manchen Kreisen auf Kreiskosten Kalender 
gedruckt mit Geschichten „guten Inhalts'' zur Abgabe an solche Kreis- 
eingesessene, denen Kalender sozialdemokratischen Inhalts zugetragen 
sind. Im Kriege fand die Vaterlandspartei ihren festen Hort bei den 
Kreisausschüssen, denn in ihnen sind die schlimmsten Feinde des 
Reichstagswahlrechts und jeder Reform in Preußen vereinigt. Der 
Kreisausschuß tritt überhaupt mit Aufrufen, also mit Namen und Ver- 
antwortung ein für alles, was von gewisser Seite kommt. Nicht etwa, 
daß diese Patrioten mit dem Hause Hohenzollern durch dick und dünn 
gingen. Die Geschichte der Vaterlandspartei beweist deutlich, daß 
Kaiser und Reich für unsere Reaktion immer nur maßgebend sind, so- 
lange das Interesse unserer oberen Schicht von der Regierung in 
den Vordergrund der Politik gestellt wird. Sobald die Reichsleitung 
liberal ist, sobald die preußische Regierung für Reformen eintritt, das 
Wahlrecht verbessert und demokratischer wird, da sind Landrat und 
Kreisaussdiuß gegen diese Regierung, da arbeitet sofort der ganze 
Apparat gegen sich selber. 

Besonders unheUvoU wird da nun die Kreisinstanz in diesem Chaos. 
Wir haben gesehen, daß nicht die Regierung bei uns regiert, sondern 
die alten Familien. Wir haben gesehen, daß nicht von oben nach unten 
regiert wird, sondern von unten nach oben. Wir sahen, daß das ganze 
Regierungssystem lichtscheu ist und dauernd aus einer Art Dunkel- 
kammer regiert wird. Was geschieht nun, wenn der Regierung selbst 
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Bestreben, an Stelle der techniechen Behörden politische zu setzen und 
tedmisehe und politische Behörden unsinnig zu verquicken. Weshalb 
ist denn der Oberpräsident Varsitzender desProvinzialschulkollegiums? 
Doch nur, um die technische Schulbehörde politisch zu fiberwachen* 
Deshalb will man ja auch den Landrat als Vorsitzenden der Kreisschul- 
behörde und ihm Sdiulinspektor und Ldu-er unterstellen, so wie man 
Gymnasiallehrer und Schulrat dem Oberpräsidenten unterstellt hat 

Das Wohl des Landes verlangt technische Behörden, keine politischen, 
auch keine gemisditen. Wir Staatsbürger danken dafür, dafi aus unseren 
Steuern Leute besoldet und angestellt werden, um das Land und die 
ganze Verwaltung mit reaktionären Ideen zu verseuchen und die Kultur- 
entwickelung aufzuhalten. Der Landrat als politischer Beamter, als 
Vorsitzender einer Kreisschulbehörde ist nicht überflüssig, nein, vom 
patriotischen Standpunkt aus sogar gemeingefährlich. Deshalb braucht 
nicht gleidi das Kind mit dem Bade ausgeschüttet ^u weredn. Nur der 
Ktbjb als staatlicher Verwaltungsbezirk mit dem Landrat als Staats« 
beamten an der Spitze ist ebenso überflüssig wie ein Kreis, der jede 
wichtige kommunale Tätigkeit an sich zieht und so die Gemeindewirt- 
Schaft erdrosselt Die alten Kreise vor der Kreisordnung waren 
Chausseeverbände. Der Landrat hatte keine Kommunalaufsidit über 
die Gemeinden. 

Freilich gibt es In der Verwaltung eine ganze* Reihe von Aufgaben, 
die nicht lokal, sondern am besten interlokal zui lösen sind, wie Wege, 
Bahnbau, ÄrbeitsvermitÜung, elektrische Zentralen, Abdeckereien usw. 
Die Abgrenzung gegenüber den Gemeindeaufgaben ist sehr viel 
leichter, als man sich denkt In der Tat haben sich jetzt 
schon die Kreise öfters dieser Angaben bemächtigt Da aber 
im Kreise so viel minderwertige unentwickelte Zwerggemeinden 
liegen, geht, wie oben gesagt, vielfach der Kreis ganz munter 
an Gemeindeaufgaben heran, errichtet Krankenhäuser, Sparkassen, 
kurz, benimmt sich so, als ob er die Gemeinde sei und den 
einzelnen Gemeinden ihre Aufgaben abnehmen dürfe. Die Bedeutungs- 
losigkeit der Gemeinde wird dadurch immer größer, und das ist 
vor allem politisch von den übelsten Folgen. Groß- 
städte zeigen, dafi alle lokalen Aufgaben sehr viel besser und fast ohne 
politischen Einschlag durch die Gemeinde erfüllt werden können. Sie 
mufi nur groB und leistungsfähig und demokratisdi verwaltet sein. Wie 
nun die Angaben wahrhaft interlokalen CSiarakters zu lösen sind, die 

« 
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wirklich über die Leistunesfähigkeit der Grofigemeinde hinttUBgehea, 
ist oben schon angedeutet und soll später gezeigt werden. 

Man kann den Kreisausschufi als Verwaltungs- und Äufsichtsbdiönte 
nicht behandeln, ohne seine Bedeutung für die Verwaltungsgeriehtsbar<- 
keit zu streifen. Diese Verwaltungsgerichtsbarkeit halten manche, die 
mit den Forderungen einer ^nwandfreien Justiz nicht vertraut sind, t&r 
eine glückliche Schöpfimg. Dem ist durchaus zu widersprechen. Es 
wäre sehr viel besser, wenn unsere preußische Justiz, die turmhoch über 
unserer Verwaltung steht und uns in mancher Beziehung zum Ruhm ge- 
reicht, auch die Verwaltimgsgerichtsbarkeit behalten hätte. Die augen- 
blickliche Regelung, die Verwaltungsgerichtsbarkeit so an die Verwaltung 
anzuschliefien, dafi die Rechtsprechung selbst von der Verwaltung be- 
einflußt wird, ist das direkte Gegenteil idealer Justiq^flege. Die per- 
sönliche Beeinflussung, vor der jeder Richter in unserer preufiischen 
Justiz stets nuf der Flucht ist, ist im Verwaltungsgericht des Bezirks- 
ausschusses gesetzlich. Jederzeit kann der Regierungspräsident den 
Vorsitz übernehmen, um seine Ansicht zur Geltimg zu bringenu 
Schlimmer ist noch die Beeinflussung des Kreisausschusses durch den 
Landrat. Wie seine Beisitzer als Amts- und Gemeindevorsteher häufig 
von ihm abhängig sind, das ist ausführlich geschildert Es kommt hin- 
zu, daS der Landrat die oberste Polizeiinstanz des Kreises ist, daß also 
auf seine Veranlassung viele der polizeilichen Verfügungen erlassen 
sind, die dann später zur richterlichen Kognition des Kreisausschussefi 
kommen. 

Das ist geradezu ein Hohn auf das Wort Gerichtsbarkait. Man denke» 
ein Landrat weist seine Polizeibehörden an, eine polizeiliche Verfügung 
zu erlassen. Dies geschieht. Der Betroffene hat nun in der Regel da» 
Recht der Beschwerde an den Landrat oder der Klage beim Kreis- 
ausschufi. Bei dem Worte Klage denkt der Betroffene aber an einen 
unabhängigen Gerichtshof. Es schwebt ihm so etwas vor, wie ein amts- 
gerichtliches Verfahren, und er erhebt diese Klage. Richter ist nun 
der Landrat, also die betreffende Person, auf deren Veranlassung die 
ganze Sache in Szene gesetzt ist. Und in der hiündlichen Verhandlung 
vor dem Kreisausschufi hat das Uebergewicht der Entscheidung der 
Landrat aus tatsächlichen, nicht aus rechtlichen Gründen. 

Oder : Ein Landrat will einen Weg gebessert haben und ersucht den 
Amtsvorsteher der wegeimterhaltungspflichtigen Gemeinde, eine be- 
zügliche polizeiliche Auflage zu machen. Der Amtsvorsteher holt sich 
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dafür Rat beim Landrat; der Gemeindevorsteher, der die Gemeinde zur 
Verl esserung nicht für verpflichtet hält, holt sich auch Rat beim land- 
rat (vergl. die Ausführung über die Abhängigkeit der Gemeinde« 
-Vorsteher vom Landrat) und ergreift das Rechtsmittel. Der Landrat 
entscheidet dann den Prozeö als KreisausschuSvorsitzendcr, den er 
selbst von zwei Seiten instruiert hat 
I Solch Verfahren kann geradezu zur Farce virerden. Es versteht sich 

von selbst, daß ein Verwaltungsgerichtsverfahren nur dann den Idealen 
eines Gerichtsverfahrens entsprechen kann, wenn die Klage gegen po- 
lizeiliche Verfügungen vor ein Gericht gebracht wird, das von der Ver- 
waltung unabhängig ist. Das aber will die preußische Verwaltung 
gerade vermeiden. Die Beeinflussung der Gerichte durch die Ver- 
waltung erscheint der Reaktion als ein erstrebeacwerles Zlell Wären 
unsere Zivilgerichte für Verwaltungsstreitigkeiten zuständig, und wäre 
damit vor allem der Landrat, der politische Beamte des Ministers, aus 
dem Verwaltungsgericht erster Instanz entfernt, so wäre es unmöglich, 
in die Verwaltungsgerichtsbarkeit politische und andere Nützlichkeits- 
momente hineinzubringen. In Preußen wird hierbei immer betont, daß 
das Zivilgericht die Verwaltungsprobleme nicht lösen könne. Dieser 
oft gehörte Einwurf ist sehr interessant. Er beweist, ilaß mau glaubt, 
in die lichtscheue Verwaltimg nicht das hellere IJcht einer amtsgericht- 
lichen Judikatur tragen zu können. Manche mündliche Verhandlung 
über die Bedürfnisfrage in Schankkonzessionssachen dürfte allerdings, 
wenn der Antragsteller Sozialdemokrat ist, vor dem Amtsgericht anders 
ausfallen, als jetzt vor dem Kreisausschuß. Manche landrätliche Ver- 
fügung an den Gemeindevorsteher oder Amtsvorsteher würde anders 
aussehen, wenn auch nur die Möglichkeit bestände, daß sie zur Ver- 
handlung bei einem preußischen Amtsgericht kommen könnte. Am 
schlimmsten sind bei der Kreisausschußjudikatur die kleinen Städte ge- 
stellt. Sie müssen vor den Kreisausschuß, ein nicht selten rein land- 
wirtschaftliches Kollegium, die Einsprüche gegen ihre Straßcnfiucht** 
linien bringen, und die Folge ist, daß der Landrat ihnen auch noch in 
diesen Teil ihrer städtischen Angelegenheiten hineinredet. Die anderen 
Mitglieder des Kreisausschusses bringen für diese Materien zuweilen 
nur den durch keine Sachkenntnis getrübten Blick mit 

Wagt es nun jemand, etwa gegen die Entscheidung des Kreis- 
ausschusses die höhere Instanz anzugehen imd sich an den Bezirks- 
ausschuß zu wenden, so versucht vielfach der Landrat eine Beein- 
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an den Bezirks- 
Beraumt, wie es viel- 
lävl^f'clg|i^4|lf-''^(^ennin an Ort und Stelle an, 

^l^r"^9i'H'^"***^^^'^'^'^ ^""^ überzeugend 
Sb&Sifi H|^ftB^rbares Verfabren, das kein 

ifrB: BKtftkSlSSi^^sitzende steht oft stark unter 
i^L-ilM'iPi|l|| B'Üliji'iil letzterer tiat die Berichte 
IJMiS^ffiBoBüGStzer des Kreisausschusses in 
MS^CS^^v^B'B^'^ selten die darüber er- 
t6B iS^StB'^'Wingsgerichts kennen. So ist 
P^Vflg^^lfgies in der Praxis meist die 
*'W^M|i4i^fi^° Sache oft schon Stellung 

(wfl l'SlwtSfWsgericht sehr viel unpartei- 
d^3iS)»(^S^OS/ll!')tung3gericht, das sich Kreis- 
|frwC4 W'^N^K^fwC^^^^b'^^'^^ B*i*^ Gerichts- 
t-SteRc^w^i^sM-^ch auch Teilnahme an der 

*J®b^lf^^^b!^j^b.\ing kann dadurch nicht ge- 
b^r^CÜ«sei^(üKngssachen wäre bei unseren 

^^^^Bi||«^9j^£iictit so wichtig, daS er des- 

^als Kreisverwallimgsbehörde 

|giErt€||fiaftsstelle bewährt hat, wie 

.,?fl'«'^« Grol^rundbesitzes durch 

Eü^^£efie^^i£ Volkes gearbeitet, darüt>er 

;G^4o><'w(^^(>^l^^it^l6 Gemeinden, Einteilung 
'^'raE^fP^^w'^F^^' ^^^ °'^ fortan die Losung 
^H^^i^tSdeEb^^ '^^'"'^^ nicht, wie die Fran- 
"^^^^^^^^'H^^ °^'^^ Flußläufen und Bergi- 
r^^sl&T^ä'Shi^^^r Gemeinde gefährlich wer- 
D^!l^^>t^|ü^ä)if|>kean Verwaltuugsideal. 



In der Verwaltimg der Großstadt tritt das Problem der Masse hervor, 
m der Selbstverwaltung sowohl als auch in der Polizei. LäSt sich dodi 
nicht verkennen, daß die ganze Steinsche Gesetzgebung für Städte be* 
rechnet war, in denen niemand ahnte, welche numerische und räum«» 
liehe Erweiterung, welche technische Komplizierung diese Gemeinden 
erfahren würden. Die demokratische Selbstverwaltung beruht auf dem 
Gedanken, daß die Bürger, die zu ihr herangezogen werden, die Bürger- 
schaft und die Lokalverhältnisse kennen, mit sämtlichen städtischen 
Einrichtimgen vertraut sind und auch die technischen Einrichtungen der 
Sladt in genügend « sachverständiger Weise beurteilen können. Die 
heutige Großstadt hat alles längst so kompliziert, daß Personal-, Lokal« 
imd technische Kenntnisse für den Stadtverordneten der Großstadt zum 
Problem geworden sind. Die großen fluktuierenden Menschenmassen^ 
die unsere heutige Großstadt bewohnen, die riesige Ausdehnung, die 
die meisten Städte von über 100 000 Einwohnern mit Villenvierteln imd 
*kolonien haben, die technische Vervollkommnung unserer Elektrizität»* 
werke, Gasanstalten, Schlachthäuser, Straßenbahnen und Schulen be- 
reiten der Selbstverwaltung der Großstadt Schwierigkeiten, die auf dem 
Boden der bisherigen Verwaltung nicht zu lösen waren. 

Das Revisionsrecht der Stadtverordneten gegenüber der städtischen 
Verwaltung kann in der Großstadt nur zu leicht zu einem mehr tor^ 
mellen werden. Das ergibt sich schon von selbst daraus, daß zwischen 
dem Magistrat und den Großstadteinrichtimgen überall verantwortliche, 
technisch ausgebildete Betriebsleiter stehen. Diese Betriebsleiter, 
Schulräte, Schlachthofdirektoren, Wasserwerksdirektoren sind zunächst 
verantwortlich, und es ist dem Stadtrat, dem sie unterstellt sind, schon 
schwer genug, über sie die notwendige Aufsicht auszuüben. Noch viel 
schwieriger ist dies den Stadtverordneten. Wenn auch für sämtliche 
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llBllnlo'wE>*B>Riis||ltveroTdneten bestehen, 90 
9lt?^il^Sl8f'^''R^M'^'°^^^^''^ ^^^ Betriebe 
otIS^^^^^^I^^^'^'^^" Stadtverordneten, 
I SjtS^^Bifli W'S A^ci'^i^ S^' keine Kenntnis 
R^Hil))gg>%i&^caftSpnb Folge ist, daQ die Kritik 
^ fil|ifB^w4a T— ^^^^^'^^ ^''''^ indem die not- 

^4||fA£6S«8<^aiHi^,vielfach auch nur um den 
'""*■— * ^;m Magistrat wieder wird 
Jiter und Dezernent be- ' 
ii'nictit gesagt werden, daH 
ii^r in emplindiicher Weise 
p£^erwaltung ist doch nicht 

i^^i^llungbringen des Willens 

i^nüBt^|i3|MiM,^ Sell)stverantwortlichkeit 
i^^:^ti3tujpC^pa^ Straßenbahn, Gasanstalt, 
^Es|,telE£f B^BiSE :£e^EG«Eicht8punkte betrachtet 
!'^^FC€S>^Kl^>S^^S^^pQ8se zu verschalfen, wäh- 
^^^i*^^*^^^^*^ Bürgervereine (iber Gas^ 
!#^^^S^^3f7b^piSeiS^o beweist diese Tatsache, 
ii§£^^j^^g^^^2G||: Großstädte den Gedanken 
»aI^^C^^^iJ%C|^^b Verwaltui^ nahezu aul- 
^i^i%^^S'vlliS^^'^^^ Großstadtbürgerschaft 
■ ■" ' " """"^&i5^<i^»Eüinuß auf das städtische 
'oig hebt immer wieder mit 
^:viel bureaukratischer zu- 
jP^^^'^^i^^^^tw I^Bcbteile zeigen sich im 
Pi^ij^li£[^t^^^ allem auf Kenntnis der 
^'S^C^^^ejKä'lli^i^se an. 

^^P^iii!^^^i)'^^$'^^^^^°' <^^ ^^"'^ schließlich 
sSig^^Ä^^^it^^^iül^Bn Schutzmann halten, weil 
jwg^^^^i^ei^Si^D^riDn, Bezirlcsvorsteher und 
~ pgwierig und zu minder- 

^körpers versagt da in 
1 bureaukratisch arbeitet, 
pressantesten ist die groß- 
Mi^^^^^^^:äl^e:tea von jeder Kritik und 
^^"tlg^H^äifK^tSiSinwenden, daß die Polizei 
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etets im Namen des Königs gehandhabt werde. Sie ist das älteste Recht 
der Gemeinde; von der Gemeindeverwaltung nicht zu trennen und von 
der Gemeinde zu bezahlen. In der Kleinstadt findet deshalb mit vollem 
Recht eine gewisse Einwirkung der Selbstverwaltungskörper auf die 
Polizei stalt, die sich gesetzlich ja allerdings nur bei Anstellungs- und 
dehaltsfragen wirksam äußern darf. In der Großstadt ist der tech- 
nische Leiter der Polizei gewöhnlich allmächtig, und die Einwirkung 
des ihm übergeordneten Magistratsdezementen auf ihn oft verhältnis- 
mäßig gering. Es zeigt sich hier wieder das System d6r allmächtigen 
Betriebsleiter, wenn man so sagen darf, dem wir schon bei den tech- 
nischen Betrieben der Selbstverv^'altung begegneten. Aus dieser Si- 
tuation ergeben sich vielfach die bedauerlichen Mißstände bei der poli- 
tischen, der Kriminalpolizei und Sittenpolizei. Die Kritik durch be- 
rufene Organe der Bürgerschaft unterbleibt, imd die Kritik der öffent- 
lichen Meinung ist unzutreffend und unzulänglich, weil infolge der Ge- 
heimhaltung des ganzen Geschäftsverkehrs die genaue Kenntnis ganzer 
Verwaltungszweige fehlt. 

Die Großstadt ist also durchaus nicht das Ideal der Verwaltung imd 
Selbstverwaltung. In der Großstadt ist die Tyrannis der Dezernenten. 
In der Großstadt besteht für alles ein unübersichtlicher, zentralisierter 
Verwaltungsapparat, der oft riesengroß ist und für den eine Stadt- 
verordnetenkritik fast unmöglich wird. Das Ausland löst das Problem 
der Verwaltung der Großstadt vielfach durch die Schaffung von Zweck- 
verbänden. Wir wollen dieser Frage im folgenden nähertreten. Wenn 
man unseren Landgemeinden die Kultur der Großstadt gönnen wollte, 
wenn sie wirkliche Selbstverwaltung erhielten und vom Kreisausschufi 
befreit würden, wenn sie zu großen, leistungsfähigen Verbänden zu- 
sammengeschlossen würden, dann hätten sie sofort dieselben Verwal- 
tungsaufgaben wie die Städte, und dann wäre eine Aufteilung nach 
wirtschaf Hieben Gesichtspunkten möglich mit sorgfältigen Verbindungen 
und Zusammenlegimgen dort, wo wirtschaftliche Zwecke dies ratsam 
erscheinen lassen, ohne Ausplünderung, wie dies das heutige Zweck- 
▼erbandsgesetz zuläßt, ohne Zwang und ohne Vergewaltigimg. 

Dafür aber ist eine Prüfung der wirtschaftlichen Lage der Gemeinden 
nötig. Der Kampf des Lebens gilt für die Gemeinden so gut wie für 
die Einzelwesen, und jede Kommime betreibt ihre besondere Kom- 
munalpolitik. Bei mancher besteht sie allerdings darin, daß sie sich 
vom Verkehr fernhält, an sozialen Einrichtimgen spart und ernstlich 
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pud keine Schulden za 
7ldevor8teber, die der An- 



" ^ä*i;f^rÄiJiti#M( 

%[i:ff&n^lSA*a'^|«^M^il|ä^^enbalm, denn durcti den 
^iff^Jfcg^^lliegen die Arbeitslöhne. 
hSi^t^KCS rS^j^ldanke zugrunde, daß die 
pfi IfifiSSTfiBbCä Oft Interesse gewisi 



gewisser Teile 
1 Lande sorgt das Drei- 
-^b^indeeingesesseneo, tkach 
iWj^stimint, meist die wirtr 
k$pf^indebeschlUsse, in denen 




Kj^perhältnisse sind so klein, 

feinend kein Anlaß ist 

Sliandgemeinde, der Mittel- 

gin kleiner Kreis oder ein 

^n die kommunale Situa- 

l^ji^Jagen, wie sieb die Bürger- 

pÜS^ürgerschaft hat und wo 

Silitik liegen müßten. Man 

* von mancher Mittelstadt, 

jsrstadt, oder eine Hand- 

^Wirtschaft der Umgegend, 

^prozentual die einzelnen 

1 der Stadt verzehrt wird, 

S^ Gruppierung der Berule 

I Gemeinde von den lo- 

t^7'S?!^*'^|^^'^^^|i> ^^ Industrie bringt für 

'""" ""gij^cgr^ider Erhöhung des Schul- 

" ~ daß alle diese Ermitt- 

Inalpoiitik sein ' müßten, 

[iterkerstadt des deutschen 

_ _ ite der Gilden das Stadt- 

!^^%*^iy|jehmachergilde kerne Auf- 

Sg^ hatte, brachte der Gilde- 




meister dies vor mit dem Antrage, die Stadtknechte in neue Rüstungen 
zu stecken, und es wurde dann für und wider debattiert, ob der Stadt- 
säckel und das Gemeindewohl eine solche Bevorzugung einer einzelnen 
Zunft vertragen könne. 

Statistische Vorbereitung you Reformen. 

Wir haben es in der Gegenwart nicht mehr mit so einfachen Ver- 
hältnissen zu tim. Selbst wenn wir unsere Staatssteuerrolle und unsere 
Einkommensteuerdeklarationen als durchgehends richtig annehmen 
wollen, so ist doch schon aus diesen Listen mit ihrer rohen Unter- 
scheidung in Kapital, Gnmdvermögen, Handel imd Gewerbe, gewinn- 
bringende Beschäftigung, der Ueberblick über die Quellen, aus denen 
das Einkommen der einzelnen Bürger hervorgeht, nicht ganz leicht zu 
erhallen. Diese Quellenübersicht ist aber geheim, und es versteht sich 
von selbst, daß bei dem scharfen wirtschaftlichen Konkurrenzkampfe 
niemand gewillt ist, freiwillig für statistische Enqueten zugimsten 
exakter Wirtschaftsforschimg noch mehr beizutragen. 

Hier öffnet sich den statistischen Aemtem, die bisher nur in, einigen 
Dutzend deutschen Großstädten existieren, ein weites Feld der Tätig- 
keit. Diese statistischen Aemter sind vorläufig in mancher Beziehung 
leider nur zu sehr die dienende Magd der übrigen Stadtverwaltung. Das 
statistische Amt wird meist zu. den Vorbereitungen der Reichstags-, 
Landtags- und Stadtverordnetenwahl herangezogen; es macht überall 
die Zählungen, die vom Staat und der Stadt veranstaltet werden; es be- 
arbeitet die Verwaltungsberichte, verfaßt in manchen Orten auch die 
Zeilungsberichte aus der Verwaltung für die Aufsichtsbehörden und das 
Publikum, versieht die Lokalpresse mit Nachrichten über die Ver- 
waltungstätigkeit, bearbeitet die Jahresberichte einzelner Geschäfts- 
stellen und stellt in einigen Orten die Urlisten der Schöffen und Ge- 
schworenen auf. Alles dies sind städtische Arbeiten, die selbstverständ- 
lich notwendig sind und bisher auch schon gemacht werden mußlen, 
für die aber nicht eine nationalökonomische Durchbildung derjenigen 
Personen notwendig ist, die sie vornehmen. Liegt doch der Wert sta- 
tistischer Untersuchungen nicht in der Zahlenzusammenstellung, son- 
dern in der Verarbeitung des Materials, in der Aufstellung von Richt- 
linien für diese Verarbeitimg und in der Vergleichung gleichförmiger 
Erhebungen. 

Trotz der Belastung mit städtischen Arbeiten der oben angedeuteten 
Art haben unsere statistischen Aemter in den Jahren ihres Bestehens 
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ä|^«?QäW(vttiiSEA Hii&'ese noeh neue Einricbhing 
|£^Sil^&;t^g|im||^a8teii Art geleistet Ueber 
5ÄiS.''S:.?ftü«ft,g(g|||^besondere die ErmitU 



|_Qi|S^8tAiKtSftA-i(§der Scbulstatistik, in der 



ur^^- - - Ja'*^^ li » fift Ifl |iC8abrt, der Todesursachen, 
^aUijlf&^^ll'fff Lebensmittelpreiae, der 
^r^ltlvllf §1 Hf IIR'' Sparkassenstatiatik, der 
IjSnäÜl^P^fei^feN&tten vor, und docb scheint 
ßgl Jfcf^S^ft^^l^nAaHig zwischen kommunaler 
£|-Si'l^'34|lM4^!ffti'€?'^^^^<* wertvoller vor allen 
^B!aj£lir||if|fk@i£ in Verbindung mit Br- 
'^S^äA-^^9|]|^fi fordern. Erst dann ist 
_-*. .^.^ m» aü^ verschiedenen Schichten 
;lich, und erst dann sind 
Interessen wahrnehmen 
der Steuerpolitik und in 
t^ 1^ die städtische Verwaltung 







lüi^i aber die Frage der 

'l-lösen können. Die 

^cbe Aemter einrichten, in 

_ ter Städte verarbeiten, und 

^^iständige Gemeinden auf- 

E^tteh bestehen könnte. Die 

^Helang mindestens ebenso 

jEcgli bei uns in den einzelnen 

^^pt^us der Erfahrung Gnmd- 

Msi-S^aEnSäE^iii^ien ein Gemeinwesen am 

l'^i^sSit^'f^VerbiDdung mit einem be- 

'^t^gS^cl^ehligung der Berufs- und 

|»b^C|gi^I^er lokalen Industrie und 

'P'a^S^^'^'NI'Br, gedeihlicher Entwick- 

tacb mUJJten dann Berich- 

ö^^Ü^cInden und Grenzberichti' 

K^^^^ii^Wirlscbaftskörper, der zu 

"*^*^TfteJiat, wie jede andere wirt- 

_. '^^ ^^ Gemeinde ebenso be- 

^!^|^»^^ö£titz ist Die richtige Aus- 

■¥■■*■■»■ * •»• 



dehnung ist für sie eine Lebensfrage. . Diese Ausdehnung aber — und 
das ist das Schwierige — muß nicht nur nach den äußeren Grenzen be- 
stimmt werden, sondern auch nach der Zahl und der Erwerbs- und Be- 
rufssfatistik der Bewohner. Der ganze Urbanisierungsgedanke, den 
Unterschied zwischen Stadt und Land immer mehr aufzuheben, würde 
die schönsten Fortschritte machen, falls Zusammenlegungen von Stadt- 
und Landgemeinden stattfänden und in ausgedehntestem Maße Städter 
und Landleute zu gemeinsamer Kommunalpolitik gezwungen würden. 
Mit einem Schlage wäre dann etwas abgetan, was uns bisher unend- 
liche Schmerzen macht, das ist die Eingemeindungsfrage, diese Frage, 
die in so vielen Städten das kommunalpolitische Leben verdüstert. Die 
Städte schluckten keine Vorortgemeinden mehr. Das unwürdige Markten, 
Feilschen der Städte mit der einzugemeindenden Landgemeinde hörte 
auf, die Versuche, die Gemeindevorsteher und die anderen Organe zu 
bestechen mit „Entschädigungsgeldem für Verminderung ihres Wir- 
kungskreises". Eine allgemeine Umgemeindung nach wirtschaftlichenr 
Gesichtspunkten, nicht nach Machtfragen, würde einsetzen. Daß das 
keine Utopien sind, beweist doch die Erinnerung daran, wieviel Energie 
letzt für Eingemeindungsbestrebungen nutzlos verloren geht 
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Die Grundzüge für die Demokratisierung 
der inneren Verwaltung im einzelnen 



Die neue Großgemeinde 

Annenwesen. 

Am meisten profitieren würde von einer zweckmäßigen Einteilung 
in leistungsfähige Gemeinden die Armenpflege, lieber ihre Ver- 
besseriuigsbedürftigkeit hat Hirsch in seinem grundlegenden Werke 
„Die Aufgaben der deutschen Gemeindepoliilik nach dem Kriege" sich 
eingehend geäußert. Alle Schriften über Armenpflege, alle Verbesse- 
rungsvorsichläge lassen erkennen, daß eine eingehende Geschichte des 
Armenwesens der deutschen Stadt im Mittelalter nicht zu existieren 
scheint, man würde sonst längst den wunderbaren Zirkel gefunden 
haben, daß das Elberfelder System im Mittelalter schon einmal be- 
standen hat. Richtig ist ja, daß sich die Anschauungen über die Ur- 
sachen der Armut im Laufe der Zeit sehr gewandelt haben. Durch das 
Gesetz von 1909 ist dem modernen Gedanken, daß die Armut nicht auf 
«inem Verschulden des Armen zu beruhen braucht, weitgehend Rech* 
nimg getragen. Aber Hirsch macht mit Recht darauf aufmerksam, daß 
in Preußen ein Staatsbürger, dessen Familienangehörige im Verlaufe 
des der Kommunalwahl vorangegangenen Jahres in einem städtischen 
Krankenhause behandelt sind, selbst dann seines Gemeindewahlrechts 
verlustig geht, wenn der größte Teil der gestundeten Kurkosten all- 
mählich abgezahlt ist. Einzig und allein der Umstand, daß er noch 
mit einem Rest im Rückstande geblieben ist, genügt, um seine 
Streichung aus der Wählerliste herbeizuführen. (Hirsch a. a.O.S. 44.) 
Ein anderer bedenklicher Mangel der Armenpflege ist die Schreiberei. 
Das Reichsgesetz über den Unterstützungswohnsitz ist äußerst kom- 
pliziert durch landesrechtliche Ausführungsbestimmungen. Der Krieg 
hat uns, wie Hans Maier in der „Frankfurter Zeitung" vom 4. Januar 
1918 (Nr. 4) ausfiihrt, gelehrt, daß es das einzig vernünftige wäre, aA 
Stelle des Unterstützungswohnsitzes den Aufenthaltsort die Kosten der 
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Armenpflege tragen zu la^en. Starke Ersparnisse an Verwaltungs« 
arbeit und Verwaltungskosten würden sich, so führt der Frankfurter 
Armenpflegedezernent aus, durch eine solche Reform erzielen lassen« 
Bei größeren Armenverwaltungen bestehe die Haupttätigkeit einer 
stattlichen Zahl von Beamten in der Ermittlimg des Unterstützungs- 
wohnsitzes und in der Durchführung der Ersatzforderungen. Eine 
erhebliche Zahl von Verwaltungsprozessen käme in Wegfall, die Ver- 
waltungsgerichte würden entlastet, und das Bundesamt für das Heimat- 
wesen könne aufgehoben werden. Hier zeige sich eine Gelegenheit, 
die für die Zeit nach dem Kriege allseits für erforderlich erachteten 
Ersparnisse an Verwaltungskosten in erheblichem Maße zu erproben. 
Bedenken könnten nur entstehen durch die wahrscheinlich zu erwar- 
tende Abschiebung von Bedürftigen durch kleine Gemeinden. Maier 
will dieser Abschiebung begegnen durch Verteilung der Kosten auf 
größere Armenverbände, will die Kosten der geschlossenen Armen>- 
pflege den großen Verbänden ganz übertragen, also den heutigen Land- 
armenverbänden, hinter denen in Preußen die Provinzen stehen. Die 
Sozialdemokratie schlug früher ein anderes, noch radikaleres Mittel 
vor, das war die Uebernahme der Armenpflege auf den Staat. Die 
Aufgaben des Staates sind nach dem Kriege so gewaltig, und vom 
Staate wird nach dem Kriege so viel verlangt werden, daß der Vor- 
schlag, der Staat solle die ganzen Armenlasten für alle Gemeinden 
übernehmen, unmöglich aufrechterhalten werden kann, und übrigens, 
wie Hirsch zeigt, auch nicht aufrechterhalten wird. (Hirsch a. a. 0« 
S. 67.) Bleibt aber die Armenlast bei den Kommunalverbänden, dann 
ist es ja ein Unsinn, daß eine jede Stadt von größerem Umfange ganze 
Bureaus hält für die Bearbeitung von Prozessen, um ihre Auslagen 
zurückzuerhalten, die sie für nicht mit dem Unterstützungswohnsitz 
begabte Einwohner hat machen müssen. Das einzig Richtige ist dann, 
daß die Aufenthaltsgemeinde dauernd verpflichtet ist, und diese wird 
auch durch die Abschiebung kleiner, nicht leistungsfähiger Gemeinden 
nicht mehr leiden, wenn solche kleinen, nicht leistungsfähigen Gemein- 
den, solche Blutegel, die die Großstadt aussaugen, überhaupt nicht 
mehr existieren, sondern das Land in lei/stungsfähige, wirtschaftlich 
selbständige Gemeinden aufgeteilt bzw. die bestehenden Gemeinden 
zu derartigen Körpern überall abgerundet sind. Man sieht, wie not- 
wendig auch vom Gebiet des Armenwesens aus gesehen diese Reform 
ist Andrerseits erhtdten wir durch die Betrachtung dieser Frage Ge- 
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einer Weise Aufgaben der Gemeindeverwaltung geworden, wie ßich 
das vor dem Kriege kein Mensch hätte voratellen können. 

Emährungsamt. 

Massenspeisungen in dem Umfange, wie sie im Kriege vor«- 
genommen werden mußten, waren vollständig neu. .Fiir Landaufent- 
halt von Schulkindeni hat man auch schon früher gesorgt, ihn aber nie- 
mals in diesem Umfang und auf so lange Zeit planmäßig mit großen 
Organisationen durchgeführt Hier aber, was Massenspeisungen und 
Schulkindemufenthalt auf dem Lande angeht, zeigt sich sofort wieder 
die Notwendigkeit engerer Verbindung von Stadt und Land. Weit- 
blickende Stadtverwaltungen erwerben immer mehr ländlichen Grund- 
besitz, richten Viehwirtschaften und Molkereien ein, um in der Liefe- 
rung der wichtigsten Nahrungsmittel unabhängiger zu sein. Selbst 
Konsumvereine, also die Konsumentengenossenschaften selbst, erwarben 
Rittergüter. Um so vernünftiger ist dies von den Stadtverwaltungen. 
Sie werden für die Massenspeisungen ganz anders disponieren können, 
wenn sie Selbstversorger sind, und das Problem der Ernährung der 
Schulkinder auf dem Lande braucht dann nicht erst immer in Ost- 
preußen gelöst zu werden. Hätten wir eine andere Politik gehabt und, 
statt die Bauern im Kreistage gegen die Städte aufzuhetzen, was so 
mancher Landrat für seine wichtigste Pflicht hielt, seit Jahrzehnten 
innige Verbrüderung zwischen Stadt und Land angestrebt, überall länd- 
liche Bezirke den Städten, die derselben bedurften, zugelegt, ländliche 
Besitzungen im städtischen Eigentum, Städter zu großem Prozentsatz 
im Besitze ländlicher Gnmdstücke, dann hätte in den Städten niemals 
diese Nahrungsmittelknappheit entstehen können, die entstanden ist, 
dann wären Hunderttausende satt geworden, die jetzt haben hungern 
müssen, dann hätten sich die Städte die Vorräte für ihre Massen- 
speisungen nicht mit Lug und Trug anzuschaffen brauchen als Saatgut 
und im Schleichhandel; dann wären nicht durch falsche Aufbewah- 
nmgsmethoden so ungeheure Mengen der wertvollsten Nahrungsmittel, 
die eilig zusammengekauft werden mußten und unzureicht^nd unter- 
gebracht wurden, verdorben. Es wäre dann noch viel selbstverständ- 
licher gewesen, die Lieferungsgebiete an die Städte heranzulegen, statt 
alle Nahrungsmittel möglichst spazieren zu fahren. Auch die Unter- 
bringung der Kinder auf dem Lande wäre dann sehr viel leichter ge- 
wesen, billiger, einfacher, schmerzloser. 
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Gerichtsbarkeit der Landräte. Geschaffen werden muß in jeder Ge- 
meinde ein paritätischer Arbeitsnachweis, der interlokal arbeitet. Jedea 
Gemeindetelephon muß dem Arbeitsnachweis dienen, jede Polizei- 
behörde muß für den Arbeitsnachweis mitarbeiten; denn das Wichtigste 
ist die interlokale Vermittelung, die Verbindung mit möglichst viel aus- 
wärtigen Arbeitsnachweisen. Die Sünden der konservativen Parteien 
auf dem Gebiete des Arbeitsnachweises, die jahrzehntelange absicht- 
liche Vernachlässigung dieses wichtigsten Zweiges aller Gemeinde- 
und Staatsverwaltung, schreien zum Himmel. Aus Angst vor der 
Koalition der Landarbeiter, aus Angst vor der Abwanderimg nach dem 
Westen haben die Konservativen in Preußen jede Verbesserung des^ 
Arbeitsnachweises jahrelang nach Möglichkeit zu hindern versucht. 
Auch hier hat der Krieg Wandel geschaffen. Aber der Ausbau des 
Arbeitsnachweises harrt noch seiner Vollendui^g. Erst in der großen, 
vom Kreis unabhängigen Gemeinde, die wahre Selbstverwaltung hat 
imd haben kann, ist ein populärer, paritätisch geleiteter, in allen 
Kreisen der Bevölkerung Fühlung habender Arbeitsnachweis möglich, 
der möglichst viel Beziehungen nach auswärts hat und in Zeiten wirt- 
Bchaftlicher Depression durch interlokale Vermittelung ausgleichen 
kann. Dann brauchen wir keine Wanderarbeitsstättengesetze mehr. 
Ledigenheime aber für die Unterkunft der Arbeiter sollen und müssen 
die Gemeinden bauen, schon um das Kostgängerwesen einzudämmen. 
Was hilft der Bau von Arbeiterkolonien und der ganze Kleinwohnungs- 
bau, wenn in den schönsten Einfamilienwohnhäusern die Zimmer ab- 
vermietet werden. Das Hotelwesen besieht bei uns nur für die wohl- 
habenden Klassen. Das Herbergswesen liegt merkwürdig danieder, 
und es ist höchste Zeit, daß sich die Gemeinde desselben annimmt.. 
Hören wir mit der reaktionären, unfruchtbaren Kreisverwaltung auf, 
die vielfach Unterstützung der Herbergen zur Heimat als ihre Aufgabe- 
betrachtete, so fällt der Gemeinde ganz von selbst diese Aufgabe zu, 
der sie sich viel besser widmen kann, da sie, richtig geleitet, immer 
praktischer, demokratischer und zweckmäßiger arbeitet, als der Kreis. 

Arbeitslosenversicherung. 

Mit Herbergswesen und Ledigenheimen, mit Armenpflege und Arbeits- 
nachweisen zusammen hängt nun eine wichtige Aufgabe, der sich eine 
demokratisch arbeitende Gemeinde nicht entziehen kann, das ist die 
Arbeitslosenversicherung. Die Voraussetzung ist immer unverschul- 
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»mtmwgjft durch tadellos arbeitende 
|)tg^!U|l^fiA.%hweise, feststellea mSL Für 
P.^jpSlwBwli^^'''^ ^^^ solche Aufgabe, 
flB^(W^<durch eine Versicherung zu 
wUpSHWiehineD, eigentlich selbstver- 
^l4hSS{]5#ier für die Unterstützung als 

tV^SIjajlJiArbeitslosen hinzu. (Hirsch, 
ilitik nach dem Kriege", 

l8{44l;|Mff>Ifeiien gemeindlichen Ein- 
M^jpimtie.vielfach nichts anderes, als 
i^Wt9f SiB ^^^^ jetzigen Form Iwstehea 
|f^0|^VlS entsprechen. Es bleibt den 
ft)tt.BsV^&iten Fürso^e zu treffen, da- 
illl^S'^S^tf^''^''^ S"^ funktionierende 

r^S^^^^^^^B Si^eu vor der Berührung 
Ip^t^ÖcSf^iBtionen überwinden und sich 
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asso^iationen zusammenzuarbeiten zum Wohle des Ganzen. Das gilt 
auch von den gewaltigen weiteren Aufgaben, die die Gemeinde- 
verwaltung nach dem Kriege für die Beschaffung der Exis>lenzminima 
der Gemeindeeingesessenen hat Wir wollen das wichtige Problem 
der Ernährung vorerst beiseite lassen und an die Ledigenheimfrage 
ankuüpfend die Aufgaben der Gemeinden im Arbeiterwohnungsbau 
und Kleinwohnimgsbau erörtern. 

WohnungstUrsorge. 

Die minderbemittelte Bevölkerung wohnt in Deutschland in vernach- 
lässigten Häusern der Bezirke, deren Bodenpreise stark gefallen oder 
stark zurückgeblieben sind. Am ärmsten war in Deutschland der Ge- 
legenheitsarbeiter und der ungelernte Arbeiter, Die höhere Schicht 
war der Fabrikarbeiter, der Kutscher, Hausknecht. Alle diese. Leute 
waren durch ihre knappen Einnahmen auf billigeWohnungen angewiesen. 
Da unsere Bauimternehmer aber für das Kleinwohnungswesen nicht 
sehr tätig sind, da sich der Kleinwohnungsbau angeblich nicht lohnt, 
wohnt der kleine Maim entweder in Häusern des Arbeiterbauvereins, 
selten im eigenen Hause, gewöhnlich aber in Häusern zur Miete, die 
ursprünglich nicht für die ärmeren Klassen der Bevölkerung gebaut 
sind, sondern den Wohnzwecken reicherer Bevölkerungsschichlen ge- 
dient haben, ehe der Gnmd und Boden dadurch entwertet wurde, daS 
diese reicheren Familien in andere Viertel verzogen. Sehr stark hin- 
ein spielt hier die Entlastung der Altstadt durch die Neustadt. Tn 
fast jeder aufstrebenden Stadt entstand in den letzten Jahrzehnten ein 
sogenanntes Villenviertel. Dies Villenviertel wird oft unter Benutzung 
einer Anhöhe gewöhnlich an einer anderen Seite gebaut, als an der, 
wo der Bahnhof liegt Das ist die feine Wohngegend. Ihre Park- 
anlagen, ihre Zufuhrwege, ihre Bodenpreise zu heben» betrachtet jede 
Stadt als wichtigste Aufgabe. Um Gottes willen keine Kleinwohnungen, 
keine Arbeiter in diese Villenviertel, das ist die wichtigste Sorge der 
Stadtvertretung. Und doch können die reichen Leute im Villenviortel 
nicht allein wohnen. Sie brauchen mindestens eine Kolonialwaren- 
handlung, einen Bäcker. Ja sie sehen es auch gar nicht ungern, wenn 
ßie Schuster imd Schneider dort zur Hand haben. Früher wurde die 
Frage so gelöst, daß im Villenviertel die Handwerker in die Keller 
kamen. In Berlin sieht man heute noch in reichen Gegenden Keller 
mit Läden und Keller, in denen kleine Handwerker imd Arbeiter 
wohnen. 

Schflcklng, Demokratisierung Preußens. 8 
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4VlR4^i%''S^'^ strenj^er geworden sind 
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nicht gestatlet werden soll. 
>^t;^t der Einfluß des Bauamts 



der Gemeinde von Jahr zu Jahr ein imverkennhar größerer geworden. 
Aus der Baupolizei ist allmählich eine Kunstpolizei geworden. Aus 
der moralischen Unterstützung des Kleinwohnimgsbaues durch die Ge- 
meinde eine Beteiligung städtischer Gelder an diesem Wohnungsbau, 
eine Mitarbeit der Bauämter der Gemeinden an den Entwürfen sehr 
zum Schaden des privaten Bauspekulanten. Die Erwerbung von 
billigem Bauland durch die Gemeinde ist eine Folge der Bestrebungen 
der Bodenreformer seit langem, selbstverständlich als städtische Auf« 
gäbe. Die Gemeinde richtet Wohnungsnachweise ein, WohnungSi- 
kartotheken, schafft Bauland, projektiert Straßen, teilt Bauplätze ein, 
entwirft Fassaden und Bauprogramme, beschafft Baugelder. Kurz, es 
fehlt nur noch, daß die Gemeinde die Häuser baut und eventuell ver- 
mietet. In Zeiten der Wohnungsnot geschieht das auch vielfach. Es 
hat natürlich auch manches gegen sich. Zweifellos das richtige wäre 
es, in einer wirklich demokratisch arbeitenden Gemeinde die Grün- 
dung eines Kleinwohnungsbauvereins obligatorisch zu machen, da- 
durch alle vorfiandenen Vereine, Beamten wohnungsvereine, Arbeiter- 
wohnungsvereine, Kolonien usw., zusammenzuschließen und die Ge- 
meinde selbst etwa in Form der ,.gemischten Gesellschaft" an dieseni 
Verein für Kleinwohnungswesen, der rechtliche Form annehmen müßte, 
zu beteiligen. Natürlich wäre diese Lösung wieder nur denkbar für 
die große, wirtschaftlich selbständige, richtig abgegrenzte Gemeinde 
ohne lähmende Kreisaufsicht Andererseits könnte imendlich viel 
Gutes durch eine solche von der Gemeinde beeinflußte Organisation 
geschaffen werden. Alle die zweifelhaftenrWohltaten, die in Industrie- 
gemeinden die großen Werke ihren Arbeitern durch Kolonienbau zu- 
teil werden lassen, wodurch bekanntlich der Arbeitnehmer völlig ab- 
hängig vom Arbeitgeber wird, würden durch die Gemeinde kontrolliert 
Eine demokratisch tälige Gemeinde muß ganz anders als bisher an 
den gemeinnützigen Veranstaltungen der Gemeinde teilnehmen, in 
erster Linie Sorge für die breiten Massen, in erster Linie Sorge für 
den kleinen Mann, das muß die Parole sein. Die schüchternen Ver- 
suche gemeinnützige Bestrebungen durch kleine Trinkgelder aus den 
Sparkassenüberschüssen zu unterstützen, müssen aufhören. 

Beteiligung der Gemeinde. 

In der Form der gemischten Gesellschaft, d. h. durch große und wirk- 
same Beteiligungen mit Grundstücken imd Kapitalien, muß die Ue- 
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flt'St9l4i'l9 &P^^ ^'^ ^'<^ B° diesen b*- 
'^'^Ti^^Kl^C^ätsanslalt und Elektrizitäta- 
iE^.|fth3äb6%|MivlKHiie Gemeinde das Kranken- 
^^j^iJ&tMgifiiiHii, nicht nur den Kirchhof 
8a^a«^nriQ|'fiO twil verwalten muß, versteht 
ft'S'JrV^^^^^'^^^'^'^'^^' ^^ ^^ Päkalien- 
S'(3^Sf6IS1i'^^S9^^'''*^^'^^> <^^ städtische 
^ ■|'j|||f.Q|B|taa^g>al80 umfassende landwirt- 
l^gH^iffjMie&Pie Sparkassen, Pfaadlirief- 
S^tt^MtuM^^^"^ Pfandleihen kann und 
BtBlS^MO^'^, großen Betrieben, die die 
^S-^3^W'4^^SJ^'^^'^^ besonderem Maße er- 
^e^üSi^^pi^a^itsilh Erfahrungen, Oberleitung 
!|lH^aMeii^i^i|ib¥:tJ9Smeinde notwendig, damit 
^w'S%*Ögäl^€§I^k' Bürger gewahrt bleiben. 
^»^bU.3^SÄ^r|^^^^ so ziemlich jeden B&- 
Ss^i^t^- -^:^^^ie*äleregie Uberaotiimen zu 
B^^^^^^^^^^'^^'*' *^® ^^^ Ansicht sind, 
|ir^S|!irHf^^;|Hi^cli die InitiaUve, tehlen 
'' ^ ii3|:S^fä^ige Betrieb auf die Dauer 
'* '^'^'^'''■^iS em GemeindekoUegium 
^Sr Höhe halten kann, wenn 
-,,.^«P^jg«.j^^^S*ige Kaufleute sind, sich in 
i^^!^^^^^^*^^ Männer gibt es aber 
■•^tigata«^]^;^^^ä3wei'ke und Elektrizitäts- 
^^^n'^ilS^^'S''^'*»*"^ Stadträleo ehrenamtlicli 
If^^'^^t^Ml^S^S^'^^^ ^^^ "^ praktischen 

Jiem Gewerbetrieb oft mehr 
b Stadtverwaltung. Nalür- 
„land arbeiten. Aber dieses 
iS^i|H-^Cßeren Erlogen, als wenn 
I^€:»? „gemischte Gesellschaft", 
X^tt^ ist, wird in den meisten 
M^o^^^aCfii^SitdiSber andrerseili die Inter- 

. .jjf. «jjj. .^, .jj^. .^. .^. 



Beteiligung der Gemeinde ist die Losung. Viele hielten überhaupt 
iie Gemeindeverwaltung schon immer nur für eine Finanzverwaltung, 
und mit letzterer die Aufgaben der Gemeinde für erschöpft. Aller- 
dings ist die Finanzverwaltung bis zu einem gewissen Grade der Kern 
der Sache; aber die Aufgabe der Gemeinde erschöpft sich darin nicht 
Unmöglich wird man Schule und Polizei als einen Zweig städtischer 
Finanzverwaltung betrachten können. Die gewaltige Finanzkraft 
großer, lebenskräftiger Gemeinden zu verwalten imd dem Interesse 
der Massen der Gemeindemitglieder nutzbar zu machen, ist allerdings 
die Hauptaufgabe. Allem voran muß der Gedanke stehen, das auf 
breite Grundlage zu stellen, wofür früher in aristokratischen Zeiten, 
als die Interessen der Stadträte entschieden, nur Trinkgelder übrig 
waren aus Mitteln, die doch zu keinem anderen Zwecke verwandt wer- 
den durften. 

Zuerst kommt also der Arbeitsnachweis und die Arbeitslosen- 
unterstützung. Hier tritt die Gemeinde mit ihren Mitteln nicht nur, 
sondern vor allem auch mit ihrer Arbeit voll und ganz ein. Es ist 
für diese Zwecke gar nicht mal so viel Geld notwendig, wie das Bei- 
spiel der Städte gezeigt hat, die das Genter System eingeführt und so- 
gar noch ergänzt haben. Größer müssen schon die Opfer der Gemeinden 
für Wohnzwecke werden. Auch hier ist der Gedanke des Existem&* 
minimums endlich energisch durchzuführen. Es genügt in der Woh^ 
Bungsfrage nicht, daß man, von bodenrefprmerischen Gedanken aus- 
gehend, von allen Kapitalisten sich nun allein den Bodenkapitalisten 
vornimmt, ihn durch Straßenbaukosten, Wertzuwachssteuer, Grund- 
steuer nach gemeinem Wert und womöglich dreifache Umsatzsteuer so 
lange schröpft, bis das Hausbesitzersein, mit dem noch unendliche Ab- 
gaben für Müllabfuhr, Kanalisation, Wasser usw. verbunden sind, 
jedem denkenden Menschen auf das gründlichste verleidet ist. Nach 
dem Kriege werden wir manchen Rückgang der Werte haben. Unsere 
Wertzuwachssteuer und Grundsteuer nach dem gemeinen Wert paßte 
in den letzten Jahren schon nicht mehr auf manche städtischen und 
ländlichen Grundstücke. Mit der Erdrosselung der Hausagrarier ist es 
nicht getan. Es kommt darauf an, die Gartenhauskolonien und Ar- 
beiterwohnungsvereine, die Gartenstadtbewegungen und Vorortsiede- 
lungen auf eine gesunde finanzielle Basis zu stellen dadurch, daß die 
Gemeinde überall mithilft, mitprojektiert, mitarbeitet, mitzahlt. Die 
Gtmeinde kann Enteignungsrecht erwerben für Grundstücke; sie mufl 
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Ki^'#^lSiit nur tOr Bauplätze, son- 
S|li?4SI^'|W*mdstück8inarkte sehr viel 
ll'O^SyltS^ und der einnuSreichsto 
j^lAfffilEf ^fSieinde, das ist die Losung 
lä'SVstvSh «El keinen Zweck ohne eine 

K**'9^#'A')S^^'^'''^ i^^^ größere Stadt- 
i^il^^^TiiiSiK'"'^'^''^^'^ Hausbesitzern, 
l^ra^'.lnnQB können, ein städtisches 
;|gfd|lS^lDJ^^dbnefaniter zu gründen 
^n W^StS^^uisse allmätilicb zu einer 
^ii^B^''^u^ g}j>(] selbst von Auf siebt»- 
Srnftittttm^aDr bestritten. Wenn man 
'HVSCQvfi^SMlIiP^QB^ Hypotbekenbanken 
AQUIXI^'w*"^ zum Gegenstand ihrer 
^*i9'1@'üj^'dS!^''^^^° ^^^^ '"*' Ausfällen 
'^^^'^^^'^^^^'^ ausschließen, daß dio 
B:j^t^:^Bd§§n, so fragt man sieb alier- 
fe nicht ebensogut von gut- 
[ypothekenbantiei gemacht 
[cS^sse in dan Grenzen der 
stadiische Hypotbekeo- 
idelsicherbeit hinaus unter 
l^und gegeben werden, tflr 
ir und selbstverständlicher, 
^^inlübning der Schätzungs- 
{'■^'^^ so mancher auswärtigen 
'ert wird. 

^^^tSb^^Jli^rbeitslose unterslOtzt und 
^ti^Ju^^r^l^: auuh noch in einer B&- 
l^N^^'^!^^"^ Zentrale des Versiehe^ 
KC&d(Ser^^^Sning bedarf dringend einer 
@!h(^Ä^t^M^>^^rall die Versicherten, trotz 
j^^^fia^^o^* Inständigen Entscheidungea 
^qt!|ra^!£^^paldemokratie in Selbstver* 
^hb^u^a^OSOtl^mt die Bureaukratie zu 
^f^^^dg:!^:^erungsnelmiem imd Ver- 




sicherungsgebem gutbesoldete Aemter zu schaffen, sind die Versiche- 
rungen immer noch ein höchst kompliziertes Gebilde, das man gar 
nicht versteht, wenn man diese politischen Gesichtspunkte nicht 
würdigt. 

Es wäre leicht und einfach bei einer Gemeindereform« die Versiche- 
rungen zusammenzuwerfen, ihre Verwaltung unendlich zu verein- 
fachen und sie in der Hauptsache den Gemeinden anzugliedern; eben- 
so wie die Gemeinde die Arbeitslosenversicherung betreibt, kann sie 
Kranken-, Unfall- und Invalidenversicherung und Augeslelllenversiclie- 
rung betreiben. Hunderte von Beamten imd Gehältern der Landes- 
versicherungen, Knappschaften, Oberversicherungsämter würden da- 
durch gespart. Die Gemeinde aber würde sehr bald dazu kommen, 
neben der Mutterschaftsversicherung auch die Brandversicherung und 
die Lebensversicherung in die Hand zu nehmen, woran die großen 
Gesellschaften jetzt in jeder Gemeinde so viel verdienen. Allerdings 
würden sich in der Gemeindeverwaltung kolossale Werte an- 
häufen, falls sich bei ihr Sparkasse und Pfandbriefanstalt, 
Altersversicherung, Invalidenversicherung, Krankenversicherung, 
Unfallversicherung, Angestelltenversicherimg, Lebensversicherung, 
Volksversicherung und das Betriebskapital konzentrierte, mit 
dem die Gemeinde Teilhaberin ist an Baugenossenschaften und 
Gartenstädten, Arbeiterbauvereinen und Darlehnskassen, Konsum- 
vereinen und anderen gemeinnützigen Genossenschaften. Aber 
die Quote ihrer Beteiligung ist ein Thermometer 
ihrer Demokratie, und man wird künftig auf Städte- 
ausetellungen weniger Villenviertel der Millionäre einer Stadt aus 
Papiermache aufbauen, als vielmehr Statistiken aushängen über Ein- 
wohnerzahlen, Genossenschaften derselben zu gemeinnützigen Zwecken 
und die Beteiligung der Gemeinden an diesen Genossenschaften. Dann 
hat man ertsit ein getreues Bild von dem Grade der Demokratie, die in 
der Gemeindeverwaltung herrscht 

Kredit 

Bei dem Kredit müssen wir noch einen Moment verweilen. Jeder 
weiß, wie gleichgültig den großen Banken, imd es gibt bald nur noch 
solche, die Kreditgewährung an den kleinen Handwerker und Unter- 
nehmer ist, wie unendlich schwer es für den kleinen Gewerbetreiben- 
den, Beamten, kurz den Mann, der keine Wertpapiere und keine Im- 
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mobilien hat, sich Kredit zu verschaffen. Der Bürgschaftskredit bei 
der Sparkasse reicht dazu nicht aus. Die Sparkassengelder sollen und 
müssen nur mit Vorsicht ausgeliehen werden. Die Pfandleihe versagt 
6b micb; denn ihr Verwalter kann beim besten Willen nicht ganze 
Möbellager bei sich aufstapeln. Es bleibt also nichts anderes übrig, 
als das zu beleihen, was gewandte Geschäftsleute schon längst im Wege 
des Sicherungskaufes zum Gegenstand eines komplizierten Vertrages 
machen, das ist die Einrichtung. In den Großstädten verdienen wuche- 
rische Geschäftsleute mit der Beleihung von Einrichtungen in kurzer 
Zeit große Vermögen. Die Einrichtung ist oft das einzige Vermögens- 
Stück des kapitalistisch Schwachen, andrerseits nicht selten durchaus 
genügende Sicherheit. Nun sind im Kriege manche Städte dazu über- 
gegangen, Fürsorge zu treffen, daß jungen Ehepaaren Möbel und Woh^ 
nungseinrichtungen billig beschafft werden können. Andrerseits ist 
auch im Frieden die Entrüstung über die hohen Preise der Möbel- 
außstattungs- und Einrichtungsgeschäfte auf Abzahlung allgemein. Aus 
alledem ergibt sich ein erhebliches Interesse der Gemeinde und ihrer 
Verwaltung an der Wohnungseinrichtung, deren Beschaffung und Be- 
leihung, soweit die ärmeren Klassen in Betracht kommen. Ein Ge- 
meindeinstitut für Beschaffung und Beleihung von Einrichtungen wäre 
in jeder Gemeinde für die ärmere Bevölkerung dringend wünschens- 
wert. Der Beteiligung der Gemeinde bei Vorschußvereinen imd Dar- 
lehnskassen braucht dadurch kein Eintrag zu geschehen. Im Gegen- 
teil ist eine Verbindimg dieser Organisationen notwendig und 
wünschenswert. 

Landamt. 

Arbeit und Geld, Kredit und Wohnungseinrichtungen, Wohnimgen 
und Versichenmgen gegen Unfall und Invalidität, Krankheit und Alter 
und Sterbefall. Damit ist die Tätigkeit der Gemeinde aber immer 
noch nicht beendet. Das Wichtigste fehlt noch: die Beschaffung billiger 
tmd guter Lebensmittel in ausreichender Menge. Wir sprachen von 
den Gemeindegrenzen, und daß sie städtische und ländliche Bezirke 
mit großem Gelände in sich schließen müssen. Wir sprachen davon, 
daß die Gemeinde selbst Ländereien besitzen muß für Rieselfelder, 
Abfallverwertung, Abdeckerei, Molkereianstalten, Schweinemästungs- 
anstalten, Gemüseländereien, Wälder, Forsten usw. Empfehlen würde 
sich imd schon durchgeführt ist vielfach eine vierfache Teilung. Gut- 
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verwaltete Gemeinden^ haben Land, das sie zu Bauplätzen verkaufen^ 
als Schrebergärten und zu Laubenkolonien an Bürger verpachten^ 
selbst wirtschaftlich nutzen, und solches, das sie öffentlichen Zwecken, 
als Gemeindepark, Stadtwald gewidmet haben. Es ist also nichts 
Neues, die Forderung zu erheben, diese Organisation überall einzu-^ 
führen und in jeder Gemeinde auf eine breite Basis zu stellen. Der 
Laubenkolonist und der Schrebergartenbesitzer müssen in der Ge- 
meinde nicht wie der geduldete Armenhäusler behandelt werden, son* 
dern als diejenigen, die durch Rückkehr aufs Land zur Gesundung der 
Nation das wichtigste beitragen. Für jedes nicht mit Grundbesitz in 
der Gemeinde angesessene erwachsene Gemeindeglied muß die 
Nutzung von Gemeindeland ebenso selbstverständlich sein, wie die Be- 
nutzung der Straiie. Hat die Gemeinde erst die richtigen Grenzen, 
dann ist es ihr eine Kleinigkeit, im Wege des Enteignungsrechtes sa 
viel Gelände zu erwerben, wie sie für Laubenkolonien und Schreber- 
gärten nötig hat. Im Leben des Arbeiters und seiner Familie spielt 
diese Nebenbeschäftigung mit der Landwirtschaft gesundheitlich sowohl 
als auch pekuniär eine gewaltige Rolle. Eine ernsthafte Beschäf- 
tigung der Gemeindeverwaltung mit der Frage der Austeilung von 
Land an die Minderbemittelten entweder umsonst oder zu sehr niedri- 
gen Pachtpreisen wird aber dazu führen, das ganze Laubenkolonisten- 
uüd Schrebergartenwesen noch mannigfach zu unterstützen. 

Die Landwirtschaft, die die Gemeindeverwaltimg als solche betreibt, 
und die Landwirtschaft der einzelnen Bürger muß Hand in Hand 
gehen. Wir haben im Kriege erlebt, wie schwer es unter Umständen 
ist, sich Gemüsesamen, Pflanzkartoffeln, Saatkorn zu beschaffen. Die 
von der Gemeindeverwaltung betriebene Landwirtschaft muß vor allem 
darauf eingerichtet sein, daß sie mit diesen wichtigsten Voraus- 
setzimgen des kleinen landwirtschaftlichen Betriebes dem einzelnen 
Bürger dienen kann. Die Düngerbeschaffimg wurde im Kriege gerade- 
zu zum Problem. In der Kunstdüngerbeschaffung ist im Frieden durch 
die Bestrebungen der Landwirte der Handel schon sehr ausgeschlossen 
und der genossenschaftliche Bezug fast ideal organisiert. Selbstver- 
ständlich muß die Gemeinde hier anknüpfen und ebenso für sich den 
genossenschaftlichen Bezug organisieren, wie früher das die landwirt- 
schaftlichen Vereine so ausgezeichnet machten. Was der Kreis für die 
Landwirtschaft tat, Wiesenbaumeisteranstellung, Winterschulen, land- 
wirtschaftliche Kurse, Unterstützung des landwirtschaftlichen Haupt- 
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iSe^T^feSliUlf mßmb^liSiM^' f^cti, besser 
i|r||$itHi^<]%A'^eäl* su diesem 
;^|LtS«WtJi.|i(W'^en, Dünger 



aber allerdings 

Zwecke frei tu- 

\md Anleitung 

Gemeinde, aber noch 



I^H B^|<^jlä^n^|^^S^'^'^'"°£ ^^' kleinen 
if^l^^MrmillSlilndwirtscbaltlichen Betriebe 
|78^S'j¥|^^l€^^'^ ^°^ ^^ Böcke. So bleibt 










[öQglbeschaRung, das wohl uicbt 
HttBllters zu lösen ist durch die 

ler seine Kuh trieb. Wo 

'*l25j^3'i?^ti^8^S^™ "C voraussetzt Auch in 
'*§[.9iH'^SIf«^l& Zi^Se und Schwein Hatz 
.^r notwendigen üi-öße zu- 
_,_. Viehhaltung und Milch- 

kw^Bitte Kubherde Ist notwendig. 
JJ'Söp^Hofgut besitzen, den Musier- 
»tg^a^i^f^u^^^ Stütze der kleinen Lauben- 
^^JeE^vpK^ii^eI^!|£|^aat und DUnger, für Ferkel- 
i^^^i-S^^^sl^^ Hofgute der Gemeinde wird 
ä^ea^^lGt^I^ii^n Mal3stabe betrieben. Von 

^'^^1^^'^^'^^W^^'^'*'^ ^"^ d^ien sich die 
"'—• ■^-"'^pSS^ffi^ besorgen. 

a-Jmiilj^iSSm'^iege Vorbildliches in dieser 
^l§M|;>^i^lEund Butter, KartoUeln und 
I^-ipiiS^^^Sr^C^tionierungsmaßnabmen im 
jä^i|^S^t^^i^^33Siahroen, die im allgemeinen 
•^■iE|sä^3lc:^J^^t aller anderen Nahrungs- 
J^TffiOc^SsE^St^^^^chen, daB diese Getreide- 
^^a:^&I^3^£l^^^|*4m Frieden bleibt Selbst- 
|^ll!§i£*^^^£^^P'^^%^^''°t^^ notwendig. Aber 
Ei?|^^^|$S^:&^iegswucher von dem \neh- 
\%lWS'W^^'^^^^^^^ ^^'^^' ^''^^ Zuteilung 
'^^¥^^^^^^^'^''0^ ^^^ Getreidekriegsgesell- 
[^C^:^C^^|^^i^ucbtigen Vorwürfe erhoben 
[^^^i^ig^lgla^lL^aften. Dringend notwendig 
:^}t^£^[S£i>^32ei||änmunalisieren und die vor- 
^ .^. ""^"'^emeinde anzustellen. Dal 

i^it den Bäckern fiele dann 



fort. Die großen genossenschaftlichen Brotfabriken haben längst er- 
wiesen, wieviel rentabler ein zentraler Betrieb ist. Eine gutgeleileto 
Gemeindeverwaltung wird in zweckmäßig über die Gemeinde verteilten 
Verkaufsstellen das von der Zentralstelle empfangene Mehl zu Brot 
gebacken dann in denkbar bester Form den einzelnen Biirgeru zu- 
führen. In den sozialdemokratisch geleiteten Gemeinden Italiens ist 
längst städtischer Brotverkauf und städtischer Fleischverkauf. Uns 
hat der Krieg gezeigt, daß dieses Schutzmittel gegen den Lebensmiltel- 
Wucher aucn bei uns nicht versagt. Städtischer Fleischverkauf findet 
auch schon im Frieden auf der Freibank des städtischen Schlachthofes 
statt, ist also auch für den Frieden durchaus nichts Neues. Der Aus- 
bau der Freibank zur städtischen Fleischerei, die Eim'iehtung eines 
dauernden Gemeindefleischerladens ist also nichts Neues. Sie ist 
dringend empfehlenswert und leicht möglich im Anschluß an die große 
Landwirtschaft der Gemeinde, mit der ein Viehhandel und Vieheinkauf 
doch stets verbunden sein muß. Solch Gemeindefleischhandel würde 
sehr regulierend wirken auf die Preise in den Metzgerläden, und eine 
wertvolle dauernde Kontrolle des freien Handels bilden. 

Aehnliche Bedeutung wie der Fleischhandel hat die Obstwirtschaft 
der Gemeinde, ein wichtiger Teil der Aufgaben des Landamtes. Der 
Betrieb einer Marmeladenfabrik ist schon in einigen Gemeinden an- 
geregt und durchgesetzt 

Von Jahr zu Jahr hebt sich der städtische Fischverkauf. In der 
schlimmsten Zeit des Krieges hat mancher Oberbürgermeister durch 
Beschaffung billiger Seefische den Einwohnern seiner Gemeinde über 
schlimme Zeiten fortgeholfen. Daß solch Seefischverkauf beizubehalten 
ist, bedarf keiner Ausfühnmg. Daneben aber sind im Anschluß an die 
Landwirtschaft der Gemeinde sowohl als aujch an den Gemeinde- 
schlachthofsbetrieb unbedingt notwendig in jeder Gemeinde öffentliche 
Verkaufsstellen für Brot, Fleisch, Milch und die Erzeugnisse des land- 
wirtschaftlichen Gemeindebetriebes. Daran aber, in welchen 
Qualitäten und Quantitäten und zu welchen Preisen 
alles das in der Geme inde verkauf ssteUe erhält- 
lich ist, wird man leicht erkennen können, wie weit 
die Demokratisierung der Gemeindeverwaltung 
fortgeschritten ist, ebenso, wie an der Beteiligung 
der Gemeindefinanzen an gemeinnützigen Veran- 
staltungen. Das muß fortan das Ziel sein, nicht die Schönheit des 
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städtischen Parkes, der niedrige Steuerzuschlag, der residenzartige 
Charakter des Städtebilde» und was sonst mehr Ziele der Stadtverwal- 
tungen waren. Voraussetzung ist und bleibt natürlich immer die nötige 
finanzielle Kraft, die aber durch geeignete Grenzen und zweckmäßige 
"Wirtschaft sehr viel leichter gegeben ist, als jetzt, wo manche Land- 
gemeinde völlig hilflos, manche Stadtgemeinde auf ein industrielles 
Werk und dessen Blühen angewiesen ist. Daß hier die Stadt oder das 
Industriedorf schon seine Verwaltung nicht demokratisieren konnte 
auf Kosten des einzigen großen Steuerzahlers, verstand sich von selbst 
Daß sich die Gemeinde nicht mit dem, was sie aus ein paar großen 
Betrieben an Steuern herauszog, in größtem Maßstabe an Unter- 
nehmimgen für die Unbemittelten beteiligen konnte, sondern ihren 
großen Steuerzahlern zu Gefallen leben imd verwalten mußte, bedarf 
keiner Erwähnung. Sobald aber die Gemeinde an diesen Betrieben 
beteiligt ist und außerdem noch ihren großen Privatbesitz hat, 
ist die Ausgleichung der Interessen sehr viel leichter möglich, 
der Haushallplan der Gemeinde größer, die Möglichkeit der 
Mitbewirtschaftung der wichtigsten Nahrungsmittel, wie Milch, Fleisch, 
Brot, Eier, Gemüse, Obst sowie die Mitbewirtschaftung des Grund- 
Biücksmarktes, des Kapitalmarktes, des Arbeitsmarktes durch die Ge- 
meinde gesichert. Für jeden logisch denkenden Menschenfreund ist 
die Notwendigkeit der Neuregelung unseres Ernähnmgssystems selbst- 
verständlich. Gleichgültig, ob die gesamte Ernte der Selbstverwaltung 
landwirtschaftlicher Genossenschaften überlassen wird, oder ob die 
Stadt eigene Aemter für die Bewirtschaftung der Ernte schafft, die 
Gemeinde wird immer die Verteilungsstelle bleiben, die Gemeinde 
wird immer zweckmäßig an diese Verteilungsstelle Gemeindebäcke- 
reien anschließen. 

Konsumvereine. 

Aber der Mensch lebt nicht vom Brot allein. Deshalb ist 
die tatkräftige Beteiligung der Gemeinde an der wichtigsten 
Konsumentenorganisation, dem Konsumverein, eine der wichtigsten 
Verwaltungsaufgaben. Die Konsumvereine haben die große Bedeutung 
der Organisation des Konsums im Kriege erwiesen. Wären sie mehr 
respektiert worden, zweckmäßig zu großen Konsumverbänden zu- 
sammengeschlossen, so hätte manches Unheil in der Nahrungsmittel- 
aufbewahrung und -Verteilung vermieden werden können. Durch tat- 
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kräftige Beteiligung der Gemeinden an den Konsumvereinen werden die 
letzteren einen ungeahnten Aufschwung nehmen. Schon vor dem 
Kriege hatten sie Zentralen für den Einkauf. Diese Zentralen bedürfen 
noch des Ausbaues, worin die Gemeinden, die ja auch in der Verwal- 
tung zentralisiert sind, helfen können. So kann es denn Aufgabe der 
Gemeinde werden, dafür zu sorgen, daß die wichtigsten Kolonialwaren, 
Kohlen imd Bedarfsartikel für nicht zu hohe Preise in jeder Waren- 
verkaufsstelle der Gemeinde zu haben sind. Wie hätten das Kohlen- 
syndikat, die Kohlenkontore wirksam bekämpft werden können in 
ihrer Preispolitik durch solche starke, große, mit Gemeinde- 
einlagen reichlich unterstützte Konsumentenorganisationen. Aller 
überflüssige Zwischenhandel verschwände von selbst, und dem 
starken, zentralisierten Großhandel stände ein ebenso starker Kon- 
sumentenverband gegenüber. Die Ansätze sind überall vorhanden. Es 
gilt nur, den Ausbau durch die Gemeinde überall zu unterstützen. Es 
ist oft gegen die Konsumvereine eingewandt worden, daß sie Hunderte 
von Existenzen kleiner Händler und Krämer vernichten, bisher selb- 
ständige Personen, die gezwungen werden, nunmehr als Angestellte in 
abhängiger Stellung tätig zu sein. Dieser Vorgang ist nicht auf den 
Handel beschränkt, sondern ebenso in der Industrie, und wirtschaft- 
liches Naturgesetz, dem man nicht mit sentimentalen Erwägungen ent- 
gegentreten kann. 

Die Aufgabe der Gemeindeverwaltung in der Einwohneremährung 
durch Schaffung von Geld, Arbeit, Kredit, Wohnung, Gas, Wasser, 
Elektrizität, Bauplätzen, Wohnungeinrichtungen, Laubenkolonien, 
Schrebergärten, Vieh, Dünger, Samen, Milch, Fleisch, Brot, Marmelade, 
Kolonialwaren, Kohlen imd die Gliederung der Verwaltung im ein- 
zelnen hierfür in Wohnungsämter, Arbeitsämter, Versicherungs- 
ämter, Emährungsämter, kann nur in großen Strichen gezeichnet wer- 
den. Aber auch so schon zeigt die Darstellung, daß alle diese Aut- 
gaben für die Mehrzahl der gegenwärtigen Gemeinden zurzeit undurch- 
führbar sind, weil das Landratsaufsichtsrecht, die Zugehörigkeit zum 
Kreise, mangelhaftes Wahlrecht auf der einen Seite und der völlig un- 
zulängliche Zuschnitt der Gemeinde in bezug auf Grenzen und Gehalt 
an ländlich und städtisch besiedeltem Gelände anderseits die Er- 
füllung dieser Aufgaben mehr oder weniger unmöglich macht. Hier 
und da erfüllt die eine oder andere gutgeleitete Mittelstadt höchstens 
zum Teil diese wichtigsten Anfordenmgen an die Gemeindeverwaltung. 
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meilenweite Fahrten notwendig. Die einfachsten Vorschriften über 
Hygiene in der Säuglingsfürsorge sind meist nur in der Stadt bekannt» 
Provinzialentbindungsanstalten mit angegliedertem Säuglingsheim kom- 
men seit einiger Zeit dem dringendsten Bedürfnisse entgegen. Aber 
wir erleben hier nur immer wieder dasselbe. Aufgaben, die ur^ 
eigentliche der großen leistungsfähigen Gemeinde sind und sein 
müssen, werden, da die Gemeinde grundsätzlich und überall versagt, 
von den großen Verbänden imd Körperschaften, Provinz, Uni- 
versität, an sich genommen imd bis zu einem gewissen Grade auch 
gelöst. Aber wer kann denn seine Ehefrau bei jeder Entbindung in 
die Provinzialentbindungsanstalt oder in eine Universitätsklinik sen-- 
den? Wie kann die Krankenpflege in der Großstadt, wenn sie auch 
noch so gut organisiert ist, die Krankenpflege auf dem Lande ersetzen 1 
Was hilft es, wenn die Kreisstadt ein^ Badeanstalt hat, und in Hun- 
derten von Dorfgemeinden eben keine Badegelegenheit vorhanden ist?^ 
Die Abwanderung zur Stadt hat ihre guten Gründe in der gänzlichen 
Vernachlässigung des Landes. Diese aber ist nicht so sehr absichtlich 
gewollt wegen der Vorliebe der Konservativen für „dörfliche Eigenart** 
als vielmehr ein Ergebnis völlig unzureichender Gemeindegrenzen und 
völlig ungen4igender Gemeindeverwaltung. Alle wichtigen hygieni-^ 
sehen Aufgaben werden dabei infolge von Mangel an Geld und Mangel 
an Arbeitskraft notgedrungen zurückgestellt. Die Wohnungshygiene 
auf dem Lande steht auf demselben Blatt. Gemeinden mit mehr als 
100 000 Einwohnern müssen jetzt nach dem neuen Gesetz ein Woh- 
nungsamt mit Wohnungsaufsehern errichten. 

Man fragt nicht, wie ist es gesetzlich zu garantieren, daß jeder 
Preuße hygienisch möglichst einwandfrei wohnt, wie schaffen wir 
Schutz für Säuglinge und Räumlichkeit für Erwachsene, sondern die 
großen Städte, in denen allerdings die Verhältnisse vielfach am un- 
günstigsten sind, werden durch ein Gesetz gezwungen, in dem man 
davon auszugehen scheint, daß auf dem Lande die Verhältnisse überall 
ideal sind, was durchaus nicht der Fall ist. 

Wir haben schon davon gesprochen, daß bei uns Dutzende von Be- 
hörden fortfallen könnten, falls wir die Versicherungen zusammen- 
legten, der Gemeinde übertragen imd dann ein Versicherungsamt der 
Gemeinde schüfen. Das Versicherungsamt der Gemeinde muß natür- 
lich mit den Aerzten arbeilen, und dann ergibt sich ganz von selber 
die Anstellung von Gemeindeärzten. Die Verstaatlichung der Aerzte 
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ist eine al*e Forderung, zu der nicht weiter Stellung genommen werden 
soll. Daß die Aerzte von der Gemeinde angestellt werden für die 
Versicherungen, muß dazu führen, daß die Aerzte auch für die 
wenigen nicht Versicherten tätig werden, überhaupt als Gemeinde- 
ärzte. Es wäre das ein kolossaler Fortschritt Uebrigens haben wir 
schon, wenn ich nicht irre, in einem Bundesstaat beamtete Aerzte. Immer 
wieder ist Voraussetzung, daß die Gemeinden richtig herausgeschnitten 
werden. Das Versicherungsamt der Gemeinde würde ganz andere 
Hygiene treiben, als die Krankenkassen und Berufsgenossenschaften, 
die Versicherungsanstalten und Versicherungsämter. Schon jetzt 
findet wegen aller möglichen Leistungen für die Versicherten ein 
fortgesetztes Ringen statt zwischen den Versicherimgsbehörden und 
den Gemeinden. Schon jetzt hat die Gemeinde den größten Teil der 
Arbeit bei der ganzen Versicherung. Daß noch ganz überflüssige, be- 
sondere Behörden bestehen, die viel Geld kosten, findet nur darin 
^seine Erklärung, daß man die Versicherung nicht auf breite demo- 
kratische Grundlagen stellen, daß man sie unter möglichster Ver- 
meidung von Wahlrechten der Versicherlen einrichten wollte. Nach 
dem Kriege, wo wir das Geld für wichtigere Zwecke brauchen, als da* 
mit die Ideen der Demokratie zu bekämpfen, werden wir zweifellos 
dazu übergehen müssen, all die überflüssigen Behörden der Versiche- 
rungsordnung zu streichen, und der Gemeinde, die in der Versicherung 
schon den größten Teil der Arbeit macht, durchweg die Rechte zu 
geben, auf die sie Anspruch hat. Zweckmäßig wird sich das Versiche- 
rungsamt der Gemeinde dann all die hygienische Fürsorge angliedern, 
die für die Erhallung der Volksgesundheit durch Krankenhäuser, 
'bakteriologische Untersuchung^anstalten, Heilstätten, Bäder, Luft- 
bäder, Sanatorien, Entbindungsanstalten, Klmiken, Zanderinstituto, 
Stadien, Fußballspielplätze, Golfplätze, Turnhallen, Schwimmsport- 
förderung, Rudersportförderung, notwendig sind. Wenn erst die 
Krankenversicherung bei der Gemeinde selber ist, dann hat die letztere 
ein noch größeres Interesse an der Kanalisierung, der Reinheit des 
Trinkwassers, der Vermeidung von Hausschlachtungen, dem Bau eines 
hygienisch einwandfreien Schlachthofes, als wenn die Antriebe dazu im- 
mer von außen kommen müssen. Vor allem, was die Krankenhäuser an- 
geht, kann ein Kreiskrankenhaus niemals genügen. Anderseits ist 
wieder die Verbindung ländlicher und städtischer Bezirke hier für die 
Hygiene so äußerst wichtig. Das Versicherungsamt der Gemeinde so 
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mit dem Landamt Hand in Hand gebend, kann ganz anders für die 
Gesundheit der Einwohner arbeiten, als dies je früher möglich war. 
Wir haben bisher eine oft viel bespöttelte Kunstverwaltung des 
Staates. Eine Kunstverwaltung der Gemeinde ist bis zu einem gewissen 
Grade nicht zu umgehen. Die Bestrebungen des Verbandes zur För- 
derung deutscher Theaterkultur gehen mit Recht dahin, den breiten 
Schichten des Volkes und nicht nur denen einiger bevorzugter Groß- 
städte den regelmäßigen Theaterbesuch in angemessenem Umfange zu 
ermöglichen. Wie gering ist der Bruchteil der deutschen Bevölkerung, 
der gute Theatervorstellungen besuchen kann. Wieviel Deutsche gibt 
es, die noch nie ein Werk unserer Klassiker gesehen haben, denen 
selbst die Namen unserer bedeutenden modernen Dramatiker gänzlich 
imbeUannt sind. Wie weit sind wir von einer in die Volksgesamtheit 
wirkenden Theaterkultur entfernt Wie weit sind wir vom Ziele des 
Verbandes für Theaterkultur entfernt, daß jede Vorstellung eine Volks- 
vorstellung sein und jeder am Kunstleben der Nation wirksamen Anteil 
haben sollte. Volkstheater, wie sie Frankreich und Belgien haben, 
sind bei ims fast unbekannt Die freien Volksbühnen sind Ansätze 
dazu. Das „Theater als Geschäft'' wird vom Verband für Theaterkultur 
Gott sei Dank immer mehr gebrandmarkt Die Gemeinde, besonders die 
große, leistungskräftige, finanziell unabhängige Gemeinde, ist imstande, 
sich an Städtebundtheatern und Landschaftstheatem zu beteiligen, 
Winterkammerspiele einzurichten und Freilichtbühnen, Stadttheater zu 
gründen und das Theater überall zu kommimalisieren. Dies wichtigste 
künstlerische Bildungsmittel hat gerade die deutsche Stadt längst in 
seiner ganzen Bedeutung erfaßt und gewürdigt. Auf dem Land und in 
der^einstadt sieht es aber trübe aus. Noch geringer sind die Leistungen 
für Malerei, plastische Kunst und Musik. Selbst bei größeren Städten be- 
schränken sich diese oft auf Beitragszahlungen für Provinzialvereine, 
geringe Stipendien, gelegentliche Zuschüsse zu Konzerten und Aus- 
stellungen. Die große Gemeinde findet hier noch ein gewaltiges Feld. 
Nicht die Unterstützung des städtischen Kunstvereins der Edelbürger ist 
hier die Aufgabe, sondern die Anlegung von Galerien für Gemälde und 
Werke der Plastik, nicht der Zuschuß zu Konzerten und Musik- 
verednen, «sondern die Anstellung von Berufsmusikem, die Veranstal- 
tung öffentlicher Konzerte, deren Besuch auch den Minderbemittelten 
möglich ist Alle Bureaukratie ist der Kunst schädlich. Alle Bureau- 
kratie kann leicht unter politischen Einfluß geraten. Gute Folgen hatte 

Schttcklng, DemokratisieruDg Preußens. 9 
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und in einer, wenn auch nur oft bescheidenen üebung der Kräfte zu er- 
halten. Die Schule soll ergänzt, die geistige Bildung in universeller 
Weise gefördert werden/* (Hofmann, „Organisation des Ausleihe 
dienstes".) Die Lektüre soll selbständige Persönlichkeiten und Cha- 
raktere bilden, soweit sie das kann. Ueber den Parteien stehend, soll 
die Bildungsbibliothek aus allen Literaturgattungen das Wertvolle 
sammeln und jedem Leser das darzureichen suchen, was gerade ihm 
gemäß und förderlich ist Sie soll behagliche Unterhaltung und Ei^ 
quickung dem bieten, der sich von harter Tagesarbeit erholen wilL 
Si& soll den literarischen und künstlerischen Geschmack erziehen; sie 
soll in die Elemente der Wissenschaft einführen und so hoch in ihnen 
hinauf, wie der Leser es verlangt Nur die eigentliche Fachwissenschaft 
soll der Fachbibliothek überlassen bleiben. Die Bildungsbibliothek 
bringt den Leser vorwärts in seinem Beruf, belehrt ihn als Staats- 
bürger und stärkt sein StaatsbewuStsein. Das sind die Ziele, die die 
Fachleute Hof mann imd Nörrenberg der Bildungsbibliothek gesteckt 
haben, und Mehlich hat darin recht, daß diese Bildimgsbibliothek die 
erstrebenswerteste Form der volkstümlichen Bücherei ist Es gibt ver- 
schiedene Richtungen der Volksbücherei, aber alle sind darin einig, 
daß eine große Bücherei die Einzelbibliotheken möglichst zusammen- 
fassen, und da& sie vom Selbstverwaltungskörper getragen werden 
muß. Das aber kann nur die leistungsfähige Gemeinde sein. 

Mit der Aufgabe der Gemeinde, öffentliche Bibliotheken zu unter« 
halten, wären wir schon bei der Aufgabe der Gemeinde, für Bildung 
zu sorgen, angelangt und bei dem wichtigen Kapitel des Schulwesens. 
Nirgends liegen die Aufgaben so schwierig, wie auf diesem Gebiete. 
Die amerikanische Schulkommission, die vor mehr als zehn Jahren 
Preußen bereiste, und dann in Amerika einen für das preußische Schul« 
wesen niederschmetternden Bericht herausgab, wir hätten streng ge- 
gliederte Stände, und jeder habe sein eigenes Schulsystem, ein Bericht» 
der unser Kultusministerium so ärgerte, daß seitdem ohne Regierungs- 
erlaubnis kein Ausländer mehr in eine preußische Schule hineindarf, 
jene amerikanische Kommission hatte durchaus recht Die dringendste 
Forderung ist deshalb die nationale Einheitsschule. Aber es gibt noch 
viele andere demokratische Forderungen für die Schule, die ja seit 
1906 in Preußen überall von der Gemeinde übernommen ist Wer in 
der Lage ist, offene Aeußerungen liberaler I-.ehrer zu hören, der er- 
fährt immer wieder, daß es dem Lehrer heutzutage an j'eder Freiheit 
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OemeindeverwaltuBg in diesem Punkte überflüssig. Dann ist die 
örtliche Schulverwaltung, die vielfach früher ein gesetzliches Aufsichts- 
recht über die Interna der Schule besaß und ausübte, von der ganzen 
Beschäftigung mit dem Unterricht abgedrängt. Wenn die Gemeinde- 
schul Verwaltung über den Lehrplan nichts mehr zu sagen hat, dann 
hat sie auch kein Interesse an ihm. lieber den Lehrplan verhandelt 
dann nur der Kreisschulinspektor mit der Regierung. Das Interesse 
des Staates an der Volksschule, die doch von der Gemeinde unter- 
halten wird, betätigt sich in Preußen so, daß die Gemeinde über- 
haupt nichts mehr zu sagen, sondern nur zu bezahlen hat. Ueberall 
sind Aufsichtsrechte. Die Höhe des Fremdenschulgeldes genehmigt 
die Aufsichtsbehörde, desgleichen .Baupläne, die 2000 M. über- 
schreiten. Daß die Aufsichtsbehörde den Schulverband als Eigen- 
tümer zum Grundbuch eintragen läßt, gibt ihr die Entscheidung über 
das Schulvermögen, um verhindern zu können, daß politisch miß- 
liebige sozialdemokratische Bildungs- und Turnvereine Schullokali- 
täten, Turnhallen und Spielplätze benutzen. Auf dem Lande ist der 
von der Reaktion mit Recht so geliebte Kreisausschuß tätig, die 
Staatsmittel an die Schulverbände zu verteilen und beschließt über 
die Gehälter und Entschädigungen des Schulverbandsvorstehers, 
Bildung des Gesamtschulverbandes. Sind die Gemeinden wider-» 
spenstig imd wollen sie sich nicht so zusammenlegen lassen, wie die 
Regierung als Schulaufsichtsbehörde es will, dann bildet zwangsweise 
der Kreisausschuß die neuen Schulverbände. 

Diese ganze Kreisausschußtätigkeit muß natürlich fortfallen. Große 
politisch und wirtschaftlich selbständige Gemeinden machen überall 
den Kreisausschuß überflüssig auch auf dem Gebiete des Schulwesens. 
Schulverbände sind dann überhaupt überflüssig. 

In dem Schulwesen der Gemeinde darf aber der Kreisschulinspektor 
nicht die bisherige Rolle spielen. In der Stadt geht diese Rolle 
vielfach noch weiter als auf dem Lande, denn in der Stadt war man 
ja vielfach so töricht, die staatliche Kreisschulinspektion und die 
Leitung des ganzen städtischen Schulwesens vereinigen zu lassen. 

Aber das Schulaufsichtsrecht des Staates in der Stadt gent ver- 
hältnismäßig noch weiter als auf dem Lande. In den Stadtgemeinden 
hat die Regierung seit dem 1. April 1908 ein Bestätigungsrecht für 
Stadtverordnete, die Schuldeputationsmitglieder sind. 

Das ist ein alter Wunsch unserer Reaktionäre, ein Bestätigimgs- 
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die Disziplinargewalt über die Lehrer* Das sind sicher die wich- 
tigsten Amtsbefugnisse. Die städtische Schuldeputation hat sie nicht. 
Die Schuldeputation ist so von der Schule abgedrängt, daß das ein- 
zelne Mitglied nur uach Beschluß der Deputation oder genereller 
Ermächtigung zum Besuch der Schule berechtigt ist. 

Selbst der Bürgermeister einer Stadt hat sonach nicht ohne weiteres 
das Recht, dem Unterricht eines Lehrers in seiner eignen städtischen 
Volksschule beizuwohnen. So weit haben wir es glücklich in der 
Selbstverwaltung gebracht. Magistrat und städtische Körperschaften 
sind als Organe der inneren Schulverwaltung gesetzlich überhaupt 
völlig ausgeschaltet. Sie dürfen sich, weil in ihnen die Kirche und 
die Kreisschulinspektion nicht vertreten ist, eigentlich nur noch um 
die Schulgebäude kümmern, und da Baupläne über 2000 M. der Zu- 
stimmung der Regierung unterliegen, nur um kleinere Sachen, also 
wie man sehr richtig gesagt hat, darum, ob wohl noch alle Fenster- 
scheiben heil sind. y 

Die städtischen Rechte sind auch noch beinträchtigt auf anderem 
Gebiete. Infolge des mancher Stadt zustehenden Patronatsrechtes 
hatte manche städtische Schulverwaltung ein Aufsichtsrecht über die- 
jenigen Schulen, die nicht öffentliche Volksschulen waren. § 66 des 
Schulgesetzes setzt dem ein Ziel. Nach dieser Bestimmung kann die 
Staatsregierung diese Schulaufsicht, z. B. über Piivattöchterschulen, 
wo sie bisher der städtischen Schulbehörde zustand, auf andere 
Organe übertragen, allerdings auch auf die städtischen Schuldepu- 
tatlonen. Gewöhnlich wird wohl dem Kreisschulinspektor dieses 
Aufsichtsrecht zufallen, das er bisher schon auch dort, wo er es ge- 
setzlich nicht hatte, in Anspruch nahm. Wenn aber die Staats- 
regierung das Aufsichtsrecht der städtischen Schuldeputation belassen 
sollte, dann tritt wieder die unglückliche Polizeibestimmung des 
§ 43 ein, daß die Deputation nur als Organ, nicht aus eigenem 
Recht tätig ist und ihr Vorsitzender mit Ordnungsstrafen gezwungen 
werden kann, alles auszuführen, was die Staatsregierung wünscht. 
So ist denn das städtische Schulpatronat nach Kräften beschnitten. 
Wie die Gemeinde erst aufleben wird, wenn man ihr den Land- 
rat nimmt, so wird das Gemeindeschulwesen erst seine ganzen Kräfte 
entwickeln und- entfalten können, wenn man von ihm die politische 
Beeinflussung durch den Kreisschulinspektor entfernt. Technische 
Aufsicht und Beeinflussung, Revision und Einheitlichkeit ist nötig 
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Unterhaltsbeihilfen. Jeder wird gern zugeben, dafi der Aufstieg be- 
gabter Kinder in höhere Schulen auf die verschiedenste Weise gelöst 
werden kann. Es mag sein, daß das französische System, bei dem 
sehr viel für die begabten Schüler und für deren Aufstieg, sehr 
wenig für die ordentliche Volksschule geschieht, ein sehr minder- 
wertiges ist. Unsere vielen hochentwickelten städtischen Bürger- 
und Mittelschulen erleichtern aber die Frage der Auswahl und der 
Art des Aufstiegs ungemein. Es ist auch ganz gleichgültig, ob der 
Aufstieg über die Mittelschule oder durch Aufnahme in besondere 
Anstalten für hervorragend befähigte Gemeindeschüler (Berlin) er- 
folgt, es kommt lediglich darauf an, den Plan zu verwirklichen, für 
wirklich Hochbegabte aus den Gemeindeschulen den Weg zu allen 
Studien und zu den Lehrzielen aller bestehenden Schulanstalten, 
Gymnasien, Realgymnasien, Oberrealschulen, Universitäten und tech- 
nischen Hochschulen zu eröffnen. (Hirsch, a. 0. S. 101.) 

Etwas anderes aber ist gerade so wichtig und eigentlich noch 
' wichtiger, das ist die Fürsorge der Gemeinden für die Fortbildungs- 
schulen. Die Mehrzahl der Jugend ist minderbemittelt und darauf 
angewiesen, sich mit Gemeindeschulbildung schon in früher Jugend 
das Brot als kaufmännischer oder gewerblicher Angestellter zu er- 
werben. Die Fachschulen für die Lehrlinge reichen da nicht aus. 
Der junge Mensch, der die Schule verlassen muß, weil seine Eltern 
ihn nicht weiter ausbilden lassen können, da sie auf seinen baldigen 
Miterwerb angewiesen sind, hat ganz besonderen Anspruch darauf, 
das lernen zu können, was ihm für das Fortkommen im Leben das 
wichtigste ist: Schreibmaschine, Stenographie, Buchführung, Deutsch, 
Geographie, Bürgerkunde, fremde Sprachen. 

Die Bedeutung dieser Fortbildungsschule für Knaben und Mädchen 
kann gar nicht überschätzt werden. Wie viele Leute leben davon, 
daß sie Geschäftsleuten abends „ihre Bücher in Ordnung bringen^, 
weil eben diese Geschäftsleute wohl Geld verdienen können, aber 
niemals so viel gelernt haben, um richtig Buch führen zu können« 
Einige größere Städte haben diese gewerbliche Fortbildungsschule. 
Auf dem Lande fehlt es aber noch sehr daran. Die große und 
leistungsfähige Gemeinde kann auch hier unendlichen Segen schaffen. 
Aus den gewerblichen Fortbildungsschulen abgezweigt sind vielfach 
die so wichtigen Haushaltungsschulen, an denen die Gemeinden das- 
selbe oder eigenüich ein noch größeres Interesse haben. Vielfach 
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hat man die Haushaltungsschulklassen unmittelbar an die Mädchen- 
bürgerschule mit Erfolg angegliedert. Die Haushaltungsschule ist 
eine Fachschule, die die Gemeinde gerade so notwendig braucht, 
wie die Oemeindeschule überhaupt, denn man weiß längst, daS in 
der Schwierigkeit des Haushalts für die darin ungeübte Frau der 
Anfang so mancher wirtschaftlichen Not und so manchen finanziellen 
Ruins zu suchen ist. Eine Verbindung mit der Säuglingsklinik und 
dem Gemeindekindergarten, vor allem aber dem Gemeindelandamt, 
das die Landwirtschaft der Gemeinde betreibt imd wie wir sahen, 
die ganzen landwirtschaftlichen Betriebe der Gemeindeeingesessenen 
bemuttert imd durch alle möglichen Lieferungen unterstützt, wird von 
Nutzen sein. 

Der Schrebergarten und die Laubenkolonie, auch der größere Land- 
besitz der Gemeindeeingesessenen imd der Hausgarten wird also um 
80 besser bestellt werden, je mehr landwirtschaftliche Kenntnisse 
die Frau hat« Die Haushaltungsschule wird also um so besser sein, 
je mehr die Frau in der Musterlandwirtschaft der Gemeinde als 
junges Mädchen gelernt hat. Landwirtschaftliche Fachkurse sind in 
jeder Gemeinde selbstverständlich außerdem nötig für Kleintierzucht 
sowohl als auch für Rindviehzucht, für Obstbaupflege und für Gemüse- 
bau, für Obstverwertung und für Düngergewinnung und -Verwendung, 
für Wiesenbau wie für Viehhaltung. Diese Fachkurse werden zweck- 
mäßig von Lehrern landwirtschaftlicher Fachschulen gehalten. Letztere 
sind jetzt meist Schöpfungen der Kreise. Da schon jetzt die Ge- 
meinden doch in Wirklichkeit die Kosten aufbringen, versteht es sich 
von selbst, daß Gemeindezweckverbände ebenso wie für die Chausseen 
und ihre Unterhaltung wie früher die Kreise für den Unterhalt 
der landwirtschaftlichen Fach- und Winterschule sorgen. Große 
technische Schulen haben vor kleineren das voraus, daß ihr Ruf 
bessere Lehrer anzieht. Was die höheren Schulen angeht, wie Gym- 
nasien, Realgymnasien, Realschulen imd Oberrealschulen, so hat der 
überflüssige Ausbau überflüssiger Vorschulen zu höheren Lehranstalten 
schon manche Gemeinde unnötig belastet. Hört der Gegensatz zwischen 
Stadt und Land auf, zieht die Kleinstadt nicht mehr das Geld' des 
Landes an sich, sondern hat jede Gemeinde möglichst auch landwirt- 
schaftliche Bezirke, so werden die Gemeinden sich für die Aufgabe der 
Errichtung und Unterhaltung höherer Lehranstalten leichter zusammen- 
schließen können. Ueberflüssige Ausgaben werden dann vermieden. 
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Unter Stadtverwaltung hat man zu verschiedenen Zeiten nicht 
immer dasselbe verstanden. Im Rathaus des Mittelalters schwangen 
sich die Geschlechter im Tanz, bewirteten die Patrizier die Gilden- 
meister, bewahrten die Bürger ihre Privilegien auf, richtete der 
Stadtrichter und führte die Clique, die zeitweilig die Einkünfte der 
städtischen Grundstücke als Gehälter unter sich verteilte, die Register 
über das, was der Stadt gehörte. Im Rathaus der Neuzeit ist 
Polizeigefängnis, Meldebureau, Armenbureau, Kassenverwaltung, 
Steuerverwaltung die Hauptsache gewesen. Das Rathaus der Zukunft 
soll weder ein Klublokal des Stadtadels, noch ein Bau des mannig- 
fachen Zwanges sein, den die Gemeinde dem Bürger gegenüber aus- 
üben muß, sondern die Zentrale eines großzügigen Wohlfahrtsamts, 
als welches sich die Gemeindeverwaltung darstellt. Wohnamt, 
Arbeitsamt, Versicherungsamt, Schulamt, Bauamt, Ernährungsamt, 
Betriebsamt, zerlallend in Landamt und städtische Werke, sind die 
Säulen dieser Wohlfahrtseinrichtungen. Nicht fehlen können leider 
Stßueramt und Polizeiamt. Sehr berechtigt ist die Frage, ob diese 
ganzen Wohlfahrtsbestrebungen und sozialen Gedanken sich denn 
überhaupt im Rahmen eines Gemeindeetats verwirklichen lassen. Es 
bedarf keiner Erörterung, daß die meisten ländlichen und die Zwerg- 
gemeinden dazu nicht imstande sind. Die so oft erwähnte Neubil^ 
düng großer, leistungsfähiger Gemeinden ist also die erste Voraus- 
setzung. Eine weitere Voraussetzung ist die Kommimalisierung der 
wichtigsten Betriebe, bei denen Gemeinderegie nach den bisherigen 
Erfahrungen möglich imd nützlich ist, also Gemeindewasserwerk, 
Gemeindestraßenbahn, Gemeindeschlachthof, Gemeindegasanstalt, 
Gemeindeelektrizitätswerk, Gemeindepfandleihe , Gemeinderiesel- 
felder, Gemeindemarkthallen. Aber wie wir sahen, lassen sich 
diesen Betrieben noch große andere kommunale angliedern. So wie 
dem Gaswerk der Gemeinde der Koksverkauf, so der Rieselfelder- und 
Abwässerwirtschaft ein großes Landamt, als landwirtschaftlicher Ge- 
meindegroßbetrieb, der nicht großzügig genug gedacht werden kann, 
und mit Molkerei und Schweinemast, Viehzucht und Saatgutwirt- 
schaft die Rolle eines vorbildlichen Großgrundbesitzes unter all den 
kleinen Landeigentümern der Gemeinde bis hinab zu den Schreber- 
gartenbesitzern und Laubenkolonisten spielt. An dieses Landamt und 
an den Schlachthof schließen sich weiter an die Gemeindefleischver- 
kaufsstelle und die Gemeindebrotbäckereien, in den sozialistisch ge- 
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leiteten Städten Italiens längst bewährte Einrichtungen. Alle diese 
Betriebe, gut geleitet, unter vollster Kontrolle der Oeflentlichkeit, so 
gut wie konkurrenzlos, da hinter ihnen überall die Gemeinde steht, 
die schon durch den Zusammenschluß mit anderen Gemeinden über- 
mächtig ist, müssen erheblichen Gewinn bringen. Dazu kommen 
die reinen Geldgeschäfte der Gemeinde durch ihre eigentliche 
Finanzverwaltung, bankmäßig ausgebaute Sparkassenverwaltung und 
ihr früher erläutertes Pfandbriefgeschäft. Auch hier müssen erheb- 
liche Gewinne abfallen. Handelt es sich doch hier fast überall um 
einen monopolartigen Betrieb. Dazu tritt das gewaltige Kapital des 
Versicherungsamts. Dafür wäre es allerdings angebracht, der Ge- 
meinde wirklich das Monopol für Lebensversicherung und Einbruchs- 
versicherung, Brandschadenversicherung und Haftpflichtversicherung, 
Volksversicherung und Unfallversicherung zu geben, so daß die Ge- 
meinde um so leichter die so notwendige Mutterschaftsversicherung 
und die Arbeitslosenversicherung einführen könnte. Verwaltet die 
Gemeinde dazu die Kranken-, Alters-, Invaliden- und Berufsunfall- 
versicherung sowie die Angestellten Versicherung, so arbeitet sie mit 
riesigen Geldern, deren Verwendung ihr schon deshalb von Rechts 
wegen zukommt, da die Gemeinde ja doch die Arbeit macht und es 
sich ja auch um ihre eigenen Gemeindeeingesessenen handelt. Zu 
diesen Einnahmen treten schließlich noch diejenigen aus Beteiligungen 
der Gemeinde an den Betrieben, die sie kontrolliert, um diesen 
amerikanischen Ausdruck zu gebrauchen. Das sind Baugenossen- 
schaften und Konsumvereine, Kohlenzechen und Zuckerfabriken, 
industrielle Betriebe und für die Gemeinde wichtige Verkehrsunter- 
nehmungen, kurz Unternehmungen, die am besten als gemischte 
Gesellschaft betrieben werden, weil die private Initiative bei ihnen 
zu wichtig ist und der Gemeinderegie deshalb erfahrungsgemäß ge- 
wichtige Bedenken entgegenstehen. 

Es ist das alte Ideal, daß die Gemeinde möglichst ihren Finanz- 
bedarf aus ihren eigenen Mitteln, statt aus denen ihrer Bürger ent- 
nehmen soll. Dazu muß die Gemeinde allerdings Mittel haben, und 
die Gemeinden sind zurzeit die glücklichsten, die möglichst große 
landwirtschaftliche Betriebe, Forstgüter und anderen Grundbesitz 
haben. Sind diese nicht mehr zu erwerben oder zu enteignen, und 
deshalb sollte der Gemeinde hierfür wohl überall das Enteignungs- 
recht verliehen werden, so muß sie sich eben Betriebsverwaltungen 
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anlegen. Unendlich viel ist hier schon versäumt. Die einträglichen 
Abdeckereien werden vielfach von Privatunternehmern ausgebeutet. 
Die elektrischen Zentralen, die so einträglich sein können, sind viel- 
fach in die Hände der großen Elektrizitätsgesellschaften und der 
Kreise geraten. Um den Erwerb industrieller Betriebe haben sich 
die Gemeinden mit Ausnahme einzelner Städte viel zu wenig ge- 
kümmert. 

Und doch ist heutzutage, wo Reich und Bundesstaaten um die 
Einkommensteuer und die Erträge aus ihr ringen, mehr als je der 
Satz richtig, daß die Gemeinde zunächst aus Eignem leben soll, dann 
in zweiter Linie aus Abgaben der Gemeindeeingesessenen und erst 
in dritter Linie aus den Einkommensteuerzuschlägen der Bürger, 
die der Staat jetzt mehr als je nötig hat. 

Vor allem wird also die Gemeinde aus ihren Betrieben leben 
und den Gewerben monopolistischen Charakters, aus den Einnahmen 
der Beleuchtungs-, Verkehrs-, Wärme- und Krafterzeugungsanstalten, 
der Lagerhäuser und Publikationseinrichtungen, der großen Land- 
wirtschaftsbetriebe, des Landamts und des Bankbetriebes, der der 
Sparkasse und dem Pfandbriefamt angegliedert ist, leben aus den 
Einkünften ihrer Brotfabrik und ihrer dem Schlachthof angegliederten 
Fleischerläden, aus den Ueberschüssen ihrer Konsumvereinsbeteiligung 
und der von anderen Konsumentengeoossenschaften, vor allem aber 
der Versicherungen, des Versicherungsamts, deren Prämienzahlung 
als ein gewaltiger Goldstrom die Gemeindekasse speist und stets 
bare Mittel schafft. Wir sehen aus alledem, daß in der demokra- 
tischen Gemeinde die Tarif poHtik eine viel größere Rolle spielt, als 
die Steuerpolitik. Von Steuern ist noch gar nicht geredet, und wir 
werden sehen, daß von ihnen auch nicht allzuviel geredet werden 
darf bei der Finanzlage nach dem Kriege. Es wird dann viel mehr 
als bisher darauf ankommen, Energieverluste zu vermeiden, über- 
flüssige Behörden auszuschalten, alle diese überflüssigen staatlichen 
Aufsichtsbehörden, die den Kulturprozeß nicht förderten, gemein- 
nützige Tätigkeiten und den Produktionsprozeß hinderten imd ihr 
Dasein lediglich der politischen Erwägung verdankten, daß man den 
demokratischen Gedanken dadurch bekämpfte, daß man der Gemeinde 
alles, ausgenommen die Arbeit, nahm und durch staatliche Behörden 
dafür sorgte, daß von der Gemeinde unabhängige Beamtenstellungen 
geschaffen werden konnten, auf deren Besetzung die von Gottes 
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Gnaden herrschende und regierende Junkerkaste einen denkbar 
großen Einfluß hatte. Das beste Beispiel ist die Privatangestellten- 
versicherung. 

Nach dem Kriege hat die Gemeinde mit gewaltigen Rückgängen 
aus Steuern zu rechnen und übermäßige Ausgaben schon wegen der 
Unterstützung der Familien der Kriegsteilnehmer, Miet beihilf en 
und den Kosten der Lebensmittelversorgung. Die Frage der 
Deckung des kommunalen Bedarfs ist also außerordentlich groß. Der 
alte Vorschlag und die sozialdemokratische Forderung, das Steuer- 
system auszubauen, kommunale Einkommen, Vermögens- und Erb- 
schaftssteuern auszubilden, läßt sich nicht durchführen, wenn die 
Interessen des Staates und des Reiches nicht außerordentlich ge- 
schädigt werden sollen, auch die Wertzuwachssteuern lassen sich dem 
Grund und Boden nicht unbeschränkt auferlegen. Sie setzen voraus, 
daß wir überall Wertzuwachs haben werden, während in manchen 
Gemeinden ein Minderwert seit langem eingetreten ist und vielleicht 
noch immer mehr eintreten wird, sicherlich für bestimmte Bezirke. 
Also mit dem Abgabesystem sieht es nicht sehr rosig aus. Von 
kommimalen Verbrauchssteuern sind wir mit Recht seit Jahren immer 
mehr abgekommen. Die Akzise ist die älteste, roheste und unsitt- 
lichste Form der Besteuerung. Seit dem Kommunalabgabengesetz, 
also seit 1893, dürfen Steuern auf den Verbrauch von Fleisch, 
Getreide, Mehl, Backwerk, Kartoffeln und Brennstoffe aller Art nicht 
eingeführt oder in ihren Sätzen erhöht werden. Die Verbrauchs- 
besteuerung ist allmählich auf die Bierbesteuerung beschränkt und 
im übrigen mit Recht stark verkümmert. Die direkten Steuern da- 
gegen haben sich immer schärfer ausgebildet und das Einkommen 
ist in fast allen preußischen Gemeinden schon unmittelbar vor dem 
Kriege so zur Deckung der Gemeindeabgaben herangezogen worden, 
daß ein Ausbau dieses Besteuerungssystems wohl kaum noch möglich 
ist. Verschiedene Vorschläge haben Fachleute in richtiger Erkenntnis, 
daß nunmehr gründliche Reformen eintreten müssen, für die Be- 
schaffung neuer Finanzmittel der Gemeinden gemacht. Hugo Linde- 
mann will ein Handelsmonopol in Bauland oder Lebensmitteln 
schaffen, Georg Bernhard verspricht sich vom Kleinverschleiß mono- 
polisierter oder zu monopolisierender Waren durch die Gemeinden 
Abhilfe, Paul Kiesel wünscht den Ausbau bestehender und die Ein- 
richtung neuer Wirtschaftsbetriebe. (Hirsch, a. a. 0. S. 46.) All^ 
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sind sich darin einig, daß der Regiebetrieb der Gemeinde, eventuell 
die gemischte Gesellschaft das ist, was in erster Linie die Gemeinde 
stark und leistungsfähig machen muß. Aber nicht genug kann dabei 
immer wieder betont werden, daß dann erst die Gemeinde selber 
durch Größe und Abgrenzung in sich leistungsfähig und von ihrem 
erbittertsten politischen und wirtschaftlichen Feinde, dem Kreise, 
unabhängig gemacht werden muß, denn in der Zwerggemeinde und 
dem großstädtischen Wasserkopfe lassen sich alle diese Reformen 
nicht so durchftihren. Die norddeutsche Mittelstadt mit umfang- 
reichen, ihr zugelegten landwirtschaftlichen Bezirken ist der einzig 
mögliche Gemeindeverband, in dem die Durchführung des Problems 
vollkommenen Erfolg verspricht. Lassen sich landwirtschaftliche 
Bezirke nicht mit einer solchen Stadt vereinigen, so müssen sie zu 
mehreren größeren Dörfern angegliedert werden. Immer ist es not- 
wendig, die scharfen Unterschiede zwischen dörflicher Eigenart und 
städtischer Kommunalpolitik zu beseitigen und zu mildern, notwendig 
vor allem des Mittelstandes wegen. Man kann die Interessen des- 
selben nicht so einfach beiseite setzen. Wenn durch stark finan- 
zierte Gemeindeuntemehmungen in gewerblicher Beziehung, durch 
Gemeindefleisch- und -brotverkHuf, Gemeindefabriken und Werke der 
bisher selbständige Unternehmer zum größten Teil zum städtischen 
Angestellten herabsinkt oder brotlos wird, so muß dies dadurch aus- 
geglichen werden, daß die Gemeinde ihn in einer Beziehung als 
Kapitalisten wieder selbständig macht, das ist als Grundstücks- 
besitzer. Das Interesse der Gemeinde am Mittelstande, das Interesse 
der städtischen Finanzen am mittleren Besitz ist so groß, daß die 
Demokratisierung der Gemeinde und ihrer Verwaltung undenkbar 
ist ohne intensive Anwendung und intensiven Ausbau der landwirt- 
schaftlichen Gesetzgebung für die Eingesessenen der neuen, teils 
städtischen, teils ländlichen Gemeinde. Es muß sehr viel leichter 
als bisher werden, für sämtliche Staatsbürger einen kleinen land-» 
wirtschaftlichen Besitz zu erlangen und sich zu erhalten. Die Zeiten 
der Allmende und der städtischen Bürgerkuh sind, wie wir sehen, 
vorüber. Aber trotzdem müssen die Zeiten, daß jeder Bürger bis 
zu einem gewissen Grade Landwirt ist und Landwirt sein kann, 
nicht nur Laubenkolonist und Schrebergartenbesitzer, wiederkommen. 
Nicht nur Gartenstädte muß die Gemeinde anlegen, nicht nur Villen- 
kolonien, sondern Kleinsiedelungsbezirke und Rentengutsstellen. Die 
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mittelalterliche Stadt garantierte bis zum gewissen Grade jedem sein 
Existenzminimum. Zu dieser Forderimg müssen wir zurückkehren. 
Immer stärker tritt dabei die Beteiligung des privaten landwirt- 
schaftlichen Betriebes der Gemeinde hervor bei dieser Lösung der 
Bodenfrage. Es ergibt sich dann ganz von selber, daß ein Teil der 
Funktionen der landwirtschaftlichen Behörden auf die Gemeinden 
übertragen werden muß. 

Läßt sich also bis zu einem gewissen Grade ohne Vernichtung 
des Mittelstandes eine Reform der Gemeindefinanzen durchführen, so 
ist die Frage der Finanzgebarung der Kommune mit den vor- 
stehenden Ausführungen allein noch nicht beantwortet. 

Von den direkten Steuern wurden in Preußen (nach Hirsch) fast 
zwei Drittel durch Zuschläge zur staatlichen Einkommensteuer auf- 
gebracht. Die Gemeindeeinkommensteuer wurde vielfach schon von 
ganz kleinen Einkommen erhoben. Neben den Zuschlägen zur Ein- 
kommensteuer gelangten Grund-, Gebäude- und Gewerbesteuern auf 
Grund staatlicher Veranlagung zur Erhebung. Es war bestimmt, daß 
diese Realsteuern mindestens zu den gleichen und höchstens zu um 
die Hälfte höheren Prozenten der Veranlagungssätze zu erheben sind. 
Die Gemeinden erhoben dazu Schankkonzessions- imd Umsatzsteuern, 
Betriebssteuem, Zuschläge zur Wertzuwachssteuer, Lustbarkeits- 
steuem, Hundesteuern imd Biersteuern. Die Grund- und Gebäude- 
steuer durften sie nach dem gemeinen Wert erheben. Die Ein- 
kommensteuer brachte in Preußen mehr als die Hälfte des Gesamt- 
ertrages der Gemeindesteuern auf. 

Gemeindeetat. 

Von der Einkommensteuer suchte der Staat immer schon die 
Gemeinden nach Möglichkeit abzudrängen, mit Recht, da er selbst 
diese Steuer so dringend brauchte, er wird sie nach dem Kriege 
noch viel mehr brauchen. Trotzdem hatten die Gemeüiden, da die 
Einkommensteuer die gerechteste ist, dieselbe nach Möglichkeit aus- 
gebaut und sie immer schon, wie wir sahen, für ihren Bedarf bis 
an die Grenze des Möglichen herangezogen. Der Staat empfahl den 
Gemeinden in Preußen dafür stets, sie sollten nach Möglichkeit ihr 
Gebührensystem ausbauen imd der Erhebung indirekter Steuern, 
z. B. den Polizeigebühren, Baugebühren, Abfuhrgebühren, Straßen- 
reinigungsgebühren, Straßenbaukosten, Veranstaltungsgebühren, Kur- 
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taxen, Eintrittsgeldern, Wassergeldem usw. usw., erhöhte Aufmerk- 
sapikeit zuwenden. Dieser Wink blieb, in den preußischen Gemeinden 
nicht unbeachtet. Aber die traurige Folge war die enorme Belastung 
des Hausbesitzes. Dazu kam, daß der Ausbau der Grund- und 
Gebäudesteuem nach bodenreformerischen Grundsätzen mit Grund« 
Steuer nach dem gemeinen Wert, die den unverdienten Wertrückgang 
praktisch niemals berücksichtigen kann. Wertzuwachssteuer und 
Umsatzsteuern auch wieder mit ganzer Wucht unter allen Gemeinde« 
eingesessenen nur den Grundstücksbesitzer treffen. Die Mifistimmui^g 
gegen die Bodenreform leitet sich nicht zum geringsten Grade eben 
von dem Ausbau des Gebührensystems her. 

Dieser Ausbau des Gebührensystems, um den die Gemeinde 
nach dem Prinzip von Leistung und Gegenleistung doch nicht herum 
konnte, ist für die moderne demokratische Verwaltung der neuen 
Gemeinde ebenso schwierig, wie der Ausbau ihres Tarilsystems für 
die Leistungen, die sie aus ihrer neuen energischen Regie und 
gemischten Betrieben demnächst ihren Gemeindeeingesessenen un« 
mittelbar liefert. Die immer wiederkehrende Frage ist hier die 
Berechtigung des Rabatts, der sich mit demokratischen Grundsätzen 
nicht zu vertragen scheint. Soll die private Fabrik, die hundertmal 
oder tausendmal so viel Licht oder Wasser bezieht, an die Gemeinde 
dasselbe bezahlen wie ein einzelner Arbeiter mit seinem kleinen 
Licht- und Wasserbedarf? Soll mit dem Anlieger, der die Kosten 
einer Straßenpflasterung von Hunderten von Metern vor seinem 
industriellen Unternehmen zu tragen hat, ein besonderes Abkommen 
geschlossen werden dürfen, oder bezahlt er den Preis nach demselben 
Einheitssatz wie ein Anlieger für wenige Frontmeter? Der große 
Konsument, der Einwohner, der in hohem Maße gebührenpflichtig 
ist, ist für die Gemeinde durch seinen großen Konsum, seinen hohen 
Gebiihrenbetrag oft unendlich viel nützlicher als der kleine Konsu« 
ment und Zensit. 

Kann, darauf kommt alles hinaus, die Gemeinde hier kauf- 
männisch handeln? Jeder Kaufmann behandelt den großen Kunden 
besser als den kleinen. Aber damit ist die Antwort eigentlich 
schon gegeben. Die Gemeinde hat, wenn auch nicht rechtlich, so 
doch tatsächlich das Monopol. Aus diesem Monopol ergibt sich aber 
andrerseits die Notwendigkeit der Anwendung des Grundsatzes des 
gleichen Rechts für alle. Warentariffestsetzung und Gebührenbildimg 

Schlick lüg, Demokratisierung Preußeog. 10 
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müssen tatsächlich nach diesem Grundsatze erfolgen. Ausnahmen in 
einzelnen Fällen kann die Gemeindevertretung beschließen dort, wo 
sie glaubt, kaufmännische Grundsätze aus irgend einem Grunde an- 
wenden zu müssen. Wird die Einwohnergemeinde mehr und mehr 
zur Grundbesitzergemeinde, so müssen ganz von selber die schweren 
Lasten des Grundbesitzes ausgeglichen werden. Ist die Gemeinde 
selber auf dem Grundstücksmarkt regulierend tätig, so kann die 
Spekulation in Grundstücken nicht mehr die Bedeutung haben wie 
bisher, so muß auch andrerseits mancher bisherige ungesimde Zu- 
stand, daß der Hausbesitzer nur ein Hypothekenknecht ist, den jede 
neue Hausgebühr erdrosselt, fortfallen. 

Der Ausbau des Gebührensystems wird also unter veränderten, 
verbesserten Verhältnissen bleiben müssen und andauern, zumal da 
er für die Gemeindefinanzen unentbehrlich ist. 

Lebt die Gemeinde in erster Linie von ihrem Einkommen aus 
Grundbesitz, Gemeindebetrieben und Gemeindebeteiligungen, in 
zweiter Linie aus Gebühren und indirekten Abgaben, so wird sie in 
dritter Linie die direkten Steuern beibehalten müssen, und zwar die 
von ihr schon stets erhobene Konzessions- und Schanksteuer, falls der 
Betrieb der Gemeindegasthäuser, der sich übrigens lange nicht so 
bewährt hat, wie man glauben sollte, diese Abgabe nicht überflüssig 
macht, Lustbarkeits-, Hunde- und Umsatzsteuern, in letzter Linie 
Grimd-, Gebäude- und Gewerbesteuern. 

Von der Grundsteuer lebt bisher eigentlich die ländliche kleine 
Gemeinde Preußens. Unser Steuersystem, das die Agrarier so bevor- 
zugt und nach dem man sich mit riesigen Einkünften als Agrarier 
80 einschätzen kann, daß man steuerlich als armer Mann dasteht, 
zwingt die Landgemeinde, mangels Einkommensteuer möglichst die 
Grund- und Gebäudesteuer zu erfassen. Der Staat hat sie den 
Gemeinden ausdrücklich überwiesen, und es liegt kein Anlaß vor, 
sie nicht zu erhebeo, zumal da sie ja auch die Gegenleistung für die 
Verwaltungstätigkeit der Gemeinde bildet. Fällt die Einkommen- 
steuer für die Gemeinde fort, und im Interesse des Staates und des 
Reiches ist dies wünschenswert, so kann die Grund- und Gebäude- 
steuer zweifellos in ganz andern Zuschlägen als bisher erhoben 
werden. Wird durch Kleinsiedelung möglichst jeder selbständige 
Gemeindeeingesessene auch bis zu einem gewissen Grade Grund- 
besitzer, so ist die Verteilung der Grundsteuer auch eine viel 
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gerechtere. Wird der Unterschied zwischen Stadt und Land beseitigt, 
so ist die moderne Einschätzung nach dem gemeinen Werte auch auf 
dem Lande möglich und die Erhebung der Grundsteuer nach dem 
gemeinen Werte dort durchzuführen. Jedenfalls ist dies sehr viel 
vernünftiger, als die Einkünfte aus landwirtschaftlichen Grundstücken 
immer nur beim Umsatz durch Wertzuwachssteuern zu erfassen. Im 
übrigen sind wir durch die letztgenannten Steuern, die Reicha- 
vermögenssteuer, Ergänzungssteuer, Erbschaftssteuer, Umsatzsteuer, 
die Schätzung landwirtschaftlicher Grundstücke für Steuerzwecke so 
gewohnt, daß diese Schätzung wirklich nichts Neues ist. 

Bildet somit die ausgebaute Haus- und Gebäudesteuer — der Ausbau 
i5>t selbstverständlich erst möglich mit zunehmender Urbanisierung des 
Landes — den Grundstock und die Haupteinnahme, des Steuersystems 
der Gemeinde, so bedarf es noch einer Stellungnahme zur Gewerbe* 
Steuer. Auf ihren Ausbau und ihre Verf einenmg sind viele Gemeinden 
ganz besonders stolz, aber wohl mit Unrecht, denn sie ist doch schliefilich 
nichts anderes, als eine doppelte Einkommensteuer, zudem sehr viel 
drückender, da all die Abzüge der Einkommensteuer nicht möglich sind, 
nmd ihre Veranlagung noch nach verhältnismäßig oberflächlichen Ge- 
sichtspunkten erfolgt. Hamburg hat das eingesehen, die Gewerbesteuer 
mit der Einkommensteuer zusammengearbeitet, und so die Doppel- 
besteuerung vermieden. Immerhin ist die Erhebung einer Gewerbe- 
steuer durch die Gemeinde insofern berechtigt, als der Gewerbebetrieb 
gewöhnlich all die Veranstaltungen der Gemeinde zur Voraussetzung 
hat, die ganz besondere Anforderungen kosten, als da sind Straßen- 
befestigung, Wasserleitung, Beleuchtungs-, Wärme- und Kraft- 
erzeugungsanstalten, Verkehrsanstalten, Lagerhäuser. So erscheint es 
nur recht und billig, daß die Gemeinde, die für die Benutzung all dieser 
Anstalten sehr oft in den Gebühren und Kaufpreisen keine Gegen- 
leistung findet von den Gewerbetreibenden, für die diese Anlagen im 
Grunde geschaffen sind, ein weiteres Entgelt durch die Gewerbesteuer 
erhält. Eine Anpassung an die örtlichen Verhältnisse durch Ausbau 
dieser Steuer mag vielfach wünschenswert sein. Immer bleibt an der 
Steuer etwas Ungerechtes haften, da sie eigentlich eine Besteuerung des 
Gewerbefleißes darstellt 

Sehullasten. 

Der Fachmann, der sich jahrelang jeden Winter bemüht hat, für 
einen Gemeindeetat die Aufbringimg der Differenz zwischen städtischen 
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Einnahmen und Ausgaben zu überlegen, wird zunächst neben eine Dar* 
Stellung der Äufbringimg des Gemeindefinanzbedarfs ohne Gemeinde« 
einkommensteuer ein großes Fragezeichen setzen. War doch die Ga- 
meindeeinkommensteuer bisher das Rückgrat des ganzen Gemeinde- 
haushaltsplans. Die Gemeindewerke und «betriebe können viel geben, 
eine gutgeleitete Gasanstalt kann eine Goldquelle sein. Eine modern 
arbeitende Sparkasse ist ein starker finanzieller Rückhalt, ein großer 
landwirtschaftlicher Gemeindebetrieb kann gewaltige Einnahmen 
bringen; aber alles das ist von kaufmännischen imd landwirtschaftlichen 
Konjunkturen abhängig. Der Ertrag der Lustbarkeitssteuer, Hunde- 
steuer, Umsatzsteuer ist erfahrungsgemäß sehr gering. Der Ertrag der 
Haussteuer ist mehr oder weniger beschränkt All die finanziellen Ope- 
rationen der Gemeinde als Versicherungsamt, Brotfabrikindustrielle, 
Teilhaberin an Baugenossenschaften, Konsumvereinen usw. usw. geben 
der Gemeinde Chancen, aber auch viel Arbeit und in schlechten Jahren 
Verluste. Demgegenüber stehen die hohen Ausgaben für die Schulen. 
Jeder Kommunalfachmann weiß, daß mindestens die Hälfte, oft mehr, 
von der Gemeindeeinkommensteuer für die Schule verbraucht wird. 
Sie sind durchweg der höchste Ausgabeposten, besonders die höheren, 
aber auch die Volksschulen kosten sehr viel, eben wegen ihrer Un- 
entgeltlichkeit; ein einheitliches Schulsystem wird wohl noch viel mehr 
kosten. Und gerade die Schulen erhielt man aus der Gemeinde- 
einkommensteuer. Wie sollen sie ohne diese existieren? Mit großer 
Mühe sind sie auf den Kommunaletat gebracht und finanziert Alles 
andere fast kann sich selbst unterhalten oder Ueberschüsse liefern, nur 
die Schulen nicht Sie machen sich nur ideell bezahlt Die Antwort 
lautet dahin : Brechen wir mit dem SchulmonopoL Das Sehulmonopol in 
Preußen, daß jede Privatschule mit Pech und Schwefel verfolgt und 
ihr Inhaber so lange schikaniert wird, bis er die Schule an die Ge- 
meinde abgetreten hat, besteht doch vorwiegend aus politischen Grün- 
den, nämlich zur Bekämpfung des Liberalismus und Sozialismus. Diese 
Bekämpfung ist doch weder im Intereese der Gemeinden noch der 
Schulen. Bei uns gibt es, ebenso wie in England, Tausende von Men- 
schen, die gern eine Schule unterhalten würden, nicht nur zu Erwerbs- 
zwecken allein, sondern auch, um eine Lebensaufgabe zu haben. Nach 
der preußischen Verfassung brauchten diese Personen nur ihre wissen- 
schaftliche und sittliche Befähigung nachzuweisen. In der Praxis wird 
es jedem so schwer gemacht, daß jeder pädagogische Gedanke grund- 
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sStzlich außerhalb der preufiisehen Grenzpfähle verwirklicht werden 
mufi. Wieviel mehr liefie «ich vor allem für höheres Schulwesen tun, 
wenn wir liberaler wären. Wieviel Kosten würden Privatpersonen 
willig tragen, wenn man sie ihre Ideen verwirklichen liefie, wie das in 
Meiningen, Hessen und anderen Staaten Deutschlands geschieht. Ge- 
rade tüchtige wissenschaftliche Männer und pädagogisch veranlagte 
Frauen haben oft das Unglück, liberal und freisinnig zu denken, und 
«ind dadurch in Preufien, wo kein freisinniger Gymnasialdirektor 
existiert und kaum ein liberaler Schulrat im Staatsdienste zu finden war, 
dazu bestimmt, stets zurückgesetzt zu werden und niemals in einen 
leitenden Posten zu kommen. Das ist unsäglich traurig und wird nur 
durch das traurige Prinzip der „Auslese der Untüchtigen", von dem 
die regierende Junkerkaste so viel in der Verwaltung hält, einiger» 
mafien erklärt. Staatliche Aufsicht für die Schule müßte ebenso 
bleiben, wie pekuniäre Unterstützung der Gemeinde. Aber es ist be- 
kannt, wie an dem Bau von Gemeindeschulen verdient wird, wie teure 
Einrichtungen gefordert werden von all denen, die direkt oder in- 
direkt an den Liefenmgen beteiligt sind, wie unendlich viel von der 
Gemeinde für Schulpaläste heutzutage im Westen ausgegeben wird 
dadurch, dafi eben die Gemeinde die Trägerin des Unterrichtswesens 
ist. Gibt man es auf in Preufien, jeden, der sich für Schulwesen und 
Pädagogik aufierhalb der staatlich dafür angestellten Personen inter- 
essiert zu verfolgen und zu beeinträchtigen, lUfit man staat- 
lich beaufsichtigte und von der Gemeinde unterstützte Privat- 
schulen so zu, wie es in den Bundesstaaten stets gewesen ist, sieht man 
von der konservativ-orthodoxen Schablone für die Schulen in Preufien 
ab, so lassen sich die Schullasten der Gemeinde unendlich erleichtern. 
Auswüchse kann man leicht beschneiden. Der Auswüchse wegen ist 
auch das Privatschulwesen nicht so sehr bekämpft worden. Im System 
der nationalen Einheitsschule hat auch die Privatschule Platz. Und 
gerade die Maimigfaltigkeit pädagogischer Grundsätze, die Anregung 
der öffentlichen Schule durch die Privatschule, der Wettbewerb 
zwischen beiden ist wertvoll nicht nur in pekuniärer Beziehung für die 
Gemeindeeingesessenen. Aber wir brauchten andere staatliche Auf- 
sichtspersonen dafür, als den geistlichen Kreisschulinspektor oder den 
Pastor a. D. als staatlichen Schulinspektor, moderne Pädagogen, die den 
Lehrer nicht nach der Häufigkeit seines Kirchenbesuchs beurteilen. 
Es ist also möglieh, der Schullasten Herr zu werden. Notwendig wird 

149 



es allerdings sein, der Gemeinde für die eisten Zeiten nach dem Kriege 
die GemeindeeinkommeD3teuer nocli zu überlassen, bis ihre Unter- 
nehmungen so nutzbringend geworden sind, daß sie diese Steuer ent- 
behren kann. Die Zeit des Ueberganges wird man sich überhaupt 
kaum schwierig genug vorstellen können. Kommt es doch darauf an, 
aus den vorhandenen Gemeinden neue leistungsfähige Gebilde herauszu- 
schneideu nach den Gesichtspunkten ländlicher und städtischer Bezirke, 
fiteuerleistungsfähige und steuerleistungsunfähige nach Möglichkeit zu 
mischen. Der ganze Zustand des Schmarotzertums, das augenblicklich 
herrscht, muß aufhören. Vom 1. April 1918 ab erhöhte sich zum Bei- 
spiel der Berliner Gemeindesteuersatz auf 190 Prozent. Demgegenüber 
waren die westlichen Villenvororte in der Lage, es imgeachtet höherer 
Abgaben an Provinz und Kreis bei den vorjährigen Sätzen — das sind für 
die Gemeinde Grunewald 100 Prozent — - zu belassen; denn Orimewald 
nimmt bei diesem Satze von 7000 Einwohnern über 2 Millionen Mark 
Gemeindeeinlcommensteuer ein, das heißt gerade soviel, wie das 
hundertsiebzigtausend Einwohner zählende Lichtenberg mit seinen rie- 
sigen Ausgaben für seine Arbeiterbevölkerung, während in Grunewald 
fast nur Leute wohnen, die dadurch billig Steuern zahlen, daß ihr Wohn- 
ort eine der schmarotzenden Vorortgemeinden von Berlin ist. Es ist nicht 
leicht, ein Schema zu schaffen für die Größe und die Abgrenzung der 
neuen Gemeinde. Meist wird sie kleiner sein müssen als der Kreis, 
und größer als die Landgemeinde. Großstädte in solche neuen Ge- 
meinden aufzuteilen, ist um so unbedenklicher, als das Ruhrkohlen- 
revier längst solche Stadtbezirke zeigt, die ineinander übergehen. Man 
wird auch in der Kreisaufteilung über die Kreisgrenze hinübergreifen 
dürfen. Maßgebend für die Einteilung muß sein die finanzielle 
Leistungsfähigkeit, der Ausgleich von Stadt und Land, die endgültige 
Beseitigung des Schmarotzertums und der Städteaussaugung durch Vor- 
ort und Peripheriegemeinden, die Aufhebung aller Gutsbezirke und 
Zwergexistenzen von Gemeinden, vor allem aber die Erfüllung der Ver- 
waltungsaufgaben der Gemeinden, wie wir sie gezeichnet haben: 
Arbeitsamt, Wohnimgsamt, Bauamt, Ernährungsamt, Versicherungsamt, 
Landamt, Finanzamt usw. Es ergibt sich ganz von selbst, daß in dieser 
neuen Gemeinde eine starke Dezentralisation in den meisten Fällen 
wird eintreten müssen, da es unmöglich ist, das Land von der benach- 
barten Stadt aus, Ader die Stadt etwa vom Lande aus zu verwalten. Ia 
diese dezentralisierte Verwaltung der Großgemeinde wird man un- 
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schwer alle bi-sherigen Gemelndeeinrichtungeii aufnehmezL Für sie 
wird man alle bisherigen Gemeindeeinrichtungen leicht verwerten 
können. Die bisherige Gemeinde gibt für die Großgemeinde ihre Ver- 
waltungsstellen her, bzw. die neue Großgemeinde wählt in früheren 
Zwerggemeinden Bezirksvorsteher mit Filialen der einzelnen Gemeinde- 
ämter. Natürlich stehen diese Verwaltungsstellen der Gemeinde tele- 
phonisch in engstem Zusammenhange, ebenso mit den Verwaltungs- 
stellen der Nachbargemeinden. Ohne diese Unterbezirke wird man 
niemals auskommen können. Trotzdem geht die Fühlung lange nicht so 
verloren, wie zwischen den Gemeinden eines Kreises, die sich auf Tod 
und Leben bekämpfen, weil ihr finanzieller Zusammenhang im Kreise 
doch nur recht lose ist, während der finanzielle Zusammenhang der 
Unterbezirke in der neuen Großgemeinde der innigste ist den man sich 
denken kann. Die neue Großgemeinde ist ein Wirtschaftsverband, aber 
nicht wie der ehemalige Kreis ein Wirtschaftsverband, in dem die Groß- 
grundbesitzer es sich wohl sein ließen und, wie wir an einem Beispiel 
sahen, jährlich die Kreiskasse für ihre privaten Zwecke plündern konn- 
ten, sondern ein Wirtschaftsverband, der allen zugute kommt, indem er 
allen Arbeit, Kredit, Fleisch, Brot, Wasser, Beleuchtung, Kohlen, Land, 
Baumaterial, Wohnungseinrichtungen, Saat, Milch, Sanitätsdienst, Ver- 
Sicherungen und vieles andere Gute schafft. Es versteht sich von selbst, 
daß innerhalb der GroBgemeinde die Verbindimg nicht eng genug sein 
kann. Kein Kunstweg darf ohne Kleinspurbahn gebaut werden. Die 
Erschließung von Gartenstädten, Siedlungskolonien kann unter ganz 
anderen Gesichtspunkten erfolgen. Die Regelung des Verkehrs inner- 
halb der Großgemeinde wird ganz anders auf die Gemeinde selbst 
übergehen, als bisher, wo sie für diese Aufgabe meist zu klein oder 
durch unzweckmäßige Lage beschränkt, durch die Sklaverei dem Kreis 
gegenüber unmündig war. 

In der neuen Großgemeinde müssen nun für ein lebhaftes kommunal- 
politisches Leben die notwendigen Voraussetzungen geschaffen weraen. 
Die wichtigste ist der Bau von Gemeindesälen, die übrigens ja jedes 
kleine belgische Dorf hat. 

Gemeindehäuser. 

In jeder alten deutschen Stadt, die ein älteres Rathaus hat, läßt sich 
aus dem Ratsarchiv feststellen, daß bestimmte Räume des alten Rat- 
hauses in früheren Jahrhunderten nicht zu Bureauzwecken, sondern für 
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Versammlungen und Festlichkeiten gedient haben. In Osnabrück hat 
heute noch der älteste Stadtrat sein Dienstzimmer in einem hohen, 
früher gepflasterten Räume, in dem bei den Festlichkeiten gekocht 
wurde. In vielen Städten ist die Bedeutung des Rathaussaales als Tanz- 
saal der ältesten Generation noch nicht aus der Erinnerung geschwun- 
den. Nicht daß die ältesten Leute selber noch auf dem Rathause getanzt 
hätten, aber sie wissen aus den Erzählungen ihrer Eltern und GroS- 
eltem, daß dort früher Bälle gegeben worden sind. Die Benutzung des 
Rathauses für öffentliche Zwecke geht weit zurück bis in das Mittelalter. 
In einer Zeit, in der es kaum eine städtische Bureaukratie gab, dagegen 
eine Unmasse von Ehrenämtern, die notwendigsten schriftlichen Ar- 
beiten aber vielfach von Klerikern ne>benamtlich erledigt wurden, war 
kein Bedürfnis für viele Bureauräume und Äktenregistraturen vor- 
handen. Die Hauptsache war das Archiv, der Aufbewahrungsraum der 
städtischen Privilegien. Dieser Raum hatte gewissermaßen den Ehren- 
platz in jedem altdeutschen Rathause. Heutzutage ist es umgekehrt, 
und man hat für das städtische Archiv nirgendwo recht Platz mehr. 
Dann war auf dem Rathause vorhanden eine Gerichtsstube für den 
Stadtrichter, gleichgültig ob dies nun der Bürgermeister oder der Stadt- 
sekretär oder eine andere etwa vom Landesherm ernannte oder be- 
stätigte Persönlichkeit war. Außer etwa noch einem Zimmer des 
Bürgermeisters und des Stadtschreibers wird das alte deutsche Rathaus 
keinen Raum enthalten, der nicht für Versammlungszwecke geschaffen 
war. Und diese Versammlungen waren nicht nur solche städtischer 
Kommissionen und städtischer Vertretungen, sondern ein Hauptzweck 
des Rathauses war, einen Versammlungsort für die mit Rechten begabte 
Bürgerschaft zu gewähren. Das schließt natürlich nicht aus, daß die 
Zünfte, die sogenannten Aemter und Gilden ihr besonderes Versamm- 
lungshaus in manchen Städten hatten, was also dem heutigen Hand- 
werkervereinshaus etwa gleich kam. Das schließt femer njcht aus, 
daß die meist stolze und reiche Krämerzunft oder eine ähnliche bei 
der sozialen Gliederung besonders hervortretende Innung sich ihr be- 
sonderes Versammlungs- und Amtshaus baute. Was die Versamm- 
lungsorte des Stadtadels angeht, so darf hier nur an die sogenannten 
Trinkstuben erinnert werden. Das Rathaus aber war der neutrale 
Boden, das Rathaus war für die Bürgergerichtsbarkeit, die Bürger- 
wahlen, die Bürgerversammlungen in dem kleinen Staate, den jede 
Stadtgemeinde bildete, die gegebene Stätte, und dies nicht nur für 
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ernste politische Bflrgerversammlungen, nein, auch für gesellschafüiche 
Veranstaltungen, für die Aufführungen englischer Schauspieler, füJ^ 
Konzerte, für Tanzlustbarkeiten, zu deren Abhaltung Bürgerhäuser und 
Herbergen nicht ausreichten. Auf das Rathaus brachten „die Schütten" 
ihre Fahnen. Auf dem Rathaus empfing und speiste man den Landes- 
herm. Auf dem Rathaus versammelten sich die Kuratorien von Unter- 
Btützungskassen und Stiftungen, die Vertreter kirchlicher Behörden. 
Kurz, das Rathaus war der Versammlungsort in unzähligen bürger- 
lichen Angelegenheiten. 

Dafi es überhaupt Gemeindeaufgabe sei, für Angelegenheiten der 
Bürger die Versammlungsmöglichkeit zu gewähren, ist ein Gedanke, 
der aus dem städtischen Leben niemals ganz geschwimden ist. Täglich 
tritt an deutsche Stadtverwaltungen von Korporationen, Vereinen und 
Gesellschaften das Ansinnen heran, für eine Versammlung in der Stadt 
den Rathaussaal oder ein anderes würdiges Lokal herzugeben. Die 
meisten Stadtverwaltimgen haben sich längst Grundsätze darüber ge- 
bildet, nach welchen Gesichtspunkten sie derartigen Gesuchen .ent- 
sprechen, und geben nur für gemeinnützige oder nur für impolitische 
Versammlungen oder überhaupt nicht den Rathaussaal her. 

Bekannt ist, daß der verdiente Bürgermeister von Kolberg vor eini- 
gen Jahren diszipliniert wurde, weil er den Gewerkschaften für Ab- 
haltung einer politischen Versammlung die städtische Strandhaile bei 
Kolberg eingeräumt hatte. 

Gerade für die bei den herrschenden Klassen unbeliebten politischen 
Gruppen ist eö oft äußerst schwierig, zur Abhaltung politischer Ver- 
sammlungen geeignete Lokalitäten zu erhalten. In großen Städten 
bauen die Sozialdemokraten Gewerkschaftshäuser. Aber in kleinen 
Städten, auf dem Lande, ist die Lokalfrage für Sozialdemokraten und 
Freisinnige gleich schwierig. Und daß freisinnige Gruppen selbst in 
der Großstadt oft nicht ein geeignetes Lokal erhalten können, ist eine 
traurige Tatsache, die durch Verschweigung nicht beseitigt wird. 

Dem dringenden politischen Bedürfnis gegenüber bleibt nichts an- 
deres übrig, als auf den uralten Gemeindegedanken zurückzugreifen 
und einen neutralen Boden für politische Versammlimgen von der Ge- 
meinde zu fordern. Wenn der Staatsbürger Versammlungsfreiheit hat, 
dann muß er auch Versammlungsmöglichkeit haben. 

In der Praxis ist die Ausführung sehr viel einfacher, als man denkt. 
Der Deutsche Volkshausbund hat die Notwendigkeit derartiger Bauten 
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waltungsorgan. Die großen Gemeindeversammlungen nach der 
hannoverseben GemeindeordnnnR haben das erwiesen« imd wenn 
man den Verlauf großer öffentlicher politischer und kommunal- 
pob'tischerv Versammlungen kennt, so weiß man, wie derartige 
große Versammlungen geneigt sind, vom Thema abzuschweifen, und 
wie unfähig sie zu wirklicher Arbeit sind. Jeder parlamentarische 
Apparat arbeitet deshalb mit Kommissionen und Ausschüssen. Trotz* 
dem ist *die Gemeindeversammlung unentbehrlich als Wählerversamm- 
lung, unentbehrlich für Motionen, für das Referendum, für aufklärende 
Vorträge, die im Gemeindeinteresse gehalten werden. Die neue Groß« 
gemeinde ist so sozial, in ihrer Tätigkeit so eingestellt auf Beschaffung 
der Existenzmlnima für den einzelnen Bürger, in ihrer ganzen Tätigkeit 
wirtschaftlich so verknüpft mit der Privatwirtschaft des Bürgers, dem sie 
Lebensmittel und Wohnung, Arbeit und Kredit, Saatgut, Wasser und 
Licht, Gesundheitspflege und Versicherungen, kurz alles Wichtige, be- 
sorgt, an der Verwaltung der neuen Großgemeinde ist jeder Bürger so 
sehr interessiert und die Gemeinde ist an ihm so« 'interessiert, daß 
jedes andere Wahlrecht als ein gleiches vollkommener Unsinn wäre. 
Der alte Gedanke, daß die Steuerleistung das wichtigste sei, tritt gans 
zurück; denn es kommt bei der Finanzgebarung der neuen Groß^ 
gemeinde gar nicht mehr auf die Einkommensteuer an, \^ie wir sahen. 
Mit der früheren Gemeindeeinkommensteuer bezahlt der Staat Kriegs- 
schulden. Auch die Frauen wird man als gleichberechtigte Mitglieder 
an der Gemeindeversammlung teilnehmen lassen müssen, und das Alter 
für die Gemeindemitgliedschaft auf das der Großjährigkeit bestimmen. 

Das Interesse der Frau, besonders der Ehefrau, an der Gemeinde- 
verwaltung ist sehr bedeutend. Die Küchenherdfrage i<st heutzutage 
teilweise e!ne Gasherdfrage. Die Frau, die in der Küche tätig ist, wird 
sich viel besser und leichter als der Mann ein Urteil darüber bilden 
können, ob di^e Gasmessermiete und der Kokspreis angemessen sind, . 
ob der Preis für Kochgas zu hoch ist, in welchem Verhältnis der Preis 
für die Kilowattstunde der Elektrizität zum Gaspreise steht und was 
dergleichen intime technische Fragen mehr sind. Die Hausfrau führt 
durch ihre Tätigkeit im Hause eine dauernde Kontrolle über das Lei- 
tungswasser. Sie kann Beobachtungen über die Güte des Wassers 
machen, kontrollieren, ob das Rohmetz im Sommer durchgespült wird, 
durch Beobachtungen des Druckes bei nächtlicher Wasserentnahme 
Schlüsse darauf ziehen, ob genügend nächtliche Pumpstunden angesetzt 
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sind und für Brandfälle bei Naeht voraussichtlich genügende Wasser- 
quantitäten zu Löschzwecken zur Verfügung stehen würden. Die Ab- 
fuhr, die Müllabfuhr, die Scherbenabfuhr sind Angelegenheiten, um die 
sich der Ehemann im Haushalt wohl kaum kümmert, während die 
Ehefrau durch ihre Beschäftigung im Hauishalt gezwungen wird, in 
bezug auf diese Betriebe städtischer Verwaltung fortgesetzt Beob- 
achtungen zu machen. Dasselbe gilt von der Kanalisation. Eine tüch- 
tige Hausfrau lernt hier Mängel sehr viel früher und sehr viel gründ- 
licher kennen als der Mann, natürlich nur, soweit eben die Kanalisation 
Gegenstand ihrer Wahrnehmung ist, soweit die Hausanschlüsse in Be- 
tracht kommen. Ob das Nivellement in der Straße richtig ist, das kann 
der Mann auch nicht konstatieren. Wenn aber infolge schlechten Nivel-. 
lements und mangelnder Rückstauklappen die Abwässer plötzlich in 
den Hauskeller eindringen, wird das Interesse der Hausfrau, die dort 
ihre Haui&haltungsvorräte aufbewahrt, wahrscheinlich noch größer sein, 
als das des Mannes. Wir sehen, es gibt also wichtige, umfangreiche 
Zweige der Gemeindebetriebsverwaltung, an denen die Frau natur- 
gemäß ein größeres Interesse nimmt als der Mann, für die deshalb in 
manchen Beziehungen die Beobachtungen und Erfahrungen der. Haus- 
frau wichtiger sind, als die der Bürger. Wir brauchen manche idealen 
Gebiete der Gemeindeverwaltung, für die dasselbe gilt, nur zu streifen. 
Daß für Mädchenschulen, Töchterschulen, Mädchenfortbildungsschulen, 
Armenpflege, Waisenpflege, Ziehkinder, Krippenwesen, Spielschulen, 
Säuglingspflege, Hebammenwesen Heranziehung der Bürgerinnen un- 
bedingt notwendig ist, bedarf heute keiner ausführlichen Darlegungen 
mehr. Nur dort, wo das Armenwesen ganz verknöchert ist, wehrt man 
sieh noch gegen weibliche Tätigkeit, die übrigenfi ja auch vielfach durch 
selbständige Vereine neben der offiziellen Armenverwaltung der Ge- 
meinde stattfindet. 

Mit dem Schulwesen ist scEon das Bildungswesen gestreift Die 
großen Gemeinden stellten vielfach Bibliothekarinnen, ebenso wie Ver- 
walterinnen für den Arbeitsnachweis an; aber in das Kuratorium ließen 
sie Irotzdem oft keine Damen hinein. Enthielt ?a doch der Grundstock, 
aus dem alle G^neindekommissionen gebildet werden, bei den Ge- 
meindeverwaltungen auch keine Damen. Man denkt dabei nicht daran, 
daß diese Tatsache nur von der rückständigen Städteordnung heitrührt, 
und sonst durch nichts gerechtfertigt ist. 

Uebrigens soll der Tätigkeitskreis der Frau, was die Bildung angeht, 
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bei d^ weiblichen Schulbildung durchaus nicht abgeschlossen sein. Die 
Frau kann gerade so gut in der Gemeinde-Gymnasialkommission Sitz 
und Stimme haben, wie der Mann. Die Ehefrau, die Kinder auf dem 
Gymnasium hat, hört von diesen vielleicht noch mehr als der Gatte, ist 
über unzulängliche Heizung, bauliche Mängel, Ueberfüllung der 
Klassen, Ueberbürdung mit Schularbeiten, Ueberschreiten des Züch- 
tigungsrechtes vielleicht noch genauer oder ebenso genau unterrichtet 
wie der Vater. Dabei braucht die Frau oft nicht die Rücksichten zu 
nehmen, wie der Mann. Die Frau ist mutiger und kann mutiger sein 
Mißständen gegenüber, von denen jeder spricht, die aber niemand am 
richtigen Orte zu rügen wagt. Die Feigheit der Interessenten ist oft 
unglaublich. Jeder fürchtet sich oder seinen Kindern zu schaden, wenn 
er die Sache vorbringt. Ein weibliches Wesen ist da oft mutiger. 

Die Frau wird also in jeder Gymnasial* imd Schulkommission, auch 
Fortbildungsschulkommission, eine Fülle von Aufgaben haben; in der 
Armenkommission, der Gaswerkskommission, der Elektrizitätskom- 
mission, der Wasserwerkskommission, der Abfuhrkommission, der Ka- 
nalisationskommission, der Arbeitsnachweiskommission, Lesehallen- 
und Volksbibliothekskommission wird sie ihren Platz ausfüllen. Daß 
die Frau in die Verschönerungskommission gehört, weil sie über Studt- 
park imd Promenaden ein Urteil von mindestens eben denselben Qua- 
litäten abgeben kann, wie der Mann, brauchen wir wohl nicht zu er- 
örtern. Es bedarf ebensowenig eines Beweises, daß die Frau in den 
Kommissionen des Arbeitsamtes, des Emährungsamtes, des Landamtes, 
des Gesundheits- und Versicherungsamtes wertvolle Arbeit leisten wird. 

So bleibt vielleicht nur das Finanzamt und das Bauamt, in denen man 
die Mitarbeit der Frau nicht so sehr vermissen würde. In den erwähn- 
ten Zweigen der Verwaltung ist aber dafür die Mitarbeit der Frau oft 
wertvoller, als die der Männer. Der weibliche Prokurist ist im Kriege 
übrigens nichts Seltenes gewesen, und was das Bau- und Verkehrs- 
wesen angeht, so haben auch auf diesen Gebieten Tausende von weib- 
lichen Beamten sich glänzend bewährt. 

Ist es also unmöglich, den Frauen die kommunalen Rechte zu ver- 
sagen, so ist zu prüfen, ob unter den Gemeindeeingesessenen noch 
irgendein Unterschied gemacht werden kann. Daß das Hausbesitzer- 
privileg fallen muß, versteht sich von selbst In der neuen Groß- 
gemeinde, in der man durch einen bei der Gemeindeverwaltung leicht 
zu erwerbenden Baugenossenschaftsanteil jederzeit Hausbesitzer wer- 
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ßchaftliche Gruppe eine Wählennasse für eine Vorschlagsliste, so ge- 
schieht den Rechten des einzelnen Wählers dadurch noch kein Abbruch. 
Die zu besetzenden Stellen der Gemeinderäte werden nämlich unter 
die Vorschlagslisten imd die auf keiner Liste stehenden Einzelkandi- 
daten in gerecEter Weise verteilt, und zwar folgendermaßen: Die Ge- 
samtzahl der auf Wahlzetteln gültig abgegebenen Wahlstimmen wird 
durch die um eins vermehrte Zahl der zu wählenden Gemeindebevoll- 
mächtigten oder Gemeinderäte geteilt. Durch den Quotienten, der sich 
hierbei ergibt und nötigenfalls auf die nächste ganze Zahl aufzurunden 
ist, werden die Stimmenzahlen der einzelnen Vorschlagslisten der 
Reihe nach geteilt und jeder Vorschlagsliste so viel Stellen zugewiesen, 
wie diese Teilung ergibt. Dabei können, was die Vorschlagslisten an- 
geht, zwei oder mehrere derselben durch die übereinstimmende Er- 
klärung der Unterzeichner als verbunden gelten. Durch diese Listen- 
verbindung werden Parteien oder Gruppen, die einander nahestehen, 
in den Stand gesetzt, überschüssige oder unzulängliche Stimmenzahlen, 
die sonst bei der Stellenverteilung verlorengehen würden, zu sammeln 
und sich gegenseitig zuzuwenden. Die verbundenen Vorschlags- 
listen gelten einer etwa aufgestellten weiteren selbständigen Liste 
gegenüber als e i n e Liste. So können also kleine Parteien und Gruppen 
durch das Prinzip der Listenverbindimg zu einer Vertretung gelangen, 
die sie sonst niemals erreichen würden. 

Wer kommunalpolitisches Leben und damit kommunalpolitische Agi- 
tation für wünschenswert hält, wird zweifellos zugestehen, daß gerade 
mit Hilfe der Vorschlagliste und der Listenverbindung für diejenigen, 
die sich um die Kommune kümmern, ein Weg gründen ist, sich an der 
Gemeindevertretungswahl wirksam zu beteiligen. Und, was die Haupt- 
sache ist, diese Beteiligung schädigt niemand und nimmt niemandem 
Rechte; denn es bleibt jed'em Bürger unbenommen, für andere Vor- 
schlagslisten und Einzelkandidaten zu agitieren. Ein Beispiel möge 
dies erläutern: 

Es sind 8 Gemeindebevollmächtigte zu wählen. 

Die gültigen Stimmen verteilen sich wie folgt: 

£inzige Vorschlagsliste 1556 

Ein Einzelkandidat, der nicht auf der Vorschlagsliste steht, • • 210 

Ein weiterer solcher Kandidat . ♦ . 24 

Mehrere solche Kandidaten mit geringeren Stimmenzahlen (zus.) 10 

Gesamtzahl der gültigen Stimmen 1800 
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Diese Zahl wird durch die um 1 vermehrte Zähl der zu wählenden 
Gemeindebevollmächtigten geteilt: 

1800: (8 + 1=) 9 = 200. 

Mit dem Quotienten werden die bezeichneten Stimmenzahlen der 
Reihe nach geteilt Jeder Vorschlagsliste^usw. werden so viele Stellen 
zugewiesen, wie diese Teilung ergibt 

Es erhalten daher: 

Die einzige Vorschlagsliste 1556 : 200 = 7 Stdlen 

Der höchstbedachte Einzelkandidat 210 : 200 = 1 ,; 

Der nächsthöchstbedachte Einzelkandidat ... 24 : 200 = „ 

Insgesamt 8 Stellen 

Es kann hier nicht die Aufgabe sein, auf die verschiedenen Systeme 
der Verhältniiswahl einzugehen, das des Engländers Have, de«; Belgiers 
d'Houdt und des Deutseben Luppe. Jeder hat sein Verteilungssystem. 

Es kommt aber nicht nur darauf an, daß die wahlberechtigte Ge- 
meindeversammlung wählt, sondern auch darauf, daß sie in der Er- 
füllung der Gemeindeaufgaben mitarbeitet, mitkontrolliert und gehört 
wird, endlich auch Anregungen gibt. Für diese Anregungen dient dis 
schon eingangs erwähnte Motion, für die Mitarbeit das Referendum. 
Wie glücklich würden bei uns olt die Gemeindevertreter sein, wenn sie 
vor wichtigen Beschlüssen ihre Auftraggeber hören dürften, wenn sie 
die Verantwortung für wichtige Maßnahmen auf diese abwälzen dürften. 
Wie anders würde das Verhältnis zwischen den Stadtverordneten und 
den Steuerzahlern sein, wenn letztere in wichtigen Fragen gehört wer- 
den müßten, wenn die Gemeinde nicht nur der Aufsichtsbehörde, son- 
dern auch der Gemeinde selbst für ihre Entschlüsse sowohl, als auch 
für ihre Verwaltungstätigkeit verantwortlich wäre. In das lichtscheue 
Getriebe der preußischen inneren Verwaltung käme mit einem Male 
das volle Licht der Oeffentlichkeit Welche Bedeutimg würde die Presse 
gewinnen für die Kommunalpolitik! Wie würden an die Stelle unver- 
antwortlicher, schlechtinformierter Bürgervereinskorporationen plötzlich 
wertvolle offiziell informierte Bürgerkorporationen treten, die wegen 
mißglückter kommimalpolitischer Maßnahmen keine unfruchtbare Kritik 
entfalten dürften, da sie ja selbst zu den wichtigsten derselben gehört 
sind, und in ihrer Majorität dieselben beschlossen hätten. Selbstverständ- 
lich könnte dies Referendum sich nur in bestimmten Grenzen bewegen« 
Es könnte nur den Erlaß von Statuten, die Einführimg neuer Steuern 
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und Abgaben, den Bau und die Einrichtung neuer städtischer Betriebe 
und Einrichtungen betreffen. In SchleS'Wig-Hoistein, wo ein stark de- 
mokratischer Zug die ganze städtische Verwaltung durchzieht, ist man 
langst so weit, daß man keine städtische Einrichtimg, die grofier Popu- 
larität bedarf, auf die Beine bringt, ohne der Gesamtheit Aufklärung zu 
geben, ohne sich durch eine Abstimmung im Bürgerverein ein Bild da- 
von zu machen, ob die Sache populär sein und sich rentieren wird.*) 
Auch der Preuße will nicht mehr in einem Obrigkeitsstaate leben. Er 
will mitregieren, mitberaten, mitorientiert sein. Dazu gehört auch, daß 
er Anregungen erhält, und dafür ist die Motion der Gemeindeversamm- 
lu]|g da. Gleichgültig, von welcher Majorität dieser Gemeindeversamm- 
lung man es nun abhängig macht, daß sich die Gemieindeverwaltung mit 
einer neuen Frage befassen muß. Es kann imendlichen Segen 
schaffen, wenn jeder die Gemeindeangelegenheiten als ihn angehend 
erfaßt, Anträge, die von einer bestimmten Anzahl berechtigter 
Bürger .unterschrieben sind, in die Gemeindeversammlung gelangen 
müssen imd die Gemeindevertretung sich mit ihnen beschäftigen 
muß. Jetzt ist die Sache so, daß kleine Gruppen von Bürgern 
unmittelbar die Gemeindevertretung mit allen möglichen An- 
trägen belästigen. Die Schriftlichkeit verhindert vielfach klare Aus- 
einandersetzungen; die Kleinheit der Gruppe, die Unverantwortlichkeit 
der Antragsteller nimmt dem Antrage selbst oft die Bedeutung. Ein 
geordnetes Verfahren würde die Mitarbeit intelligenter Bürger an der 
Gemeindeverwaltung, die Auslese tüchtiger, zu kommunaler Beförde- 
rung geeigneter Bürger, kurz, unendlich viel Gutes zur Folge haben. 

BezirksYorsteher. 

Die erste Stufe zum Bürgermeister ist der Rottmeister, so lautet in 
Schleswig-Holstein ein altes Sprichwort. Dieser Rottmeister ist ein 
ehrenamtlich tätiges Organ des Magistrats, das früher in schleswig-hol- 
steinischen Städten als Viertelsvorsteher, Bezirksvorsteher eine ge- 
wisse Rolle spielte. Selbstverständlich ernannte der Magistrat zu dieser 
Würde nur Bürger, die sich durch Ansehen und Vertrauenswürdigkeit 

*) In der alten deutschen Stadt fand viermal im Jahre das sogenannte „ge- 
meine Gebott** statt, das heißt Versammlung aller Bürger und Verlesung der 
Rolle, enthaltend die wichtigsten Stadtrecbte und Ratsverordnungen.. Dabei 
wurde dann über wichtige städtische Angelegenheiten, wie Festsetzung der 
Märkte verhandelt. (Beiträge zur Geschichte Dortmunds. Wilhelm Rufus 1918, 
S. 57, Anmerkung 3.) 

Scbflcking, Demokratlsierang PreuSeo«, 11 
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iter. Es ist ein selbstvei^tänd- 
daß die Chefs des Hochbaues 
^i^ät haben. Von anderen Ver- 
BfiJ'^ogen dii; Hruii>ter noch um 
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ilegenheiten aus dessen Ar- 
gefaßten Beschlüsse ihm 
.durch den Bürgermeister mit 
f- ^^chtlachleute ohne Zuziehung 
;J Leider muß man nun so sehr 



mit menschlicher Schwäche rechnen, daß es bedenklich erscheint, den 
Chefs sämtlicher Betriebsverwaltungen und Aemter, also mindestens 
einem halben Dutzend Personen aufier dem Sitz auch die Stimme in der 
Gemeindevertretersitzung zu geben. Daß sie in den Kommissionen Stirn* 
men haben müssen, bedarf keiner Rechtfertigung. In dem obersten 
Körper der neuen Großgemeinde könnte aber die Stimmabgabe der 
Verwaltungschefs |ede wirkliche Selbstverwaltung immöglich machen, 
da es notwendig ist, mit nur einer Versammlung zu arbeiten und die* 
selbe aus Gründen der Zweckmäßigkeit möglichst klein zu halten. An 
anderer Stelle ist geschildert, wie sich in der Großstadt eine Tyrannis 
der Chefs der städtischen Betriebsverwaltung herausgebildet hat, die oft 
der Tyrannei des Landrats in länidlichen Verhältnissen nicht nach^ 
steht und gegen die der Bürgermeister und der Stadtrat als Nicht* 
lachmann ebenso ohnmächtig ist, wie der Stadtverordnete. Den Bo* 
triebsverwaltern nun noch ein Stimmrecht in der einzigen ausschlag- 
gebenden Vertretung der Gemeinde zu geben, hieße sie allmächtig 
machen. Anders liegt es bei den Bezirksvorstehern, den über die Groß* 
gemeinde verteilten Gemeinderäten, Verwaltungsbeamten, in deren 
Hand die Ueberwachung der Tätigkeit der Gemeindeämter und «betriebe 
in ihrem Bezirke liegt Ihnen Sitz und Stimme im Vertretungskörper 
der Gemeinde zu geben und sie nicht nur als Vertreter des Gemeinde- 
oberhauptes zu betrachten, liegt näher. Die Bedingungen ihrer An- 
stellung müßten sein, daß sie im Bezirk wohnen und auf 6 Jahre gewählt 
werden von der Wählerschaft der Großgemeinde. Daß diese Ge* 
meiiideräte ein besonderes Kollegium bilden, ist ebenso überflüssig, 
wie ein besonderes Kollegium der Chefs der Betriebsverwaltungen und 
Aemter. Derartige Kollegien würden nur Reibungen schaffen mit dem 
wichtigsten Kollegium, dem der Gemeindeverordneten, und dem Ein- 
kammersystem Abbruch tun. Dieses Einlcanimersystem würde endlieh 
Abhilfe schaffen gegenüber all den vielen Mißständen der Gegenwart, 
vor allem der unsinnigen Unterscheidung zwischen Gemeindeverwal- 
tung und Gemeindevertretung. Das Doppelkammersystem mit seinen 
Kollegien für Gemeindeverwaltung und Stadtverordneten hält stets die 
Eifersucht zwischen beiden Körpern rege, beschränkt das Kontrollrecht 
der Gemeindeverordneten, hält die Gemeindeverordn^ten von der Mit- 
arbeit für die Gemeinde ab, läßt der Aufsichtsbehörde Möglichkeiten 
zum Eingreifen, was wohl der Hauptzweck der Sache ist, schafft vor 
allem aber einen ganz unsinnig komplizierten und verwickelten Ge* 
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Schäftsgang. Man denke nur an die imsinnige Methode der Schreiben 
des Magistrats an das StadtverordnetenkoUeginm. 

Wenn man eine Prämie darauf aussetzen würde, eine Gemeindever- 
lassung zu konstruieren, bei der jede Kulturarbeit möglichst erschwert, 
möglichst viel Reibimgsflächen zwischen den Organen geschaffen, die 
Selbständigkeit der Gemeinde gehindert, dem einzelnen die Mitarbeit 
verleidet würde, dann würde er die altpreußische Städteordnung er- 
finden, nach der so gegenwärtig verwaltet wird. Daß dabei imser© 
preußischen Städte so viel leisten, ist ein bewunderungswürdiger Be- 
weis des Gemeinsinns ihrer Bürger und der Geschicklichkeit ihrer lei- 
tenden Beamten. Schleswig-Holstein hat für die Stadtverwaltimg ein 
System, das sich dem Einkammersystem schon mehr nähert; auf dem 
Lande war das Einkammersystem immer mehr oder weniger selbst- 
verständlich. An der Spitze der einen Kammer, der die Bezirks- 
vorsteher Bis Gemeinderäte, die Chets der Betriebsverwaltungen imd 
Aemter ohne Stimmen und die Gemeindeverordneten angehören, steht 
das Gemeindehaupt mit dem Titel Bürgermeister. Audi er ist wählbar 
auf 6 Jahre und hat die Dienstaufsicht über die Chefs der Betriebs- 
verwaltungen und Aemter. Juristische Vorbildung ist nicht unbedingt 
notwendig. Er beruft imd leitet die Sitzungen der einen Kammer. 
Ganz besonders wichtig ist für diese, daß die Zahl der Gemeinde- 
verordneten so klein ist, daß die Kammer verhandlungsfähig bleibt. Es 
gehört zu den großen Perfidien der altpreußischen Städteordnung, daß 
die Stadtverordnetenkollegien so groß gemacht werden, daß sie nicht 
mehr verhandlungsfähig sind imd aus Verhandlungskörpem zu Be- 
willigungskörpem werden. Sicher sind Unterkommissionen notwendig, 
und jede Betriebsverwaltung, jedes Gemeindeamt muß seine Kom- 
mission haben, in die aua der Bürgerschaft von der Gemeindekammer 
zu den Gemeindeverordneten geeignete Bürger zugewählt werden. Trotz- 
dem ist es möglich und segensreich, auch in der wichtigsten Korporation 
der Gemeinde selbst einen Beratungskörper zu haben, der die Kom- 
missionsbeschlüsse prüfen und sachlich verhandeln kann. Die großen 
Volksversammlungen unserer großstädtischen preußischen Stadtverord- 
netenkollegien sind dazu völlig ungeeignet. Die Besoldung der Ge- 
meindeverordneten ifit eine alte Forderimg der Sozialdemokratie, und 
sicher in sehr vielen Beziehungen dem System vorzuziehen, den Ge- 
meindeverordneten durch Lieferungen und Aufträge seitens der Ge- 
meinde für seinen Zeitverlust zu entschädigen. Der vielfach gefaßte 
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Beschlufi, Stadtverordnete an allen Lieferungen und Aufträgen auszu- 
schließen, ist sehr ideal, praktisch aber schwer durchführbar, und oft 
eine große Härte. Das ganze ehrenamtliche System hat sich in unserer 
Zeit des Ämerikanismus völlig überlebt. Es entsprach einer Zeit, in 
der man Zeit hatte und die Geschäfte so sehr nicht litten, wenn ihr In- 
haber sich nebenbei auch öffentlichen Angelegenheiten widmete. Diese 
Zeiten scheinen endgültig vorüber zu «sein. Auch die staatlichen Ab- 
geordneten besoldet man in fast allen Parlamenten jetzt* 

Das Verhältnis des Bürgermeisters zu den Bezirksvorstehern, den 
Unterbürgermeistem oder Gemeinderäten muß das des primus inter 
pares, nicht etwa ein Vorgesetztenverhältnis sein. Ein solches ist da- 
gegen notwendig zwischen der Gemeindekammer und den Chefs der 
Betriebsverwaltungen und Aemter. Die Gemeindeverordneten, die 
Stadtverordneten oder Gemeindevertreter sind selbstverständlich un- 
abhängig, unterliegen keinem Disziplinarrecht, sondern nur der Ge- 
schäftsordnung. Für das Ausscheiden der Gemeindeverordneten und 
ihre Wiederwahl kann aus den preußischen Städteordnungen ein 'lumus 
entnommen werden. Die besoldeten Gemeinderäte imd der Bürger- 
meister müssen auf eine Anzahl Jahre gewählt werden. Die Verwaltung 
der Großgemeinde, dezentralisiert, aller Eigenart der Gegend, der Ein- 
wohner Rechnung tragend, erfordert Einarbeitung in die Lokalverhält- 
nisse. Schon heute fehlt es vielfach an Stetigkeit in der kommunalen 
Verwaltung. Beschlüsse und Erwägungen, Feststellungen, die viel Zeit 
und Arbeit gekostet haben, werden auffallend schnell vergessen bei 
Antritt eines neuen Bürgermeisters, starkem Wechsel im Stadtverord- 
netenkollegium. Beschlüsse, die wohlerwogen waren, werden plötzlich 
von neuen Leuten, die zum Schaden der Kommunalverwaltung erst Er- 
fahrungen machen, umgestoßen, oft aus zufälligen Gründen, weil z. B. 
eine ältere Akte mit den früheren Verhandlungen nicht zur Stelle war 
oder zufällig vergessen war. Es kommt wenig an die Oeffentlichkeit 
von den originellen Irrtümern, die beim Umstoßen früherer Beschlüsse 
deshalb begangen werden, weil niemand die Akten kannte. Setzen wir 
deshalb nach sozialdemokratischem Vorschlage das Bürgerwablrecht auf 
das 20. Jahr, die Mandatsdauer der Gemeindeverordneten auf 2 J;ihre, 
und geben wir der Wahlperiode der Kommunalbeamten nicht min- 
destens 6 Jahre, so besteht die große Gefahr, daß die Großgemeinde 
entweder mit zuviel Energieverschwendung arbeitet, oder von den 
unteren Beamten, die dann unter Umständen die allein bodenständigen 
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|llla^^gfi|^'jgl&nwQn3chRii9'wert. Aktives und 
|'w(8lf|l^^^8t^S#9{lfeeinwobner haben, die nictit 
^Jifi'S^SbH.'vaSfSMicben Ehrenrechte erlitten 
^]^^«Mtti|^t||aVfSlfg;*Gemeiadebeamten selbst, iat 
Ef^t@^Ai<^t|9 Bf^liS^eiDdebeamten bat stets xu 
l'^tigyiffvttieil^^j^il Erführt. Um die Bestätigung 
ltcKA!fif^^g|«iiag|f*^ltti die Regierung bisher bei 
SsiUf^^^^'A B'flH'Sf '"* ^P^^'^> intrigierte durch 
Ps'oO'OAia^Jl^S^flfSpn bestimmte Kandidaten die 
tjää'igi^aaW t^JigiAjtffaXe, wenn diese doch gewählt 
^^■S^^B^i^DBgctttJllu' Beschämung des Gewählten 
aU&i1>Hitfw«B^iMkrgmnagenehni5ter Weise das Selbst- 
Hjajl durch Drohungen mit Nicbt- 
i^^^^fte Bestätigungarecht ist der 

.«. .«.^*^?^*^ 
^w^0i:i^3^1^wc£ Autsichtsrechts. Wer soll es 
^%tj|:^^^f&0^^|»^werden? Bei neuen leistungs- 
^f!^^Ä|:^^i^|ti^^e überflüssig. Höchstens als 
^SS^f^l^^^^iO''<^^OI~ ^i^'' I^^^i^^^''^<!htigung. Die 
ln^^^^'^r^^j^^i^^ manchen Ffillen über die 
Pi?^^^^«-:^^^^^^'* ^^^^° '"^ ''^ *^° ^^^^ 
^^^^^^^^'^^^'^''^^^^^^'^ ^^ politischen Ein- 
|£^tB|^C^S^i^düg^^I^Sin sozialer Verband mit einer 
9^*3^|yi*^)>£^w^i^btungen, wirtschafLücher Be- 

^g^ä^n^^^iSr^!»^! eines Oberbaues, nicht des 
|iiSh>^ ik zKr •ZM •<»• äiS' öS 

'^*''^^1^l^'wi^^i?''b'^'< «nliommt, nicht des Re- 
[^P^::|^f^s^r*^!i^i^S>ureaukratischen Regierungs- 
^■I^^^^'^'^SC^*'^^^*"''" *^*'""i °'^^ hilfen will, 
ä^BfiSfit|pi^eE'dJTti^fii^terhaltun{! guter Beziehungen 
^^i^B<^^^l4§^^^**^^B wichtigste und vornehmste 
^'^K'^'^'^^^^^^^' ^^ ''isher in derielben oder 
^4^'^^^*^^^^e|^inde arbeitet, und das ist die 
»S^ä^^S^lN^*^r^^^wi der Provinz. Sie sctiafft po- 
iii^izt^^^filS^l^'^ Oememde, durch die Ge- 
i'IP^^I*^^^!^^"^ ^^''bung- Aber hei ihr über- 
^M«^^^%*^'il»^*er der Gemeinde die einzige 



Behörde der inneren Verwaltung mit Existenzberechtigung. Erlösen 
wir die Gemeinde von der Sklaverei des Kreises, stellen wir sie überall 
auf eigene Füße, so bedarf sie dringend der technischen Förderung imd 
Beratung, vor allem eines Oberbaues für die Behandlung von tausend 
FTagen, einer Zusammenfassung in einen größeren Verband imd einer 
Aufsicht durch diesen. Waß die letztere angeht, so sind sich längst alle 
Kommunal' echniker darüber einig, daß sie sich darauf beschränken muß, 
daß die Aufsichtsbehörde ungesetzliche Verwaltungsakte der Gemein- 
den vor den ordentlichen Gerichten anfechten kann. Bisher ging das 
Aufsichtsrecht viel weiter; es bestand •— wie allgemein angenommen 
wurde, gesetzlich festgelegt war es nirgends — im Recht der Kenntnis- 
nahme und im Recht der Abstellung von Mängeln und Ungesetzlich- 
keiten. Am schlimmsten für die Gemeinde war das Recht der Kenntnis- 
nahme; denn aus ihm ging das Recht zur Information hervor, und wenn 
letzteres schikanös gehandhabt wurde, hatte die Aufsichtsbehörde das 
Recht, ganze Zweige einer Gemeinde- oder Stadtverwaltung durchzu- 
stöbern, um auf irgendeine anonyme Anzeige hin angebliche Mißstände 
klarzustellen. Besteht das Aufsichtsrecht, wie der Frankfurter Ma- 
gistrat mit der ganzen Gemeindevertretimg von Frankfurt am Main im 
Februar 1918 vorgeschlagen hat, nur noch darin, daß die Aufsichts- 
behörde bei Gericht gegen ungesetzliche Verwaltungsakte klagt, dann 
wird sich die Aufsichtsbehörde niemals mehr um Einzelheiten der Ge- 
meindeverwaltung kümmern, es sei denn, wirkliche Gesetzes- 
verletzungen lägen vor. Jetzt wagt es der Regierungspräsident, der 
Stadtgemeinde Rechnungsbeamte zuzusenden und tagelang ihre Stadt- 
kasse revidieren zu lassen. Jetzt werden die Etats für die Steuer- 
zuschläge zur Genehmigung eingereicht. Jetzt darf keine vom Kreis- 
ausschuß nicht genehmigte Ausgabe bei der Landgemeinde gemacht 
werden. 

Begründet wurde das Aufsichtsrecht stets durch die Kleinheit man- 
cher Landgemeinden, die Unfähigkeit der ehrenamtlich tätigen Ge- 
meindeorgane, das Interesse, das der Staat daran habe, daß die Ge- 
meinde nicht ihr Hab und Gut verschleudere, mit ihrem Grundvermögen 
sparsam umgehe und sich die Kunstschätze erhalte. Es gibt Städte, 
die ihre Archive und ihre schönsten Kunstschätze verkauft haben, Ge* 
meinden, die ihr Grundvermögen, statt es sich als wichtigsten Ver- 
mögensstock zu erhalten und statt es zu bewirtschaften, parzellierten und 
veräußerten. Mit diesen traurigen Tatsachen ist stets die Notwendigkeit 
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Poliiei. 

Ueber die Aufhebung von Kreis und /ftegieoimg und ihren Ersatz 
durch die Provinz läßt sich nicht sprechen, ohne dem Einwand zu be- 
gegnen, daß die Polizei Erhaltung des Landrats und Regierungspräsi- 
denten nötig mache. 

Man kann eine ganz gut funktionierende Justiz haben und braucht 
deshalb noch lange kein Rechtsstaat zu sein. Rußland war in Frie- 
denszeiten der beste Beweis für diesen Satz. Jeder, der sich dort poli- 
tisch betätigte, wurde dadurch bis zu einem gewissen Grade plötzlich 
rechtlos. Mit ihm beschäftigten sich plötzlich nicht mehr die ordent- 
lichen Gerichte, sondern die dritte Abteilung. Für ihn kam nicht die 
Polizei in Betracht, sondern die Gendarmerie. Von all den Kautelen 
und staatsbürgerlichen Garantien, die sonst existierten, besonders in 
der Strafprozeßordnung, war beim politischen Verbrecher plötzlich keine 
Rede mehr. Er verschwand zuweilen. Der autokratische Charakter 
des Staates vertrug das nicht anders. Viel von dieser Auffassui^ hat 
sich in diesem Kriege geltend gemacht. Wer denkt nicht an die Schutz- 
haft, manches aber hatten wir schon im Frieden. Vor allem in bezug auf 
die Rechtsstellung der Ausländer :;eigle imser preußischer Polizeiminister 
stets die rückschrittlichsten Tendenzen. In ungeschicktester Weise 
unterschied noch vor zehn Jahren ein Erlaß des Ministeriums des Innern 
zwischen Ausländern, die sich persömicu, und Ausl'lndern, die sich als 
Ausländer lästig machen. Damit wurde implizite anerkannt, daß Leute, 
die sich persönlich nicht lästig gemacht haben, doch ausgewiesen wer- 
den können. Eine reaktionäre Verwaltungspraxis brachte die Normen 
des preußischen Landrechts über die Ausweisung einfach in abusum. 
Wenn wir mal anfangen wollen, zu inventarisieren!, welche Maßnahmen 
uns Preußen in der ganzen Welt verhaßt gemacht haben, dann wird 
unsere Ausländerpolizei, die sich streng an zaristische Grundsätze und 
echt russische Verwaltungsauffassung anlehnte, mit in erster Linie 
kommen. Die ganz willkürliche Ausweisung von Ausländem in Preußen, 
von Leuten, die sich überhaupt nicht lästig gemacht haben, widersprach 
aber nicht nur dem preußischen Staatsrecht, sondern auch dem Völker- 
recht. Wo andere Staaten vielfach eia geordnele^ä Verfahren mit einem 
Rechtszuge hatten, entschied bei uns in der Praxis ohne Rechlszug eine 
Polizeiinstanz. In der willkürlichsten Weise wurde in der Stellung des 
Ausländers unterschieden, je nachdem seine Arbeitskraft agrarischen 
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HW^SI^fäi^lS^ kam. Auch hier sei^ sich 
|lS&fl|lniS'i6S*aS'i' agrarischen Konservativen 
3häs^M!)iea2J9^ASill&ben Freiheit wurden grund- 
9iAftiB^i^aAi)$)'l|(° Frankfurt am Main wurde 

!|iVl^'yMj|^B er sich bei der Polizei da- 
''S'tf .^*H^*^'^S''^ Gesetz zum Schutze der 
|]ä((fp njUl^f f^eit der Aenderung dieses 
E^w^S^Ki?«wii^sfim machte. Ueber die Be- 
!'''M^A^"^3tlw'^''^ Schutdosigkeit vor dem 
KÜl^trUTS^w'^SF Bestimmungen von dem 

!|at|pS^AiQ'i$V^iearbeitet und verÖtlentUchL 
^M^Btllill'S''^'^''^^ geniert, derartige Aus- 
jK^jMiK^II-fJlveröffenUichen. Während in 
^«ititllSf|S[^3ein soll, die Polizei zu kon- 
S^opM jSaQ 9:iG8cHm des Innern die Tendenz 
pii|i'^^(^t^^a^^olizei zu bringen. ScfaOIfen- 
^;]|b^Ä^^il^r Polizei zu geringe Straten 
/(2l^|^p^>^^^^i3iij9>Ministerium des Innern zu- 

^^^K^^'^V^^^^w^sS^^^e'^^''^^''' ""' ^^ Gerichte 
:bSircK^sS%^:^r Gedanke, daß das Gericht 
S-i^djiSpCÖi^a^'WiUkÜr der Verwaltung ist. 
£c^i^i;2^SlBtcBr^^sten wurden schon auf der 

^& '*' 'w. '♦" -wr .vfi 

S^^^^^^^^i^ieiwesen der machtstaatliche 
^^&^(l§t :^!g&&atlicfa e noch nicht durch- 
h^^i^S^SSß^jvIbg unbekannt ist. 
p^^fi^oBtl^'C'Sftk^bfirde, die praktisch von der 
;efD;^^^:^^etzliche Selbständigkeit der 
^^^3$P^ä^ti^^^ng mit der Gemeinde labm- 
^^'^^^F^^^^S^^'^ Reaktion. Das preuSischa 
^^^''^^^^iS'^^ ■'l?^ ausdrückliche Bestimmung, 
j'd^-^©§|i^^3f§» Aufsichtsbehörden Folge zu 
IsSpl^b^^I^lthB:, die Polizeibehörde auch da 

ff^^^'^i^i^^chts. Eine Unzahl von Be- 
it^atw'3g^^g"^densten Dinge das Jahr hin- 
^im^^^!^:B^||i«r Städte konnte der Landrat 
In'^r:^^%^^^tistiken forderte über ihn 



nichts angebende Gemeindeangelegenheiten und indem er auf Grund 
dieser Statisüken Berichte machte, um sich wirksam mit der ihm nicht 
unterstellten städtischen Gemeindeverwaltung beschäftigen. Düs polizei- 
liche Aufsichtsrecht der Landräte ist so eines der wichtigsten Mittel 
geworden, um die Selbstverwaltung der Gemeinde zu beeinflussen, auch 
die Selbstverwaltung solcher städtischen Gemeinden, in denen der 
Landrat nicht die Kommunalaufsicht hat. Mancher Landrat bringt es 
fertig, jede Sache aus irgendeinem polizeilichen Gesichtspunkt zu er- 
fassen, und wenn das wirklich beim besten Willen nicht geht, dann 
überschreitet der Landrat eben seine Befugnisse. Die staatlichen Ver- 
waltungsbehörden sind in Preußen so mächtig, daß sie Beschwerden 
in der Regel nicht zu fürchten haben, es sei denn, daß der Adel ihres 
Bedrks ihnen ein Mißtrauensvotum ausstellt Das ist etwas anderes 
natürlich. Die Polizei ^oirde im Namen des Königs gehandhabt Dio 
Inhaber der Polizei sind Organe der Aufsichtsbehörde. Ja, man ver- 
sucht, sie direkt als Untergebene zu behandeln, verlangt militärische 
Meldungen usw. Gemeindeorgane pflegen derartigem Ansinnen meist 
einen gewissen passiven Widerstand entgegenzusetzen, und deshalb 
rief die Reaktion überall nach staatlicher Polizei. Ein Polizeipräsident 
oder Polizeidirektor ist tatsächlich Untergebener des Regierungs- 
präsidenten und muß sich ihm gegenüber fühlen, wie der Sergeant 
dem Wachtmeister gegenüber, wenn es verlangt wird. Noch ein anderer 
wichtiger Grund spricht für die staatliche Polizei nach der Ansicht un- 
serer Reaktionäre, nämlich der politische. Kommunalbeamte in Stadt und 
Land, Gemeindevorsteher, Stadträte und Bürgermeister sind zu auf- 
geklärt und zu selbstbewußt, um sich zur Einrichtung einer politischen 
Polizei so herzugeben, wie die Regierung das verlangte. Die Ueber- 
wachung von politischen Bewegungen, die Führung von Mitgliederlisten 
politischer Vereine, die Versagung von Umzügen aus politischen Grün- 
den, die Beschlagnahme von roten Schleifen ist jedem anständigen 
Menschen, der nicht strebsamer Regierungsassessor ist, unsympathisch 
und unerquicklich. Gerade der Kommunalbeamte hat Gelegenheit, so 
viel Kulturarbeit zu tun, daß ihm für amtliche Gesinnungsschnüffelei 
beim besten Willen keine Zeit bleibt Anders die Organe der staat- 
lichen Polizei. Diese sah ja gerade ihre Hauptaufgabe auf dem poli- 
tischen Gebiete, während ihr lokale Interessen naturgemäß gleich- 
gültiger waren. Die Ueberwachung von Vereinen und Versammlimgen^ 
die für die städtische Polizei eine lästige Zugabe ist, macht den wicutlg- 
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i^i§^jMp^/g^i ihr, der staatlieben Polixei, 

^1Slf^<&*ftf|>[|^^ ^°°B™ viel besser ver- 

t^nSkS^^^^'gatize Polizeifrage, so drHngt 
|&|la|ffiR^liüiS^o8es Staatsintereese ui dir 
|ttk??th£f^^JunnB8 !ntere£6e unserer Junker- 

^w'Bi/SPdS'IStV''*^^ ^^'^^'^"^"'"^"^'^ nicht 
'^ff/^^^iisiM^ (li^ Exekutive, und wer die 
ig^f^sgä&^SftfKVem ist das Interesse der Ge- 
'|g<^K»^J'^p£heit tut und die Kosten trägt, 
Iifi3^;.§)ff'jjr»ite ist, was d'e Sicherheita- 
■^^ "~il»i|yMBJ*eichend. In einem Itulturell 
Sf^T^lT^riminalpoUzei ein Netz von 



*^^'<B B^' WDd gehen. DaB die neu za 

j^i^^gl^gl^K^ch g-it verwaltet ist, genügt 

^^!f,^*^k^^^) zentraler Oiganisation. Der 

[■lflS-i^Ä^QB:^sbrectiervertolgung durch Oe- 

^^djpfgg^^ql^sdtische BQi^ermeister, groS- 

|£p^^(^! ^i^cbe PolizeipTSsidioi abwech- 

^Q%Ä3^*^^*6icbend und war fortgesetz'^r 

|tdj^t^!t^>^^t allein die Kriminalpolizei, 

^^^cpi^^^|sn nnd mit Einrichtung köoig- 

Diese Polizeipräsidien 

|»lksfeindlicher Politik, richtsn 

iea mit politischen Spitzeln, 

ierwachen nicht nur die An- 

«^^^Pei^n^i^^ kurz, bandhaben die Polizei 

^»^«^^^s der Sicherheitspolizei eine 

i@Q)i||!^^^ «^» der die Anstellung schon von 

^^ÖgBii^^^i^Säg war, ist also so ungeeignet 

'fft^ 1^6€^^SS3lb der Gemeindepolizei eine 

18^^^'^^^* "^^^ überflassig, daS der 

igtb^in^af :a^ sie von der Provinz abbSngt 

|s<(^S.>!t^^'altung8körper und auf dem 

^i^i^l^l^wAi]^ Die Provinzialverwaltung ist 

'^^^^|it^^Ti?z für die Grofigenieinde. Die 

[lEi'Cl^^ti!^rd|SClÜe, die in eteter Linie Kultur 

if ^Si^e^'j^ke^ts- und Verwaltungsbehörden 



die Herrschaft der Junker in Preufien garantieren und sicherstellen 
will. Was würde es überhaupt schaden, wenn Oberpräsidium, Regie- 
rungspräsidium und Landratsamt fortfielen! Gemeinde und Provinz 
sind ess die die Kulturarbeit schaffen. Gemeinde und Provinz sind es 
im großen ganzen auch, die für die genannten Staatsbehörden die Arbeit 
schon jetzt schaffen. Diese Staatsbehörden leisten im großen ganzen 
nur die höchst überflüssige Arbeit der Aufsicht, die größtenteils fort- 
fallen kann, ims überall zum Untertanen- und imseren Staat zum Obrig- 
keitsstaat erniedrigt, die ,.gottgewollte Abhängigkeit'' überall unter- 
streicht imd verstärkt. Der Krieg hat uns überall gezeigt, daß wir 
ohne Gemeinden und Provinzen nicht auskommen können. Wollen 
wir nach dem Kriege sparsamer leben imd alle überflüssigen Sinekuren 
abschaffen, so müssen wir zunächst die beseitigen, die in erster Linie 
dazu da sind, uns politisch zu beeinflussen, die weder technische noch 
Kulturarbeit leisten, die nur regieren, ohne etwas zu schaffen. Und was 
bei den andern bleibt, kann leicht auf Gemeinde und Provinz verteilt 
werden, so daß sich niemand mehr nach einer Kreisverwaltung oder 
einem Begierungspräsidenten sehnen wird. 

Verwaltungsgeriehtsbarkeit. 

Verhältnismäßig leicht ist der Nachweis, daß Landratsamt und Re- 
gierung nicht deshalb erhalten werden müssen, weil beide im Kreis- 
ausßchuß und im Bezirksausschuß richterliche Instanszen, nämlich Ver- 
waltungsgerichtshöfe, zur Seite haben. Trennung von Justiz imd Ver- 
waltung ist das Ideal jedes Kulturvolkes, die Verwaltungsjuetiz deshalb 
zweifellos ein Bückschritt, das ordentliche Gericht die einzige Garantie 
für den Bechtsschutz gegenüber der Verwaltungsbehörde. Im ersten 
Teil ist eingehend geschildert, wie imsinnig die Verquickung von Ver- 
waltung und Verwaltungsjustiz ist, wie der Landrat in die Verwaltungs- 
justiz des Kreisausschusses hineinarbeiten, wie der Begierungspräsident 
den Bezirksausschuß jederzeit schon dadurch beeinflussen kann, daß er 
den Vorsitz in ihm übernimmt Kreisausschuß und Bezirksausschuß 
sind keine Gerichtshöfe in dem Siime, wie unsere anderen ordentlichen 
Gerichte. Sie sollen auch keine sein. Die Verwaltung will in ihnen Ein- 
fluß behalten. Es soll eine gesetzliche Beeinflussung stattfinden. Eine 
rechtsprechende Behörde, die durch Personalunion zwischen Justiz und 
Verwaltung der Beeinflussung durch letztere imterliegt, ist aber doch 
kein Gerichtshof mehr. Wir sind früher ohne die Verwaltungsjustiz 
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ausgekommen, und wir werden nach dem Kriege auch ohne sie aus- 
kommen. Es liegt gar kein Bedürfnis vor, daß imsere Ver^'altungs- 
behörden sich mit dem Sehein richterlicher Tätigkeit umgeben, und als 
Gerichtshöfe unter Zuziehung von Laien über das Recht sprechen, was 
' sie im Verwaltungswege angeordnet haben. Bei dem ordentlichen Ge- 
richt legt man besonderen Wert darauf, daß alle Richter zu den Parteien 
möglichst nicht in Beziehungen stehen. Beim Kreisausschuß und beim 
Bezirksausschuß sind die engsten Beziehungen zwischen einer Partei 
und dem Gericht selbst, mindestens aber zwischen einer Partei und dem 
Vorsitzenden des Gerichtshofes vorhanden. Die Justiz sollte die Kon- 
trolle der Verwaltung bilden. Bei uns kontrollieren besondere Ver- 
waltungsbeamte oder Verwaltungsbeamte in besonderer Eigenschaft die 
Justiz unter völligem Ausschluß 'wirklicher Justizbeamten. Was helfen 
alle die Rechtsmittel und Rechtsbehelfe in der Verwaltung, wenn für sio 
niemals wirkliche Gerichtshöfe, sondern immer nur Verwaltungs-- 
gerichtshöfe gegeben sind, bei denen die beklagte Polizei oder Ge- 
meinde tausend Wege hat, um außerhalb des Prozesses das Gericht zu 
beeinflussen, dem Gericht die Zweckmäßigkeit der Verwaltunga- 
anordnung zu erklären und plausibel zu machen, den Verwaltungs- 
gerichtshof gegen die Person des KlSgers einzimehmen, mit dem Ge- 
richt selbst über die Rechtsfrage Fühlung zu nehmen, kurz, in jeder 
Weise den Verwaltungisgerichtshof außergerichtlich zu beeinflussen. Und 
während das ordentliche Gericht in Preußen jeden Versuch einer Be- 
einflussimg blutig übel nimmt, steht der Verwaltungsgerichtshof, der 
Fühlung mit der Verwaltung haben soll, ganz anders da und ist für eine 
^ außergerichtliche Information durch Aktenzusendung, Spezialberichte, 
Konferenzen direkt dankbar. Dahin führt diese unselige Verquickung 
von Justiz und Verwaltung, zur sogenaimten Verwaltimgsjustiz. Was 
hilft es, daß auch Laien in dieser Gerichtsbarkeit tätig sind! Diese 
Laien entstammen den Gesellschaftskreisen der höheren Verwaltungs- 
beamten, mindestens teilweise. Diese I^aien haben für die überaus ver- 
wickelte Verwaltungsgesetzgebung selten die notwendigen Kenntnisse, 
oft nicht mal das nötige Interesse, um sich neben dem ihnen versitzenden 
höheren Verwaltungsbeamten ein selbständiges Urteil zu bilden. Sind 
sie aber, wie das meist der Fall ist, zudem noch alte oder gar aktive 1 

Polizeibeamte, Guts- oder Gemeindevorsteher, so sympathisieren sie 
wohl unbewußt von vornherein mit der beklagten Polizei oder Ge- 
meindeverwaltung. Man wende nicht ein, daß die ordentlichen Gerichte 
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den Aufgaben, denen sich bisher die Verwaltungsjustiz unterzieht, nicht 
gewachsen wären. Es kaixn unseren Juristen nichts schaden, wenn sie 
sich etwas in die Verwaltung einarbeiten. Das Ansehen der ordent- 
lichen Gerichte würde durch Vermehrung ihrer Kompetenz nur 
wachsen. Die unsinnige Bevorzugung der Verwaltung vor der Justiz, 
die ui allen Kulturländern unbekannt ist, würde fortfallen. Unsere 
Amtsgerichte haben auf dem Lande Zeit und Personal genug, um das, 
was bisher von dem Kreisausschuß als richterlicher Behörde entschieden 
wurde, zu bearbeiten. Die Judikatur unserer Landgerichte würde nur 
gewinnen, wenn sie für die Kompetenzen des bisherigen Bezirks- 
ausschusses zuständig würden. Das Vertrauen des Rechtsuchenden in 
die Gerichtsbarkeit in Verwaltungssachen \v1irde aber unzweifelhaft ge- 
waltig steigen. Er fände in erster Instanz nicht als obersten Richter den 
Landrat wieder, der in so vielen Fällen schon zu seiner Sache vor dem 
Prozeß Stellung genommen hat. In der Bezirksaueschußinstanz wäre 
der Rechtsuchende sicher, daß die Richter nicht einen geheimen Be- 
richt der Polizei oder des Landrats vor sich liegen haben» in dem 
Sachen stehen, die die Partei niemals erörtern oder widerlegen kann^ 
weil sie dieselben einfach nicht kennt. Geurteilt würde nicht nach den 
Akten, die der Kläger niemals ganz beherrschen kann, weil er sie 
selten ganz zu Gesichte bekommt. Wir müssen uns doch endlich von 
der Irrigen Vorstellung losmachen, daß die Gerichte in Verwaltungs- 
sachen dazu da sind, das Ansehen der Behörden, hier also der Ver- 
waltungsbehörden, möglichst zu stützen und aufrechtzuerhalten. Dabei 
ist doch keine Rechtsprechung möglich. Die erste Voraussetzung eines 
Gerichtsverfahrens ist, daß die Situation beider Parteien vor einem. Ge- 
richt grundsätzlich die gleiche ist. In jeder Klage bei einem ordent- 
lichen Gericht gegen den Fiskus versteht sich eine solche Auffassung 
völlig von selbst. Der Rechtsschutzgedanke verlangt das nun auch in 
Verwaltungssachen. Eine andere Frage ist, ob man überall dort, wo 
bisher ein Verwaltungsstreitverfahren möglich war, dasselbe bei- 
behalten will. Die neuere preußische Gesetzgebung scheint in letzter 
Zeit diesen Rechtsbehelf etwas einschränken zu wollen und der Be- 
schwerde an die vorgesetzte Behörde den Vorzug geben zu wollen. 
Darüber läßt sich streiten. Wir waren lange mit dem Verwaltungs- 
streitverfahren als Rechtsmittel außerordentlich freigebig. Wird das 
Amtsgericht zuständig, so wird vielleicht eine Einschränkung notwendig 
sein. Die Kontrolle der Verwaltung durch die Justiz würde dann, das 
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kann niemand bezweifeln, eine ganz andere als bisher sein, wenn die 
ordentlichen Gerichte zuständig würden, wie das in vielen Ländern der 
Fall ist. Wir sparten viele Behörden mit einem großen Apparat, und 
die Rechtsprechung böte mehr Garantien als bisher. Vor allem aber 
hätte der Rechtsuchende das Bewußtsein, von einem unbefangenen Ge- 
rieht in der Sache beurteilt zu werden* 

Die Volksfeindlichkeit unserer Verwaltung ist am klarsten ersichtlich 
aus der Verwaltungsjustiz. Die Bestimmungen erscheinen fast absieht« 
lieh undeutlich, um nicht zuviel Rechtsschutz gewähren zu müssen. Das 
Verfahren hat Fallstricke, die einer Gesetzgebung unwürdig sind, wie 
z. B. die Bestimmung, daß die Revisionsschrift für das Oberverwaltungs- 
gericht statt beim Bezirksausschuß beim Kreisausschuß, als dem Ge- 
richt erster Instanz,, eingereicht wird. Man übersieht leicht diese ju- 
ristisch einzig dastehende Bestimmung, durch die so mancher Re- 
visionskläger die Frist versäumt. Aber auch so manche andere Be- 
stimmung ist himmelweit entfernt von dem Gedanken des Rechts- 
schutzes gegen Polizeiwillkür. Das Publikmn nimmt an, daß ihm gegen 
polizeiliche Verfügungen die Wahlklage zustehe, es habe die Wahl ent- 
weder einer Klage oder einer Beschwerde, daß ihm mit der Beschwerde- 
erhebung die Klage abgeschnitten sei. Infolgedessen greift es häufig 
zur Klage, wo es gar nicht eine Nachprüfimg der rechtlichen Gesichts- 
punkte erreichen will, die Gesetzmäßigkeit gar nicht bestreitet, wohl 
aber die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Verfügung. Damit 
fällt es aber beim Verwaltungsgericht hinein; denn dieses darf weder 
die Notwendigkeit noch die Zweckmäßigkeit nachprüfen. Das würde 
dem Publikum selbstverständlich sein, wenn es sich um ein ordent- 
liches Gericht handelte. Das Verwaltungsgericht, Bezirksausschuß und 
Kreisausschuß sind für eine ganze Anzahl von Verwaltungsakten, Be- 
stätigungen, Genehmigungen, Beschwerden über Zweckmäßigkeit und 
Notwendigkeit von Fluchtlinien, Baudispensen usw. zuständig. Wie soll 
hier der imglückliche Bürger darauf kommen, daß in der imrichter- 
lichen Tätigkeit das Verwaltungsgericht gegenüber polizeilichen Ver- 
fügungen sich auf ein Erkenntnis über die Gesetzmäßigkeit beschränken 
muß, und die Beschwerde hinsichtlich der Zweckmäßigkeit und Not- 
wendigkeit das gegebene ist. Durch diese absichtlich verzwickte und 
verklausulierte Rechtslage findet sich mancher Anwalt nicht hindurch. 
Der Gesetzgeber will das offenbar. Er will ebenso wie beim preußi- 
schen Landtagswahlrecht, wo der geheime Zweck des Gesetzes darin 
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bestand, die Wahlbeteiligung zu erschweren, den Rechtsschutz nuT aul 
dem Papier haben, einen Rechtsschutz, von dem man als Laie oft nicht 
Gebrauch machen kann, weil er zu kompliziert ist. Ich erinnere 
an das Zuständigkeitsgesetz. Daß ein besonderes Gesetz zur Ergänzung 
des Landesverwaltungsgesetzes die Instanzen, Kompetenzen und Rechts- 
züge angeben muß, ist doch unerhört. Es handelt sich nicht etwa um 
ein Ausführungsgesetz für Preußen, sondern tim Auslegung und Er- 
gänzung eines absichtlich verklausulierten preußischen Gesetzes durch 
ein anderes, lichtscheu und dunkel wie der ganze Betrieb der preußi- 
schen inneren Verwaltung. 

Einer Uebertragung der ganzen Verwaltungi^erichtsbarkeit aul die 
ordentlichen Gerichte ist schon das Wort geredet. Schon jetzt versucht 
mancher über Polizeiverordnungen und ihre Gültigkeit eine Ent- 
scheidung durj^h den ordentlichen Richter herbeizuführen, dadurch, 
daß er sich vom Schöffengericht wegen Uebertretung einer Polizei- 
verordnung bestrafen läßt, den W<eg zu wählen, der ihm unter 
Umständen größere Gewähr für eine unbefangenere Beurteilung der 
Gültigkeit einer Polizeiverordnimg bietet. Oberverwaltungsgericht und 
Kammergericht haben oft in Rechtsfragen im völlig entgegengesetzten 
Sinne entschieden. Unsere ordentlichen Gerichte sind schon jetzt häufig 
mit Verwaltungsfragen befaßt, eine Ausbildung imserer Juristen im 
Verwaltungsrecht wird längst von allen Seiten gefordert, imsere Straf- 
richter müssen sich immerzu mit Polizeiverordnungen beschäftigen, 
unsere Zivilrichter haben tagtäglich Rechtsfragen aus dem Gebiete 
des öffentlichen Rechts zu entscheiden. Wie oft bringen nicht die Par- 
teien in Bausachen, Mietssachen usw. Polizeiverfügungen imd Bescheide 
vor, deren Gültigkeit und Rechtsbeständigkeit von dem Zivilgericht 
9U9 irgendeinem Grunde mitentschieden werden muß. Wieviel Zeit 
verbrauchen jetzt die ordentlichen Gerichte vielfach, um in Straßenbau- 
und Waaserangelegenheiten, in Wege- und Jagdsachen, in Gehalts- 
sachen und Pensionsangelegenheiten ihre Unzuständigkeit oder Zu- 
ständigkeit klarzustellen und zu ermitteln. Zuweilen sind beide nach- 
einander zuständig, erst die Verwaltungsgerichte imd dann die 
ordentlichen, -so in Kommunalbeamtengehaltssachen. Verschiedene Be- 
hördenapparate werden also nacheinander in Tätigkeit gesetzt, ohne 
damit die Rechtsicherheit zu erhöhen. Alles das ist so tmübersichtlich, 
kompliziert, daß man immer wieder den Eindruck hat, diese ganze 
Energieverschwendung der Gesetzgebung, mit all den Fristen, ist nur 
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dazu da, die Verfolgung materieller Ansprüche so zu erschweren, daß 
die Partei den Mut verliert, sich durch all die Instanzen und Behörden 
hindufchzukämpfen. Nach anderes kommt hinzu. Ebenso freudig 
wie eine Verwaltungsbehörde der anderen ihre geheimsten Akten ge- 
wöhnlich vorlegt, ebenso zögernd ist die Aktenvorlegimg von der Ver- 
waltungsbehörde an das ordentliche Gericht. Da gibt der Regienmgs- 
prüsideut und der I..andrat die Sachen nicht so ohne weiteres heraus. 
Das ordentliche Gericht ist viel unvoreingenommener als der Bezirks- 
ausschuß, der seinen geheimen Landratsbericht auf dem Gerichtstisch 
liegen hat, aber nicht mitteilt. Der Geist des alten Polizeistaats mit 
seiner Bevormundungssucht, seinem Mißtrauen gegen den Staatsbürger, 
seiner Heimlichtuerei, seiner Kleinlichkeitskrämerei ist beim Veiwal- 
tungsgericht viel stärker vorhanden. Schon beim Kreisausschuß sahen 
wir, wie das Verwaltungsgerichtsverfahren zur lächerlichen Farce wer- 
den kann. Dieses Verfahrens wegen brauchten die Regierungen nicM 
zu bleiben. Wer eine wirkliche Rechtskontrolle der Verwaltung 
Wünscht, wird den Uebergang der Tätigkeit der Verwaltungsgerichte 
auf die ordentliche Justiz für dringend wünschenswert erachteiL 

^ ProTinz und Regierung. 

Von einer Verteilung der Geschäfte zwischen Provinz und Regierung, 
also zwischen Selbstverwaltungskörper des Kommunalverbandes imd 
allgemeiner Landesverwaltung, kann man eigentlich insofern nicht 
reden, als ja die allgemeine Landesverwaltung, also Regienmg und 
Oberpräsidium, meist nur als Aufsichtsbeamte tätig sind, während der 
Kommunalverband der Provinz selbst arbeitet. Trotzdem kann man 
nicht sagen, daß die Scheidung dadurch vollständig vollzogen wäre, auch 
auf Grund des Gesetzes vom 30. April 1873 nicht. Einerseits sind die 
Aufgaben der Provinz nicht scharf genug umrissen, worauf wir noch 
später kommen. Andererseits blieb von vornherein ein gewisser 
Dualismus bestehen, eine doppelte Zuständigkeit von allgemeiner 
Landesverwaltung und Provinzialverwaltung. Beide befassen sich mit 
Förderung und Pflege von Kunst und Wissenschaft, beide mit Wirt- 
sehaftspflege, Straßen imd Wegen, der Arbeilerfürsorge Eisenbahn- 
und Kleinbahnwesen, vor allem beide mit der Landwirtschaft. Außer- 
dem gibt es noch eine besondere landwirtschaftliche Verwaltung und 
eine Landwirtschaftskammer. Es ist staunenswert, wieviel Behörden 
sich in Preußen offiziell theoretisch und praktisch mit der Landwirt- 
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Schaft beschäftigen. Eine einzige würde genügen und könnte mehr tun 
als alle die bestehenden. Auch die Pflege des Gesundheitswesens ist 
wunderbar aufgeteilt zwischen Provinzialverwaltung imd allgemeiner 
Landesverwaltung. Die Hauptlasten trägt die Provinz, den Bau und die 
Unterhaltung all der Anstalten, die für Geisteskranke, Taubstumme, 
Blinde, Verkrüppelte und für das Hebammenwesen notwendig sind. Im 
übrigen befaßt sich die Regierung polizeilich eingehend mit dem Ge- 
sundheitswesen. Doppelte Zuständigkeit ist vorhanden für Klein- 
wohnungswesen, Arbeitsnachweis, Obdachlosenwesen, Arbeiterkolon^n, 
Kinderhorte, Volksbüchereien, Heimatschutz, landwirtschaftliche Me- 
lioration, Ent- und Bewässerungen. In Wirklichkeit läßt sich diese Liste 
natürlich noch verlängern. 

Sind doch die Provinzialverbände nichts weiter als die Gemeinden 
höchster Ordnung, der kommunale Zwischenbau zwischen den Ge- 
meinden und dem Staatsverbande; nicht Verwaltungsbezirke, sondern 
wirkliche Gemeinden ''mit eigener korporativer Verfassimg, Selbst- 
verwaltungskörper und juristische Personen. Dementsprechend ist die 
Vertretung der Provinz, der Provinziallandtag, schon jetzt befugt, An- 
träge und Beschwerden, welche die Provinz oder einzelne Teile der- 
selben betreffen, an die Staatsregierung zu richten. Schon diese Be- 
stimmung gibt ihm, dem Parlament der Provinz, eine weitgehende Zu-» 
ständigkeit^ Bisher scheiden sich die Aufgaben des Provinzialverbandes 
in solche, zu deren Verrichtung die Provinzgemeinde gesetzlich ver- 
pflichtet ist (Hammerschmidt, „Die provinzielle Selbstverwaltung West- 
falens", Münster 1909, S. 36), und in solche, die freiwillig von ihr über- 
nommen werden. In ersterer Hinsicht kommt insbesondere die 
Dotationsgesetzgebung in Betracht, wonach den Provinzen außer der 
Unterhaltung und Verwaltung der früheren Staatschausseen die Für- 
sorge für den Neubau von chaussierten Wegen imd die Unterstützung 
des Gemeinde- imd Kreiswegebaues, die Förderung von Landesmeliora- 
tionen, das Landarmen- und Korrigendenwesen, das Irren-, Taub- 
stummen- imd Blindenwe«en, das Hebammenunterrichtswesen, Pflege 
von Kimst imd Wissenschaft, die Unterstützung von Wohltätigkeits- 
anstalten obliegt. Hinzugekommen ist später die Fürsorgeerziehung, 
die landwirtschaftliche Unfallversicherung sowie die Feuersozietät. 
Freiwillig übernommen ist, wie wir oben sahen, aber vieles andere, was 
im Interesse der Förderung materieller und geistiger Entwicklung der 
Provinz liegt. Kann doch der Provinziallandtag neue Angelegenheiten 
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Steuernabteilung. 

Von dem Geschäftsbereich der Regierungen ist die Steuerabteilung 
ihrer ganzen Natur nach leicht an die Verwaltung der indirekten 
Steuern, die Oberzolldirektion, anzugliedern; sachlich hängt sie mit 
dieser viel mehr zusammen, als mit der ehemaligen Abteilung des 
Innern der heutigen Präsidialabteilung der Regierung. Alle Kataster- 
angelegenheiten würden dann an eine technische Behörde für alle 
Steuer- und t-andmeseerangelegenheiten übergehen. Auch die Tax- 
ämter für den Grundstücksverkehr gehören dazu, die Plankammer usw. 
Daß die Einkommensteuerveranlagung getrennt werden muß von der 
allgemeinen Landesverwaltimg, und die Verquickung der landrätlichen 
Geschäfte mit der Einkommensteuerveranlagung ein Unding ist, haben 
jetzt selbst die Landräte eingesehen, und bis tief in die Kreise der Frei- 
konservativen hinein fordert man besondere Steuetkommissare für die 
Einlvommensteuerveranlagung. Eine große Steuer^ und Zollbehörde 
für alle direkten und indirekten staatlichen Abgaben gleichzeitig als Be- 
rufungs- und Beschwerdeinstanz für Gemeindesteuerangelegenheiten ist 
eine selbstverständliche Forderung. Die Einziehung der Steuern wird 
immer bei 4er Gemeinde bleiben müssen. Zur Entscheidimg von Strei- 
tigkeiten werden vielleicht bei der staatlichen Steuerbehörde besondere 
Steuergerichtshöfe, Berufungskommissionen und ein oberster Steuer- 
gerichtshof als Ersatz des Oberverwaltungsgerichts zweckmäßig sein. 

Sehulabteilung. 

Was die Schulabteilung der Regierung anbelangt, so ist vielfach die 
Forderung der Uebertragung an die Kreisinstanz aufgetaucht. Die neue 
Großgemeinde wird manches, wie die Schulinspektion, allerdings von 
der Regierung übernehmen müssen; im übrigen genügt für die Provinz 
völlig eine der Provinzialverwaltung angegliederte Schulaufsichts- 
instanz. Schon jetzt hat das ProvinzialschulkoUegium die ganze An- 
gelegenheit der höheren Schule der Provinz. Das einheitliche Schul- 
system führt ganz von selbst dazu, daß die Unterscheidung von Provin- 
zialschulkoUegium und Regierung als Schulbehörden fortfällt und eine 
einheitliche Schulbehörde in der Provinzialverwaltung alle Schulen, 
nicht nur die höheren, sondern auch die Volksschulen, Fortbildungs-, 
Haushaltungs-, Frauen-, Gewerbe-, Landwirtschafts-, Privatschulen usw. 
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überwacht. Weitgehende Rechte der Großgemeinde an ihren Schulen 
über externa und interna würden die Aufsichtsrechte sehr beschränken 
können und damit Äufsichtsbeamte sparen. 

Abteilung Domänen und Forsten. 

Landwirtschaftskammer, Landschaft, Wassergenossenschaften, Deich- 
sachen, Mühlensachen, Rentengüter, Fischereisachen, die Angelegen- 
heiten der Meliorationsbauämter, die Bauausführumg imd die 
Unterhaltung der Meliorationsanlagen, die Bearbeitungen der Mello- 
schaften, Deichsachen, Mühlensachen, Rentengüter, Fischereisachen, 
die Angelegenheiten der Meliorationsbauämter, die Bauausführung und 
die Unterhaltung der Meliorationsanlagen, die Bearbeitungen der Melio- 
rationsprojekte, die meliorationstechnischen Angelegenheiten der Do- 
mänenverwaltungen sind bei der Provinzialverwaltung ebensogut auf- 
gehoben, wie alle Forst- und Domänensachen. Die Provinzialverwaltung 
ist vor allem landwirtschaftliche Verwaltung, hat groSe landwirtschaft- 
liche Eigenbetriebe, arbeitete schon jetzt immerzu in landwirtschaft- 
lichen Meliorationen. 

Daß sie die ganze landwirtschaftliche Melioration zugewiesen erhält, 
ist eigentlich selbstverständlich, da der gegenwärtige Zustand eine 
Kraftverschwendung ist. Aber auch die Forst- und Domänensachen 
wird sie gerade so gut verwalten können wie der Staat. Die Provinzial- 
verwaltung ist, wie schon oft bemerkt, die gegebene Aufsichtsbehörde für 
die Großgemeinde, und damit auch für die von derselben zu betreiben- 
den landwirtschaftlichen Eigenbetriebe. Es ist also geradezu das Ge- 
gebene, die Verwaltung der Staatsdomänen der Provinz zu überweisen. 
Alle Klagen über Verpachtungen von Domänengütem allein an Kon- 
servative werden damit aufhören; alle Begünstigungen einzelner dabei 
aus politischen Rücksichten müssen fortfallen. Alle Politik, die mit 
Domänengütern getrieben wird, wie Dänentöterei imd Polentöterei, hört 
auf, wenn diese Verwaltung der Kontrolle des Provinziallandtags unter- 
steht und aus dem Dunkel der Regierungsverwaltung herausgenommen 
wird. Die vom Liberalismus so stürmisch geforderte Aufteilung vieler 
Domänengüter zur Kleinsdedelimg kann sich unter der Führung wirk- 
licher Freunde der Kleinsiedelung unter den liberalen und sozialisti- 
schen Provinziallandtagsmitgliedern leicht vollziehen. Damit wären wir 
schon bei der Aufteilung der Präsidialabteilung der Regierung an- 
gelangt 
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PräsidialabteiluBg. 

In dieser Präsidialabteilung sind viele Angelegenheiten, deren Be- 
arbeilung zweckmäßig den Ministerien allein zufiele; Hierhin ge- 
hört Statistik, soweit nicht provinzialstatistische Aemter und die Ge- 
meindestatistik die Arbeit leisten, politische Polizei, Ergänzung der 
Generalstabskarten, Grenzsachen, herrenlose Nachlässe, Staatsangehö- 
rigkeitssachen, soweit nicht die Gemeinde in Betracht kommt, Aus- 
wanderungswesen, Verkehr mit dem Auslande, Beaufsichtigung der 
Provinzialanstalten und alles Militär- imd Mobilmachungswesen. 

Anzugliedern wäre der Brovinzialverwaltung dagegen eine Handels- 
und Gewerbeabteilung als Aufsicht und Unterstützung der Handels- 
kammern und der gewerblichen Betriebe der Gemeinden, ihrer Ge- 
werbegerichte, Kram- und Viehmärkte, Baugewerkschulen, Hand- 
werkerorganisationen, Arbeitsämter, Arbeitsnachweise, Berufsberatun- 
gen, statistischen Aemter, Marktpreistabellen usw. Das Arbeitsamt der 
Gemeinde würde linendliche Vorteile haben, wenn es in einem der- 
artigen Gewerbeamt der Provinz eine Stütze, fortgesetzte Anregung und 
Förderung hätte; ebenso wie der landwirtschaftliche Eigenbetrieb der 
Großgemeinde in dem großen Landwirtschaftsbetriebe der Provinz sein 
Vorbild und seine Stütze hat 

BanrerwaHuiig. 

Was die Bauverwaltung des Staates und sein Kassenwesen anbelangt, 
so kann diese leicht ebenfalls von der Provinz mit übernommen werden, 
wenn man nicht vorziehen will, dieselbe selbständig zu machen. Schon 
jetzt hat die Provinz eine vielfach umfangreiche Hochbau- und Wege- 
bauverwaltung und eine große Finanzverwaltung. Von der ganzen 
Präsidialabteilung der Regierung bleibt dann nur übrig die Polizei- 
und die Kommunalaufsicht und nach der Geschäftsverteilimg einer 
preußischen Regierimg nachfolgendas im einzelnen: Rote-Kreuz- 
Medaille- und Luisenordensachen, Ordensverleihungen zum Krönungs- 
feste, Orden imd Ehrenzeichen für gewerbliche Verdienste, Fidei- 
kommisse, Veterinärwesen, Pensions- tmd Unterstützungssachen, Ver- 
hinderimg von Arbeiterunruhen und Preßangelegenheiten, Landllags- 
wahlen, Theater- und Polizeiaufsicht über Bestrafte, Fundsachen und 
Tanzlustbarkeiten, Namensänderungen und Prämien für Rettung Schein- 
toter, Ausgrabungen imd Kirchenangelegenheiten, Untersuchung eiser- 
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die Anwesenheit eines unmittelbaren Vertreters des Königs, einen vom 
König ernannten Verwaltungsbeamten notwendig machte, wie es der- 
belgische Gouverneur und der russische Kreische! im Baltikum war, so 
ist ein derartiger Beamter zur Ausübung monarchischer Befugnisse 
jetzt überflüssig. Für die Verbindung der Provinzialveirwaltiuig mit 
dem neuen Reiche genügt ein Provinzialminister völlig. 

Notwendig aber ist die Uebertragung der Polizei und der Kommunal- 
aufsicht an die kommunale Behörde ©elbst, nicht etwa an ihre Organe. 
Die* unglückliche Uebertraguug dieser Befugnisse an die Organe von 
Kommunalverwaltungen, nicht an die Kommunalverwaltungen selbst hat 
dahin geführt, daß in der Stadt der mit der Polizei beauftragte Bürger- 
meister unter Umständen gegen sich selber arbeiten, Auflagen an seine 
eigene Gemeinde erlassen, die von ihm selbst vorgeschlagenen Be- 
schlüsse beanstanden muß. Damit kommen wir nicht weiter. Der Staat 
hat in diesem Kriege auf manches verzichten müssen. Die wichtigste 
Forderung der Demokratisierung im Innern ist der Uebergang der Po- 
lizei vom König auf die beiden Kommunalverbände Großgemeinde und 
Provinzialverband. 

Die Provina. 

Der Aufbau des Provinzialverbandes muß aber ein ebenso 
demokratischer sein, wie der der Großgemeinde. Der Provinzial- 
verband darf keine Ständekorporation darstellen, wie die alte Pro- 
vinz vor Schaffung des Provinzialverbandes, aber auch kein Parlament 
nur aus Leuten von Bildung haben, wie der heutige Provinziallandtag, 
der durch Landräte verunreinigt ist, wie Heinrich Rickeit zu sagen 
pflegte. Allgemeine gleiche geheime direkte Wahl zum Provinziallandtag 
ist für die Gegenwart eine selbstverständliche Forderung. Werden da- 
bei vielfach die Häupter von Großgemeinden gewählt, so schadet das 
nicht. In der Praxis wird das schon deshalb nicht so sehr eintreten, weil 
der neue Wirkungskreis des Provinzialverbandes ein so großer is-t, seine 
Tätigkeit eine so intensive, daß die Häupter der Großgemeinde für die 
doppelte Tätigkeit keine Zeit haben werden. Der Provinziallandtag, 
nach Bedarf zusammenberufen, wird eine kontrollierende und an- 
regende Tätigkeit ausüben. Für die Verwaltung der Provinz selber ist 
er zu groß. Diese Verwaltung kann nur durch Ausschüsse erfolgen. 
Was diese anbelangt, so kommt in Betracht, daß der Provinzialverband 
mit großen Eigenbetrieben die Aufsicht über den Eigenbetrieb der 
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hält, selbst Gewerbetreibender im großen ist, Lieferant und Zentrale 
lür alle Eigenbetriebe der Großgemeinden, dabei mit Gebühren und 
Beiträgen arbeiten kann. Immerhin muß dem Provinzialverband ein 
Besteuerungsrecht der Großgemeinden zugebilligt werden in Grenzen, 
die durch die Leistungsfähigkedt der Großgemeinde gegeben sind. 

ProTlnzialminister. 

Wenn die Gemeinde vor allem wirtschaftlicher Verband ist, gegliedert 
in Bezirke, verwaltet von den Vorstehern dieser Bezirke unter der 
gedachten Kontrolle, wenn die Provinz für jede Gemeindetätigkeit 
das übergeordnete Zentralamt besitzt, so wird die Tätigkeit des Pro- 
L vinzialministers als einzigen Staatsbeamten von eminenter Bedeutung 
sein. Bei einem nur einigermaßen parlamentarischen Regiment 
wird sich von selber ergeben, daß die Beamten des Minisi'e- 
riums nicht nach dem Alter des Uradels, Beziehungen zu ein- 
flußreichem Hofadel, bei bürgerlichen auch Biegsamkeit vor der 
herrschenden feudalen Gruppe und anderen schönen konservativen 
Gesichtspunkten ausgesucht werden. Die Leistung muß hier allein 
den Ausschlag geben, imd zwar die Leistung in wirklichen Selbst- 
verwaltungskörpem. Es müssen Personen zu Ministem befördert und 
als solche tätig werden, die wirkliche Verdienste haben in Aemtern, 
in denen sie vom Volke gewählt und kontrolliert waren. Diese 
Leute sind dann imstande, Anregungen zu geben. Sie sind würdige 
an einer Zentralstelle zu stehen, den großen Ueberblick von dieser 
Stelle zu haben und fähig, diese Stellung fortgesetzt zu verwerten und 
auszunutzen. Wenn die Tüchtigkeit im Staate sich auch mal oben» imd 
nicht nur unten findet, wird unser Staat im Innern noch ganz andere 
Leistungen aufweisen können als bisher. TJnd in der Verwaltung, wo 
die Tüchtigkeit bei der Gemeiinde tmd der Provinz bisher die so über- 
ragend größere war, wird dann ein ganz anderes Arbeiten möglich sein, 
falls die Zentralstelle ihre Aufgabe, statt politisch, kulturell auffassen 
kann, weil tatsächlich Kulturträger in diese Stellungen befördert sind« 
Das ist ja der Grund des ewigen Politisierens der Landräte und Ober- 
präsidenten, der Ministerien und Geheimräte. Sie würden niemals ein 
Stadtverordnetenkollegium so führen können, daß jeder Sozialdemokrat 
darin überzeugt ist, daß der Vorsitzende mehr davon versteht, als die 
Opposition. Sie haben auch selbst längere Zeit keiner Gemeindebehörde 
mit Erfolg vorgestanden» Nur weil sie das Fundament nicht haben, 
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lassen sie sich mit Vorliebe auf die staatspolitische Seite der Sache ein, 
das heißt die Seite, die «de vertreten wollen und können, die konserva- 
tive, und behandeln die Sache mehr oder weniger politisch. Deshalb 
dieser klaffende Zwiespalt zwischen Staat und Gemeinde, deshalb diese 
überflüssige Gegnerschaft in vielen Fragen. Als ehemaliger Landrat hat 
der Ministerialbeamte von der Gemeinde keine übermäßig günstige Mei- 
nung. Er ist womöglich jahrelang Gegner seiner Kreisstadt gewesen. Oder 
er hat als Regierungspräsident womöglich einer Stadt feierlich „sein 
Wohlwollen entzogen". Daß dieser selbe Mann als Geheimrat im Mi- 
nisterium kein Vertrauen in Gemeindeangelegenheiten genießt imd ver- 
dient, ist wohl selbstverständlich. 

Beim Militär dient jeder von der Pike auf, im städtischen Leben ist 
es selbstverständlich, daß der imbesoldete Stadtrat mal Stadtverord- 
neter gewesen ist. In Preußen.macht man fortgesetzt Beamte zu Or- 
ganen der Aufsicht über die Selbstverwaltung, denen das Fundament 
bis zu einem gewissen Grade fremd ist. Stellen wir an die Vorbildung 
der Verwaltungsbeamten die Anforderung, daß sie Stadtverordnete 
oder G^meindeverordnete gewesen sein müssen, so wird sofort ein 
ganz anderer bürgerlicher Zug durch die Behörde gehen, die sich bisher 
aus alten Landräten, Regierungsräten zusammensetzt 

Eine gründliche Erneuerung des Personals- in dem gedachten Sinne 
ist schon deshalb notwendig, weil bei dem neuen Aufbau das wirt- 
schafliche Moment für die innere Verwaltung eine ganz andere Rolle 
spielt als bisher. Der wirtschaftliche Apparat der neuen Groß- 
gemeinde, wie wir ihn geschildert haben, ist ein so schwieriger und 
komplizierter, daß er ohne geniale Unterstützung durch das über- 
geordnete Provinzialzentralamt undenkbar ist. Ueber das Verhältnis 
des Provinzialzentralamts zum Provinzialminister und das des letzteren 
zum Reich läßt sich erst sprechen, nachdem feststeht, was aus Preußen 
wird. Jedenfalls wird das Ministerium geistig die Spitze des ganzen 
verwickelten Wirtschaftsapparates werden. Frei, breit und demo- 
kratisch baut sich Gemeindeverwaltung und Provinzalverwaltung 
auf nach kulturpolitischen Gesichtspunkten bei unserer neuen 
Konstruktion. Diesem Aufbau muß die Spitze des Ministeriums 
entsprechen, und zwar nicht nur in der Auswahl der Ministerial- 
kommissare, sondern auch in der Art ihrer Betätigung. Sie 
müssen den Staat als Vermögenseubjekt vertreten. Schon diese erste 
Funktion gibt ihnen eine überragende Stellung. Sie müssen aber auch 
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Organe für die Ausübung des Aufsichtsrechts sein, über dessen 
Beschränkung schon gesprochen ist. Daß es der Provinz gegenüber 
geradeso beschränkt werden muß, wie gegenüber der Gemeinde, ver- 
steht sich von selbst. Endlich müssen sie, und das ist das wichtigste, 
die Organe der kulturpolitisch orientierten Staatsverwaltung sein, 
also diejenigen, die den Fortschritt anregen, Material schaffen für die 
Orientierung, den Provinzialämtem zur Seite stehen imd bis in die 
Gemeinden hinein kulturpolitisch Segen stiften. Es versteht sich von 
selber, daß ein Landrat, der sich mal durch Betätigung reaktionärer 
Gesinnung sehr ausgezeichnet hat, jetzt ungeeignet ist. 

Eine gewisse Dezentralisation ist die unvermeidliche Beigabe 
jeder Selbstverwaltung. Gilt es doch, die Schäden dieser De- 
zentralisation auszugleichen durch Ueberordnung auisgezeichneber 
Persönlichkeiten in den Zentren, die trotz der Dezentralisation 
alles das ausgleichen, was die Dezentralisation verschuldete, Per- 
sönlichkeiten, die die Erfahrungen übermitteln, die Gesamtergeb- 
nisse prüfen und vergleichen, dem einzelnen Selbstverwaltungs- 
körper alles das an Erfahrungen, Statistiken usw. zugänglich machen, 
was er infolge der Dezentralisation entbehrt. Eine gewaltige Rolle wird 
dabei die Statistik spielen. All die unvollkommenen Behelfsmittel der 
Städtetage imd Städtevereinigungen, Landgemeindetage imd Städte- 
bünde werden durch eine großzügige staatliche Organisation für ver- 
gleichende Statistik imd Austausch der Erfahrungen ersetzt. 

Eine andere Durchbildung der Ministerien ist selbstverständlich, 
wenn dieselben obersten Behörden füi* eine neue Organisation werden 
sollen. Das Landamt der Großgemeinde soll dem Zentrallandamt der 
Provinz unterstehen. Zwischen den Zentralämtern der Provinzen und 
den Bedürfnissen dee Staates bildet der Provinzialminister die Brücke. 
Seine Arbeit wird vor allem eine technische sein. Das schadet aber 
auch nichts. Wollen wir doch gerade die Behörden entpolitisieren. 
Kulturpolitik soll überall an die Stelle der Parteipolitik gesetzt werden. 
Zurzeit ist die Zuständigkeitsfrage, was die Ministerien anlangt, eine 
überaus komplizierte, aber der EinQuß des Ministeriums des Innern ist 
ein überwiegender wegen der überragenden Stellung, die das Polizei- 
ministerium gegenüber den Kommunalverbänden hat. Fällt der Land- 
rat als politischer Beamter und Vertrauensmann der Konservativen 
fort, ebenso der Oberpräsident, dann ist es vorbei mit dem amtlichen 
Wahlapparat der Konservativen, zu Ende mit der Wahlorganisalion der 
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Regierung, zu Ende damit, daß die ganze Verwaltung politisch ver- 
seucht wird. Dann muß es endlich auf Tüchtigkeit und nicht mehr aul 
X>olitische Betätigung ankommen. Der ganze Apparat ist entgifliet 

Was die Staatskommissare der Minister, die Oberpräsidenlen, angeht, 
so ist ihre weitere Beibehaltung in der Stellung als Vertreter der 
Regierung geg<enüber dem Provinzialkommunalverband jetzt über- 
flüssig, um die Einheit des Staates und seiner Einrichtungen zur Geltung 
zu bringen. Allerdings läßt sich sagen, daß, wenn wir so viel staat- 
liche Befugnisse an die Kommimen bringen, wie das von uns im vor- 
stehenden geschildert ist, die Reibungsflächen zwischen kommunalen 
und staatlichen Behörden sehr erweitert werden. Ein angesehener 
hoher Staatsbeamter in imabhängiger Stellung als Vertrauensperson 
und Vermitlleo*, nicht als Wahlagent der Regierung, wie bisher, könnte 
also nur nützlich sein. Zu dieser Stellung als Vermittler der Kommunal- 
verbände bei dem Staate dient ja der Provinzialminister. Es würde 
auch zweckmäßig sein, diesem staatlicheta Beamten diejenigen Arten der 
Polizei zu belassen, die politisch nicht mißbraucht werden können, also 
Strompolizei, Unfallpolizei, Eisenbahnpolizei. 

Es fragt sich schließlich, welche Gesetze notwendig sind, um die vor- 
stehendem Reformen für die Demokratisierung der inneren Verwaltung 
durchzuführen. Die Antwort ist verhältnismäßig leicht. Mit der Auf- 
hebung der Städteordnungen, Gemeindeordnungen, Kreisordnungen 
und Provinzialordungen, des Landesverwaltungsgesetzes und Zu- 
ständigkeitsgesetzes Hand in Hand gehen müßte der Erlaß eines ein- 
zigen Verwaltungsgesetzes, das die Normen über die Großgemeinde 
und die Provinzialverwaltung enthält. 
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